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Jens Reuter

Die Entstehung des Kosovo-Problems

Das Kosovo-Problem ist ein klassisches Beispiel
für einen Territorialkonflikt, in dem historisch
begründete mit ethnisch fundierten Ansprüchen
zusammenprallen. Die Serben insistieren auf der
Geschichte und werden nicht müde darauf hinzu-
weisen, daß das Kosovo im Mittelalter die Wiege
ihrer Kultur und Kirche sowie das politische Zen-
trum ihres Reichs war. Sie bezeichnen das Kosovo
als das „serbische Jerusalem“, um ihre starke emo-
tionale Bindung an dieses Territorium zum Aus-
druck zu bringen.

Die Kosovo-Albaner behaupten dagegen, sie seien 
die Abkömmlinge der alten Illyrer und damit die
Ureinwohner dieser Region. Als das älteste Volk
auf dem Balkan hätten sie schon lange Zeit im
Kosovo gelebt, bevor die Slaven am Ende des
6. Jahrhunderts ihren Fuß auf den Balkan setzten. 
Doch die Kosovo-Albaner haben nicht allein histo-
rische Argumente, sie haben auch die ethnischen
Fakten auf ihrer Seite. Vor dem jüngsten Krieg
waren nicht weniger als 90 Prozent der ,15 Mil2 -
lionen Einwohner Kosovos Albaner; das sagen
zumindest demographisch fundierte Schätzungen.
Eine genaue Zahl gibt es nicht, da die Albaner die
Volkszählung von 1991 boykottiert haben. Die
Anzahl der im Kosovo seit vielen Jahrhunderten
ansässigen Serben wurde hingegen auf lediglich
180 000 Menschen geschätzt - verglichen mit den
Albanern eine bescheidene Größe.

1948 stellten die Serben noch 24 Prozent der
Bevölkerung im Kosovo, die höhere Geburtenrate
der Albaner und ein stetiger serbischer Abwande-
rungsprozeß sorgten für die Verschiebung der
Gewichte. Fragt man, weshalb sich nicht nur serbi-
sche Nationalisten emotional so stark an ein
Gebiet gebunden fühlen, in dem die Serben 1998
weniger als zehn Prozent der Bevölkerung stellten,
dann muß man den Kosovo-Mythos erwähnen als
den grundlegenden, ethnizitätsstiftenden Mythos
der Serben. Dieser Mythos beschreibt im serbisch-
nationalen Sinne das Ende einer paradiesischen
Urzeit. Besonders im 19. Jahrhundert wurde das
romantisch verklärte Bild vom Großreich des
Zaren Stevan Duäan (1331-1355) entworfen.
Damals erreichte Serbien seine größte räumliche
Ausdehnung. Das Kosovo mit seinen Bergwerken,
in denen Silber, Gold, Blei und Eisenerze abgebaut
wurden, sicherte nicht nur den Reichtum des Herr-
schers, es stellte auch die wechselnden Hauptstädte

und war das Herzstück des Reichs. So waren die
serbischen Angelegenheiten vermeintlich auf das
Beste geordnet. Alle Serben lebten glücklich in
einem großen Gemeinwesen, dessen Architektur,
Wandmalerei und Handschriften bis in unsere Zeit
Zeugnis von seiner hohen Kultur ablegen. Unter
Mißachtung der historischen Tatsachen erweckten
Lieder und Legenden den Eindruck, bis zur
verhängnisvollen Schlacht auf dem Amselfeld 
(Kosovo) im Schicksalsjahr 1389 sei Serbien ein 
blühendes Reich gewesen. Danach habe das Mar-
tyrium des viele Jahrhunderte dauernden Türken-
jochs begonnen. Zwietracht und Verrat seien ver-
antwortlich für die Niederlage, die Vertreibung aus
dem Paradies und das Martyrium der Türkenherr-
schaft. Besonders unter dem Einfluß der Ideen der
Französischen Revolution und der deutschen
Romantik richtete sich der Wille zum eigenen
Nationalstaat am romantisch verklärten Bild des
mittelalterlichen serbischen Reichs aus. Herzstück
dieses Reiches war das Kosovo, das stereotyp als
die „Wiege des serbischen Staats“ bezeichnet
wurde1.

1 Vgl. Jens Reuter, Die Albaner in Jugoslawien, München
!982,S.25f.
2 Vgl. Hans-Michael Miedlig, Gründe und Hintergründe
der aktuellen Nationalitätenkonflikte in den jugoslawischen
Ländern, in: SÜDOSTEUROPA, (1992) 2, S. 116-130.

So wurde eine politische Mythologie entwickelt,
die nicht rational erfaßt, sondern geglaubt werden
wollte. Wenn viele Serben noch am Ende des
20. Jahrhunderts im Kosovo ihr „Heiliges Land“
erblicken, so speisen sich die damit verbundenen
Emotionen auch aus einer anderen Quelle. Es ist
die serbisch-orthodoxe Kirche, die die Jahrhun-
derte hindurch immer die Religion der Nation pre-
digte. Die Kirche ist der eigentliche Gralshüter des
Kosovo-Mythos. Sie sah ihre heiligste Aufgabe
darin, den Glauben an ein Königreich zu nähren,
das in alter Größe erstehen und alle verstreuten
Glieder des serbischen Volkes wieder vereinigen
würde. Jedes Jahr am Veitstag (28. Juni), dem
Jahrestag der Schlacht, gedenkt die serbische Kir-
che nicht nur des Zaren Lazar und der mit ihm
gefallenen Helden, sondern aller Serben, die seit
1389 ihr Leben für Glauben und Vaterland geop-
fert haben2.

Für die serbische Kirche hat das Kosovo eine zen-
trale Bedeutung. Hier, in der Stadt Pec, hat die
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Kirche seit der Mitte des 14. Jahrhunderts ihr
Patriarchat. Im Kosovo stehen Dutzende von mit-
telalterlichen Klöstern, darunter die bedeutenden
von Deani und Graanica sowie die berühmte
Metropolitankirche Bogorodica Ljeviaka in Priz-
ren. Unter der Hohen Pforte, die ja Religion und
Nation gleichsetzte, wurde die orthodoxe Kirche
zur Hüterin der serbischen Identität. Ganz bewußt
pflegte sie die Erinnerung an die Schlacht von
Kosovo und den Glauben daran, daß die Türken
nicht unbesiegbar seien, sofern ihnen das serbische
Volk geschlossen und einig entgegentreten würde.
Mit Hilfe des Kosovo-Mythos gelang es, das natio-
nale Selbstbewußtsein der Serben in den Jahrhun-
derten der Türkenherrschaft aufrechtzuerhalten
und den Gedanken an die Errichtung eines eige-
nen Reichs zu bewahren.

Wie lebendig der Kosovo-Mythos auch in unserer
Zeit ist, zeigte sich am 28. Juni 1989, dem
600. Jahrestag der Schlacht von Kosovo. Damals
versammelten sich zirka zwei Millionen Serben
aus ganz Jugoslawien in Gazi Meatan, dem Ort, an
dem die historische Schlacht stattgefunden haben
soll. Anwesend war die komplette damalige
Staats- und Parteiführung Jugoslawiens. Beetho-
vens Trauermarsch wurde gespielt, danach die
jugoslawische Nationalhymne. Der Slowene
Drnoväek legte in seiner Eigenschaft als jugoslawi-
scher Staatspräsident einen Kranz am monumenta-
len Denkmal für die Helden von Kosovo nieder.

Bemerkenswert an diesem Tag war nicht die eher
zurückhaltende Rede, die Slobodan Milosevic
hielt. Dem Patriarchen der serbisch orthodoxen
Kirche, German, blieb es vorbehalten, wesentliche
Bestandteile des Kosovo-Mythos zu verbalisieren. 
Er sagte: „Wenn es um die Schlacht auf dem
Amselfeld 1389 geht, dann erinnert sich jeder
Serbe, ob Kind oder Greis, daran. Er weiß um die
Schlacht und ist all dem, was damals geschah und
was sich in den folgenden Jahrhunderten ereig-
nete, mit Herz und Seele verbunden. So ist Kosovo
mit dem innersten Wesen unseres Volkes aufs eng-
ste verwoben. Unser Volk hat begriffen, daß die
Tragödie von Kosovo und die darauffolgende
500jährige Sklaverei auf die Sünde zurückzuführen
war. Das Unheil geschah, weil unter den Nachfol-
gern des großen Zaren Duäan Zwietracht
herrschte und sein herrliches Reich wegen egoisti-
scher Interessen zerstückelt wurde.“3

3 Borba vom 29. 6. 1989.
4 Vgl. Noel Malcolm, A Short History of Kosovo, London
1997, S. 58 ff.

Was war am Veitstag 1389, dem Schicksalstag der
serbischen Geschichte, tatsächlich geschehen? Der
serbische Fürst Lazar stellte sich unweit der heuti-
gen Stadt Priätina den Türken zur Schlacht. Ihm
zur Seite stand sein Schwiegersohn Vuk Branko-
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vic, nach ihm der zweite Mann im Staat. Auch die
verbündeten Bosnier kämpften unter ihrem Voj-
voden Vlatko Vukovic für Fürst Lazar, unterstützt
von kroatischen, bulgarischen und wallachischen
Hilfstruppen. Auch die albanischen Fürsten
Balsha und Jonima kämpften auf der Seite der Ser-
ben, was in serbischen Darstellungen gern ver-
schwiegen wird. Die Albaner waren zu dieser Zeit
ein christliches Volk, wenngleich sie traditionell
zwischen Rom und Byzanz schwankten.

Das christliche Heer war das Ergebnis eines müh-
sam zusammengezimmerten Bündnisses, denn die
serbischen und bosnischen Edlen waren Rivalen
im Kampf um den verwaisten serbischen Königs-
thron. Nur die späte Einsicht, daß man sich
zunächst gemeinsam gegen den gefährlichen äuße-
ren Feind wenden müsse, hielt sie von Fehden
gegeneinander ab. Das türkische Heer mit seinen
Vasallen wurde von Sultan Murad angeführt, der
kurz zuvor bereits die südserbische Stadt Nia
erobert hatte.

Die meisten Historiker räumen ein, daß sie nicht
viel mehr über die Schlacht wissen. Die zahlenmä-
ßige Stärke beider Heere (40 000 auf türkischer,
25 000 auf serbischer Seite?) ist ebenso unbekannt
wie der Verlauf der Schlacht. Man weiß nur, daß
das serbisch-bosnische Heer nach Anfangserfolgen
eine Katastrophe erlebte. Fürst Lazar geriet in
Gefangenschaft und wurde enthauptet, während
sich Vuk Brankovic und Vlatko Vukovic retten
konnten. Im Lauf der Schlacht fiel auch Sultan
Murad. Erst in späteren Berichten tauchte die
Version auf, der serbische Held Milos Obilic sei
bis zu seinem Zelt vorgedrungen und habe ihn
erdolcht.

Der Sieg der Türken auf dem Amselfeld wurde erst
in den folgenden Jahrhunderten zur alles entschei-
denden Schicksalsschlacht hochstilisiert. Entgegen
den Tatsachen wurde er mit dem Untergang des
serbischen Reichs gleichgesetzt und als der Beginn
der 500jährigen Türkenherrschaft gedeutet.
Genährt durch unzählige Lieder und Legenden,
hinterließ die Katastrophe von Kosovo in der Erin-
nerung des Volkes unauslöschliche Spuren. Der tra-
gische Ausgang der Schlacht und der Tod beider
Heerführer entzündeten die Phantasie. So brachte
die Volksdichtung in den nachfolgenden Jahrhun-
derten immer neue Heldenlieder hervor, die mit
den tatsächlichen Fakten nur noch in losem Zusam-
menhang standen. Nicht mehr das historische
Ereignis der Schlacht stand im Mittelpunkt, son-
dern die zahllosen Lieder und Legenden, die sich
um sie rankten und sie zum Mythos werden ließen4.
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Während die zeitgenössischen Quellen keine inne-
ren Ursachen für die serbische Tragödie auf dem
Amselfeld nannten, hat die Volksdichtung zu
Beginn des 17. Jahrhunderts den Schuldigen ausge-
macht. Es ist Vuk Brankovic, der angeblich mit
7 000 Gefolgsleuten mitten in der Schlacht zu den
Türken überlief. Der schnöde Verrat erklärt die
Niederlage der ansonsten als unbesiegbar gelten-
den Helden. Gegenpol zum Verräter Brankovic ist
die strahlende Lichtgestalt des Milos Obilic, der
sein eigenes Leben opfert und den türkischen Sul-
tan erdolcht. Türkische Quellen sind hingegen
bestrebt, die Rolle des „verfluchten Ungläubigen“,
der es wagte, die Hand gegen die „erhabene und
allmächtige Person des Sultans“ zu erheben, mög-
lichst herunterzuspielen. Man weiß nicht, ob Milos
Obilic wirklich gelebt hat, die Legende aber macht
ihn zu einem serbischen Helden, der sich für sein
Volk aufopferte. In vielen Liedern erscheint Milos
als ein göttlicher Held, begabt mit übernatürlichen
Kräften.

Symbol des Serbentums auf dem Amselfeld ist der
kosovski bozur, eine Blume ähnlich unserer Pfingst-
rose, deren dunkelrote Farbe vom Blut der gefalle-
nen Helden herrühren soll. Jeder Serbe kennt auch
das „Mädchen von Kosovo“, das die Wunden der
noch immer auf dem Schlachtfeld liegenden Helden
mit kühlendem Wasser wäscht und die Schmerzge-
plagten mit rubinrotem Wein erquickt. Einige
Legenden weisen Züge auf, die auch in anderen
Nationalepen, etwa dem russischen Igorlied oder
dem Nibelungenlied, anzutreffen sind. Vor der ent-
scheidenden Schlacht fechten der Verräter Vuk
Brankovic und der strahlende Held Milos ein Duell
aus, das durch einen Streit ihrer Gattinnen ausgelöst
wurde. Zwei schwarze Raben sind es, die Fürst
Lazars Gattin Milica die Nachricht vom unglückli-
chen Ausgang der Schlacht überbringen. Milica läßt
im Kloster Decani zwei Meter hohe Kerzen aufstel-
len und gibt die Weisung, sie erst anzuzünden, wenn
die Schmach von Kosovo gerächt sei. Der serbische
Dichter Jovan Skerlic fand für den Stellenwert der
Schlacht auf dem Amselfeld folgende Worte: „So
wie der Brand von Troja das gesamte griechische
Altertum überstrahlt, so überstrahlt das Unglück
von Kosovo die gesamte serbische Volksdichtung
und nationale Poesie.“5

5 Rade Mihaljic, Lazar Hrebeljanovic - Istorija-Kult-pre-
danje, Belgrad i 984, S. 288.

6 Vgl. Juliane Besters-Dilger. Das Herz Serbiens, in: NZZ
FOLIO, (Juni 1999), S. 32-34.

Die Mythen und Legenden, die sich um das
Kosovo rankten, erfüllten eine wichtige Funktion:
Durch den Glanz, den sie auf die Vergangenheit
warfen, ließen sie das serbische Volk die dunklen
Jahrhunderte der Türkenherrschaft überstehen
und hielten die Hoffnung auf eine nationale Wie-
dergeburt wach. Es fehlte auch nicht an Versu-

chen, dem nationalen Schicksal einen religiösen
Sinn zu verleihen. Der Untergang des serbischen
Heeres und seiner adligen Führer wurde zur
Schlacht des Christentums gegen die Mohamme-
daner hochstilisiert - Kreuz gegen Halbmond, das
kultivierte Europa gegen das fanatische Asien.
Hier klingt auch der Gedanke an, das serbische
Volk habe sich für Europa geopfert und sei dabei
von den übrigen christlichen Völkern im Stich
gelassen worden. Das „Kosovo" steht für die
Kreuzigung des serbischen Volkes, dessen Marty-
rium nicht einmal Beachtung fand. Gestützt wer-
den soll dieser Gedanke aufgrund der Tatsache,
daß sich die Türken trotz ihres Sieges auf dem
Amselfeld nach Adrianopel (Edirne) zurückzogen
und ihren Weg nicht weiter nach Nordwesten fort-
setzten. Sie gaben sich vielmehr mit der Erobe-
rung Serbiens und Bulgariens (1393) zufrieden und
setzten ihren Expansionskurs Richtung Westeu-
ropa erst hundert Jahre später fort. Aus der Rolle
Serbiens als nichtanerkannter Retter des Abend-
lands entwickelte sich in unserer Zeit eine Art
Opfertrauma. Serbien steht immer allein da, der
Westen unterstützt nicht das Land, das sich für ihn
aufgeopfert hat, sondern dessen Feinde: die Slowe-
nen, Kroaten, die bosnischen Muslime und die
Albaner im Kosovo6.

Der Veitstag als ein Tag schicksalhafter Entschei-
dung ist so tief im serbischen Bewußtsein veran-
kert, daß Aktionen von historischer Bedeutung
eigens auf diesen Tag verlegt wurden. Am 28. Juni
1914 wurde der österreichische Thronfolger Franz
Ferdinand in Sarajevo ermordet. Am Veitstag des
Jahres 1921 wurde die zentralistische Verfassung
des ersten jugoslawischen Staates gegen den 
erklärten Willen der Kroaten und Slowenen verab-
schiedet. Am 28. Juni 1991 setzten die entschei-
denden Operationen gegen das abtrünnige Slowe-
nien ein.

Nachdem das Kosovo jahrhundertelang unter
osmanischer Herrschaft gestanden hatte, entriß
das Königreich Serbien den Türken 1912 im Ersten
Balkankrieg dieses auch strategisch ungemein
wichtige Gebiet. Das Motto der serbischen Kämp-
fer hieß: Rache für Kosovo! Sie wollten sich für 
eine Niederlage rächen, die ihre Vorfahren 523
Jahre zuvor erlitten hatten. Nur der romantische
Nationalismus, wie er eigentlich für das 19. Jahr-
hundert typisch war, macht das nachvollziehbar.
Die serbische Armee feierte ihren Sieg mit einem
Festgottesdienst im Kloster Graanica - dort, wo
mehr als 500 Jahre vorher Fürst Lazar und seine
Ritter am Vorabend der Schlacht das Abendmahl
eingenommen hatten. Das Vermächtnis der Für-
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stin Milica schien erfüllt. Doch die riesigen, angeb-
lich von ihr gestifteten Kerzen im Kloster Decani
konnten wegen des Ausbruchs des Zweiten Bal-
kankriegs noch nicht entzündet werden. Dieser fei-
erliche Akt wurde erst 1924 von König Alexander
vollzogen.

In den Jahrhunderten der Türkenherrschaft hatten
sich die ethnischen Verhältnisse im Kosovo geän-
dert. Zweimal - 1690 und 1737 - war es zum Aus-
zug der Serben aus dem Kosovo gekommen, weil
sie die Rache der gegen Habsburg siegreichen Tür-
ken fürchteten. Anfänglich in den verlassenen
Dörfern, dann aber auch in den Städten Kosovos
siedelten sich Albaner an, die zunächst noch
christlichen Glaubens waren, später aber mehr-
heitlich zum Islam übertraten. Die Serben, die im
großen und ganzen der Islamisierung widerstan-
den hatten, hegten Groll und Verachtung gegen-
über den Albanern, die die Religion des Erzfeinds
angenommen hatten. In den Augen serbischer
Nationalisten waren und sind die Albaner ein
nationaler Fremdkörper, der nicht in das Kosovo
gehört und kein Recht auf dieses Gebiet hat. Die
Albaner haben in einem gewissen Sinne die Rolle
des früheren Todfeinds übernommen. Sie sind wie
die Türken islamischen Glaubens und halten
„urserbisches Territorium“ in ihrem Besitz.

Mit der Befreiung des Amselfelds und der Erobe-
rung ’ Makedoniens in den beiden Balkankriegen
(1912/13) sahen die Serben ihre durch den
Kosovo-Mythos vorgegebene historische Mission
nur teilweise erfüllt. Noch immer gab es Serben in
der Diaspora wie in Bosnien und in Kroatien. Erst
die Gründung des „Königreichs der Serben, Kroa-
ten und Slowenen“ am 1. Dezember 1918 schien
die Erfüllung des alten Traums zu sein. Alle Ser-
ben waren unter einem staatlichen Dach vereinigt,
und zwar in einem Gemeinwesen, das von den
Angehörigen der eigenen Nation beherrscht
wurde. Es gab jedoch etliche Wermutstropfen im
Becher der nationalen Freude: Das seit 1878 inter-
national anerkannte Königreich Serbien hatte
seine Eigenstaatlichkeit zugunsten eines Landes
geopfert, das sich seit 1929 Jugoslawien nannte. So
war der serbische Name aus der Staatsbezeich-
nung getilgt. Zudem stellten die Serben im neuen
Staat nicht einmal die Mehrheit der Bevölkerung.
Die durch den Kosovo-Mythos vorgegebene histo-
rische Mission, nämlich die Gründung eines mäch-
tigen serbischen Nationalstaats, war im eigentli-
chen Sinne nicht erfüllt.

Im sozialistischen Jugoslawien Präsident Titos
rückte die Erfüllung des serbischen Traums in
noch weitere Ferne. Als einzige Republik im
neuen Staat mußte Serbien auf seinem Territorium

die Bildung zweier autonomer Provinzen hinneh-
men: Kosovo und Vojvodina. Diese „Dreiteilung
Serbiens“ hatte Tito gegen erheblichen Wider-
stand durchgesetzt. Dabei hielt er sich an die
Devise: Ein starkes Serbien bedeutet ein schwa-
ches Jugoslawien, und ein starkes Jugoslawien
kann es nur geben, wenn Serbien schwach ist. In 
der zweiten Hälfte der achtziger Jahre rebellierten
die Serben unter ihrem Volkstribun Slobodan
Milosevic gegen die vermeintliche Benachteili-
gung Serbiens. Gestützt auf das berüchtigte
„Memorandum der Serbischen Akademie der Wis-
senschaften“, schrieb Milosevic die „Wiederver-
einigung“ Serbiens auf seine Fahnen. 1989 wurde
die Autonomie des Kosovos per Staatsstreich auf-
gehoben. Daß es dabei im Kosovo zahlreiche Tote
und Verwundete gab, störte die serbische Führung
nicht. Sie feierte in der Hauptstadt die „Wieder-
erlangung der serbischen Souveränität“.

Nach außen hin schien Milosevic voll und ganz in
der Tradition des Kosovo-Mythos zu stehen. Am
Beginn seiner politischen Karriere nutzte er das
Kosovo-Problem als Vehikel für seinen politischen
Aufstieg. Er war jedoch nie serbischer Nationalist
und verspielte .kaltblütig und ungerührt die heilig-
sten Güter der Nation. Er instrumentalisierte die
Sehnsucht seiner Landsleute nach einem starken
und möglichst großen serbischen Staat, um seine
persönliche Macht zu institutionalisieren und zu
festigen. Durch die von ihm initiierten, finanzier-
ten und eskalierten Kriege in Kroatien und Bos-
nien-Herzegowina verloren die Serben ihre jahr-
hundertealten Siedlungsgebiete in der Krajina und
in Zentralbosnien. Durch den jüngsten Krieg im
Kosovo (1998/99) hat er mit einiger Wahrschein-
lichkeit auch die Kosovo-Serben um ihre ange-
stammte Heimat gebracht.

Das serbische Volk ließ sich in seiner Mehrheit mit
Hilfe des Kosovo-Problems manipulieren, weil
man glaubte, es sei ein Unrecht, daß das ehemals
serbische Kernland ethnisch fast vollständig alba-
nisiert wurde. Die ethnischen Säuberungen im
Kosovo, die 1998 einsetzten und 1999 im großen
Stil fortgesetzt wurden, hat man propagandistisch
wie folgt gerechtfertigt: Hunderttausende von Ser-
ben seien im August 1995 aus Kroatien vertrieben
worden, ohne daß sich die internationale Gemein-
schaft entrüstet habe. Jetzt wolle man diese Men-
schen im Kosovo unterbringen, und deshalb müß-
ten die Albaner die Provinz verlassen, in der sie
ohnehin ein Fremdkörper seien. Es liegt auf der
Hand, daß das eine Unrecht nicht als Rechtferti-
gung für neues Unrecht dienen kann. Doch für
einen Teil der Serben genügte diese Konstruktion,
um die Vertreibung der Albaner aus dem Kosovo
als akzeptabel anzusehen.
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Es ist bemerkenswert, daß sich der Kosovo-
Mythos bei den Serben immer auf die abstrakt
emotionale Ebene beschränkte. Der Durch-
schnittsserbe hatte die heißgeliebte Wiege des Ser-
bentums niemals gesehen, sprach also von einem
Land, das er nur aus den Worten seiner Eltern,
Lehrer und aus Schulbüchern kannte. Wenn man 
in den achtziger und neunziger Jahren in das
Kosovo reiste, so suchte man dort vergeblich nach
serbischen Schulklassen, die Klöster und Kirchen 
besucht hätten. Es gab keine Bindungen oder
intensiven Kontakte zwischen dem Kosovo und
dem eigentlichen Serbien. Dennoch fühlten sich
die Serben ihrem historischen Kernland auf mysti-
sche Weise verbunden. Sie waren bereit, für das
Kosovo viel zu opfern, obwohl sie keinerlei Kon-
takt zur Provinz suchten, in der zu ihrem großen
Bedauern fast ausschließlich Albaner lebten. Ein
Beobachter hat dieses eigenartige Verhältnis auf
die Formel gebracht: Viele Serben sind bereit, für
Kosovo zu sterben, aber niemand hat den Wunsch,
dort zu leben. Die Kosovo-Serben wiederum spür-
ten im Lauf der neunziger Jahre immer deutlicher,
daß Milosevic keinerlei Interesse an ihnen und
ihrem Schicksal hatte. Sie schickten mehrfach
Delegationen mit ihrem anerkannten Führer
Momcilo Trajkovic an der Spitze nach Belgrad.
Doch Milosevic weigerte sich, die Vertreter der
Kosovo-Serben überhaupt zu empfangen. Daher
machten die Kosovo-Serben 1998 den ironisch
gemeinten Vorschlag, Milosevic solle das Kosovo
für sechs Milliarden US-Dollar an den Westen ver-
kaufen. Die Kaufsumme sei dann unter den 
180 000 Kosovo-Serben aufzuteilen7.

7 Vgl. NIN (Belgrad) vom 2. 7. 1998.
8 Vgl. Jens Reutet-, Die Albaner in Jugoslawien. München
1982, S. 32 f.

Aus albanischer Sicht ist das Kosovo wiederum
deshalb besonders wichtig, weil hier die Anfänge
der albanischen Nationalbewegung liegen. Drei
Tage vor dem Berliner Kongreß (1878) formierte
sich die Liga von Prizren, die mit der Forderung
an die Öffentlichkeit trat, alle albanisch besiedel-
ten Territorien zu einer Provinz unter einem türki-
schen Generalgouverneur zu vereinigen. Noch
immer sah man im Osmanischen Reich den geeig-
neten Protektor albanischer Interessen; man
hoffte jedoch, durch eigene Aktivitäten der dro-
henden Aufteilung albanisch besiedelter Gebiete
entgegentreten zu können. Nach einigen Aufstän-
den und enttäuschten albanischen Hoffnungen in
bezug auf die jungtürkische Bewegung faßten die
politischen Führer der Albaner unmittelbar nach
Beginn des Ersten Balkankriegs (Oktober 1912)
den Beschluß, das sinkende ottomanische Schiff zu
verlassen und einen eigenen Staat anzustreben.
Eine in aller Eile einberufene Nationalversamm-
lung proklamierte am 28. November 1912 die

Unabhängigkeit Albaniens und bildete eine provi-
sorische Regierung.

Serbien, das im Ersten Balkankrieg das Kosovo
erobert hatte, wollte sich diese Beute natürlich
nicht entreißen lassen und wurde darin von Ruß-
land unterstützt. Österreich-Ungarn und Italien
fürchteten hingegen die Expansion Serbiens und
traten für ein Großalbanien ein. Auf der Londoner
Botschafterkonferenz (1912/13) entschieden sich
die Großmächte für die Schaffung eines Rumpfal- 
baniens, das nur die Hälfte aller albanisch besie-
delten Territorien einschloß. Mehr als 50 Prozent
der albanischen Bevölkerung blieben außerhalb
dieses Staates und gerieten überwiegend unter ser-
bische Herrschaft. Serbien erhielt den Löwenan-
teil der heutigen Provinz Kosovo, und damit war 
eine Entscheidung getroffen, die bis in unsere
Gegenwart schwerwiegende Probleme verursacht.
Die heutige serbisch-albanische Grenze stimmt im
wesentlichen mit der Linie überein, wie sie 1913
von der Londoner Botschafterkonferenz beschlos-
sen wurde. Wie der britische Außenminister Sir
Edward Grey damals freimütig eingestand,
spielten ethnische Gesichtspunkte bei der Frage
der Grenzziehung keinerlei Rolle. Es ging ledig-
lich darum, die Interessen der Großmächte zu
befriedigen8.

So entstand durch die Zweiteilung der albanischen
Siedlungsgebiete das bis heute ungelöste Kosovo-
Problem. Im Zweiten Weltkrieg wurde ein Groß-
albanien von Hitlers und Mussolinis Gnaden
geschaffen. Die scheinbare Erfüllung des Traums
von einem Albanien aller Albaner war nur von
kurzer Dauer. Mit der Niederlage des Deutschen
Reichs endeten alle Illusionen.

In der kommunistischen Ära fühlte sich das stalini-
stische Regime von Enver Hoxha nicht stark
genug, um die Kosovo-Frage auf die Tagesordnung
zu setzen. Papierene Proteste wegen der schlech-
ten Behandlung der Albaner im Kosovo waren das
äußerste, was sich das Hoxha-Regime in den fünf-
ziger, sechziger und siebziger Jahren abringen
konnte. In eine schwierige Lage geriet Albanien,
als es 1981 - nur ein Jahr nach Titos Tod - im
Kosovo zu gewaltsamen Demonstrationen kam,
bei denen der Republikstatus für die Provinz
gefordert wurde. Die jugoslawische Armee und
Polizei schlugen die vermeintliche Konterrevolu-
tion blutig nieder. Tirana verurteilte dieses Vor-
gehen und mußte sich von Belgrad vorwerfen
lassen, als Drahtzieher hinter den Unruhen zu
stecken. Von nun an war die Situation im Kosovo
äußerst gespannt.

7 Aus Politik und Zeitgeschichte B 34/99



Tausende von politischen Prozessen gegen Alba-
ner fanden statt, und schließlich war es der aufstre-
bende Politiker Slobodan Milosevic, der seine Kar-
riere mit Hilfe des Kosovo-Problems startete. 1990
wurde die Autonomie Kosovos unter Bruch der
gültigen jugoslawischen Verfassung aufgehoben. 
Dieser staatsstreichähnliche Akt begann mit der
Auflösung des Parlaments von Kosovo und endete
mit der Einführung einer Zwangsverwaltung, die
einem Okkupationsregime glich. Das Kosovo
wurde de facto zu einem rechtlosen Teil Serbiens
degradiert. Schwere Menschenrechtsverletzungen
waren fortan an der Tagesordnung. Willkürliche
Verhaftungen, Mißhandlungen und Schauprozesse
prägten das Bild. Die Albaner wurden aus dem
öffentlichen Dienst entfernt und verloren auch
ihre Posten in den Unternehmen im Staatseigen-
tum. Arbeit fanden sie zumeist nur noch als Bau-
ern, Händler oder Transportunternehmer.

So kam es zu der grotesken Situation, daß 200 000
Serben die politischen, ökonomischen und kultu-
rellen Schlüsselpositionen in der Provinz innehat-
ten, während 1,8 Millionen Kosovo-Albaner durch 
ein offiziell nicht erklärtes Apartheid-System an
den Rand der Gesellschaft gedrängt wurden.
Unter ihrem Führer und inoffiziellen Präsidenten
Ibrahim Rugova entschieden sich die Kosovo-
Albaner für den gewaltlosen Widerstand und den
totalen Boykott des jugoslawischen Staates. Sie
beteiligten sich weder an serbischen noch an jugo-
slawischen Wahlen und verpaßten so mit voller
Absicht jede Chance, das politische Kräfteverhält-
nis in dem Staat zu ändern, in dem sie lebten. Die
Kosovo-Albaner versuchten, einen Parallel- oder
Schattenstaat mit eigenem Bildungs- und Gesund-
heitswesen ins Leben zu rufen, der von der Dia-
spora in Westeuropa finanziert wurde. So entstand
eine politische Patt-Situation. Belgrad konnte die
Albaner nicht zwingen, den jugoslawischen Staat
anzuerkennen und zu respektieren. Die Kosovo-
Albaner wiederum kamen der von ihnen 1991 pro-
klamierten unabhängigen Republik Kosovo kein 
Stück näher9.

9 Vgl. Jens Reuter, Die politische Entwicklung in Kosovo
1992/93, in: SÜDOSTEUROPA, (1994) 1-2, S. 18-30.

Das Mutterland Albanien, das mit Beginn der
neunziger Jahre das kommunistische System
abschüttelte, betonte ein ums andere Mal, es habe
keine territorialen Ansprüche gegen irgendeinen
Nachbarstaat. Diese Erklärungen waren ein Gebot
der politischen Vernunft. Natürlich wußte man in
Tirana, daß man für eine andere Politik weder in
Washington noch in Brüssel Unterstützung und die
dringend benötigte humanitäre und wirtschaftliche
Hilfe bekommen würde. Man hatte aber den
Gedanken einer Vereinigung mit dem Kosovo

nicht aufgegeben, sondern lediglich auf bessere
Zeiten vertagt.

Am albanischen Nationalfeiertag im November
1994 betonte der damalige Premierminister Alek-
sandar Meksi, der Volksbefreiungskampf in Alba-
nien habe zwei Ziele nicht erreicht: die Demokra-
tie sowie die völlige Unabhängigkeit des Landes
und des albanischen Volkes. Denn außerhalb
Albaniens geblieben seien das Kosovo, die Alba-
ner in Makedonien sowie die Albaner in Camaria
(Griechenland). Der Gedanke an die nationale
Vereinigung war in den Hinterköpfen der meisten
albanischen Politiker stets präsent. Gleichzeitig
war ihnen klar, daß eine Politik im Kosovo, die in
einen Krieg münden würde, für Tirana eine große
Gefahr wäre. Man wollte daher zu dieser Zeit
einen bewaffneten Konflikt im Kosovo um jeden
Preis vermeiden, und daher war Ibrahim Rugova
mit seiner gewaltlosen Politik ein natürlicher Ver-
bündeter Tiranas. Er schien die Gewähr dafür zu
bieten, daß sich die Kosovo-Albaner nicht zu
einem bewaffneten Aufstand hinreißen lassen
würden.

Unter der Federführung Rugovas hatten sich im
September 1993 die wichtigsten Albanerparteien
aus dem Kosovo, Makedonien und Montenegro
auf folgende gesamtalbanische Ziele geeinigt:
einen unabhängigen Staat Kosovo, die Anerken-
nung der Albaner in Makedonien als staatsbilden-
des Volk sowie garantierte Autonomie für die
Albaner in Montenegro und Südserbien.

Diese Grundsätze einer gemäßigten Politik, die
den erklärten Sezessionisten und Anhängern eines
bewaffneten Aufstands den Wind aus den Segeln
nehmen sollten, waren von Tirana beeinflußt.
Albanien blieb der einzige Staat, der die selbstpro-
klamierte Republik Kosovo offiziell anerkannte -
jedoch nur durch einen Parlamentsbeschluß, nicht
durch das Außenministerium. Präsident Berisha
rückte bald wieder von der Forderung nach einem
unabhängigen Kosovo ab, da die internationale
Staatengemeinschaft auch im Falle des früheren
Jugoslawien am Prinzip der Unverletzlichkeit der
Grenzen festhielt. Er unterstützte die Idee, die
Vereinten Nationen zu einer Intervention im
Kosovo und zur Schaffung eines internationalen
Protektorats aufzufordern. Doch ein solcher
Schritt, der notfalls auch ohne die Zustimmung
der serbischen Regierung erfolgen sollte, hatte
1994 keine Chance auf Verwirklichung.

Alle von Rugova ausgehenden Bemühungen, das
Kosovo-Problem zu internationalisieren, schienen
im Herbst 1995, als das Abkommen von Dayton
geschlossen wurde, definitiv in eine Sackgasse zu
geraten. Das Kosovo war das „Stiefkind von Day-
ton“, denn das umfangreiche Vertragswerk, das
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den Bosnienkrieg beendete, erwähnte das Kosovo-
Problem mit keinem Wort. Dayton war deshalb
die geistige Geburtsstunde der Befreiungsarmee
Kosovos (UCK). Die Lehre von Dayton schien fol-
gende zu sein: Wer wie Ibrahim Rugova über viele
Jahre Gewaltlosigkeit propagiert und praktiziert,
wird von der internationalen Gemeinschaft igno-
riert. Wer sich wie Slobodan Milosevic der bruta-
len Gewalt verschreibt, wird mit einer Serbenrepu-
blik in Bosnien belohnt.

Die Umorientierung äuf Gewalt allein löste noch
nicht die Frage, woher die Waffen kommen soll-
ten. Die inneren Unruhen, die Albanien 1997
erschütterten und den völligen Zusammenbruch
der staatlichen Ordnung nach sich zogen, gaben
die Antwort. Die Waffendepots von Polizei und
Militär wurden geplündert, mehr als 56 000 Ge-
wehre und 1,5 Milliarden Patronen sowie 3,5 Mil-
lionen Granaten verschwanden spurlos. Später
tauchten sie auf dem schwarzen Markt auf, und
zwar in so großer Zahl, daß die Preise ins Boden-
lose sanken. Eine Kalaschnikov kostete zeitweise
nur 15 DM, bis sich der Preis wieder bei 300 DM
einpendelte. Die Kosovo-Befreiungsarmee konnte
sich so nach Belieben bedienen und sogar eine
geschätzte Reserve von 100 000 Karabinern an-
legen.

Im Frühjahr 1998 startete die serbische Spezialpo-
lizei ihren Versuch, die Befreiungsarmee in statu
nascendi zu zerschlagen. Die Hochburg der UCK, 
Drenica, wurde gestürmt, dabei fanden 25 Albaner
den Tod. Weitere schwere Angriffe am 5. und
7. März forderten 58 Menschenleben. Das serbi-
sche Staatsfernsehen und die Printmedien beglei-
teten die Aktionen mit Haßkampagnen gegen die
Kosovo-Albaner. Serbiens Präsident Milutinovic
dankte den Polizeichefs für die erfolgreichen
Aktionen ihrer Einheiten im Kosovo und kündigte
die „energische und effiziente“ Abrechnung mit
den „albanischen Separatisten und Terroristen“
an.

Im Mai erfolgte eine serbische Großoffensive im
Zentrum und im Westen Kosovos. Die UCK
schlug in der Stadt Pec und im Grenzgebiet zu
Albanien zurück. Geblendet durch Anfangserfolge
vergaß die UCK-Führung die Grundregel für jede
im Aufbau befindliche Partisanenbewegung.
Anstatt zuzuschlagen und sich anschließend
unsichtbar zu machen, setzte sie sich in Kleinstäd-
ten wie Orahovac und Malisevo fest und versuchte '
auch, wichtige Verbindungsstraßen nicht lediglich
zu unterbrechen, sondern abschnittsweise selbst zu
besetzen. Diese strategischen Fehler wurden von
den serbischen Sicherheitskräften gnadenlos
bestraft. Unter Einsatz ihrer überlegenen schwe-
ren Waffen eroberten sie die von der UCK besetz-

ten Ortschaften zurück und gewannen auch die
Kontrolle über die wichtigsten Verkehrsverbin-
dungen. Die UCK war viel zu früh zum Konzept
der „befreiten Gebiete“ übergegangen. So gelang
es ihr zwar, zeitweise bis zu vierzig Prozent des
Territoriums im Kosovo zu kontrollieren, doch
gerade dadurch wurde sie zum leicht zu schlagen-
den Angriffsobjekt ihres ungleich besser gerüste-
ten Gegners.

Die UCK erlitt eine Niederlage nach der anderen
und mußte sich praktisch kampflos zurückziehen.
Anfang August 1998 ließ sich konstatieren, daß die
serbischen Sicherheitskräfte die UCK zum Rück-
zug nach Nordalbanien gezwungen hatten und
wieder Herr der Lage im Kosovo waren. Durch
diesen ersten Krieg im Kosovo wurden bereits
1998 erhebliche Flüchtlingsströme ausgelöst. Mehr
als 250 000 Kosovo-Albaner wurden von Haus und
Hof vertrieben. Nur wenigen Zehntausenden
gelang die Flucht nach Montenegro und Albanien.

Erst in diesem Jahr wurde erkennbar, daß die
Ereignisse des Vorjahrs nur ein Vorspiel zu den
umfangreichen und entsetzlichen ethnischen Säu-
berungen waren, die besonders nach dem am
24. März begonnenen Luftkrieg der Nato intensi-
viert wurden. Unter Einschluß der Flüchtlinge aus
dem Vorjahr wurden bis zum Mai 1999 fast eine
Million Kosovo-Albaner zu Flüchtlingen gemacht,
die sich zum größten Teil nach Albanien und
Makedonien retteten. Nachdem Milosevic Anfang
Juni den Friedensplan der G-7-Staaten und Ruß-
lands akzeptiert hatte und die ersten 15 000 Mann
der 50 000 Soldaten zählenden Friedenstruppe das
Kosovo besetzt hatten, strömten die Flüchtlinge zu
Zehntausenden in ihre Heimat zurück.

Der G-8-Friedensplan betont ausdrücklich, die
Souveränität und territoriale Integrität der Bun-
desrepublik Jugoslawien werde nicht angetastet.
Klar ist jedoch, wenn das Kosovo in den kommen-
den fünf Jahren und möglicherweise länger ein
UN-Protektorat bleibt, in dem die Nato die Macht
ausübt, kann von jugoslawischer Souveränität in
der Provinz nicht mehr die Rede sein. Schwer vor-
stellbar ist auch, daß die Albaner - wie im Plan 
vorgesehen - ein „Maximum an Autonomie“
erhalten und wieder in den jugoslawischen Staats-
verband integriert werden. Die unumgängliche
Voraussetzung dafür wäre die vollständige Demo-
kratisierung Serbiens. Nur eine demokratisch
gesinnte Regierung ist in der Lage, ein Maximum
an Autonomie, zu gewähren, eben weil sie selbst
das Konzept der Autonomie bejaht und verinner-
licht hat. Bis Serbien aber diesen Grad der Demo-
kratie erreichen könnte, müßten zwei oder mehr
Jahrzehnte vergehen.
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Einiges spricht dafür, daß sich das UN-Proviso-
rium als äußerst zählebig erweisen wird. Ein wich-
tiger Grund für diese Annahme ist die Kosovo-
Befreiungsarmee. Die UCK unterschrieb im Juni
ein Abkommen, in dem sie sich zur eigenen Demi-
litarisierung innerhalb von drei Monaten verpflich-
tete. Die ersten Ergebnisse waren nicht eben
ermutigend. Bis Ende Juni 1999 waren ganze 576
Gewehre abgeliefert worden10. Es scheint abseh-
bar, daß sich die UCK zu einer Art Staat im Staat
entwickeln wird. Pro forma wird sie einige Waffen
und Uniformen abgeben. Als Armee wird sie

10 Vgl. International Herald Tribune vom 30. 6. 1999.

jedoch weiter existieren, allerdings im Unter-
grund. Sie wird auch an ihrem Ziel der staatlichen
Unabhängigkeit für das Kosovo festhalten. Die
zurückgekehrte Zivilbevölkerung wird sie nolens
volens in allem unterstützen müssen, denn Unge-
horsam gegenüber der Untergrundarmee dürfte
drastisch bestraft werden.

Die schrecklichen Ereignisse der Jahre 1998 und
1999 haben das Kosovo-Problem nicht gelöst.
Zwar ist die drückende serbische Herrschaft um
einen hohen Preis beendet worden, doch die
Zukunft der Provinz scheint weiter im ungewissen
zu liegen.
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Wolf Oschlies

Zur Haltung der südosteuropäischen Staaten
im Kosovo-Konflikt

I. Einführung

Wenn das Nachbarhaus brennt, ruft man die
Feuerwehr. Wenn deren Löschbemühungen so
massiv ausfallen, daß das eigene Haus etwas ab-
bekommt, wendet man sich an die Versicherung.
Und wenn infolge des Brandes und der Begleitum-
stände der Feuerschutz der ganzen Region verbes-
sert wird, sind alle zufrieden. Diese .simplen
Zusammenhänge wären auch auf den Kosovo-
Konflikt und seine regionalen Breitenwirkungen
übertragbar. Oder um es noch präziser und unter
Verwendung eines neuerdings häufig verwendeten
Wortes auszudrücken: Die näheren oder ferneren
Kosovo-Anrainer leiden unter „Kollateral-Schä-
den“ der NATO-Mission und hoffen auf „Kolla-
teral-Nutzen“ von dieser.

Alle betroffenen Staaten sind nur unter NATO-
Aspekten dergestalt gleich, daß sie von der NATO
gebraucht wurden: Um das Milosevic-Jugoslawien
anzugreifen, mußten fremde Lufträume durch-
quert, fremde Flughäfen genutzt und fremde Terri-
torien als Aufmarsch- oder Rückzugsräume zumin-
dest eingeplant werden. Davon abgesehen,
differenzieren sich die Länder im Maße ihrer geo-
graphischen Nähe zum Kosovo, denn diesem
näher oder ferner zu sein hieß auch, von den Fol-
gen des Konflikts mehr oder weniger betroffen zu
sein: Flüchtlinge weichen nun einmal in das
nächstgelegene Land aus - militärische Depots
und Reserven werden zweckmäßig in Grenznähe
errichtet. Und „Fehlschüsse“ aus Bombern fallen
natürlich auf nahe Gebiete, auf die sie im Prinzip
nie hätten fallen dürfen. Mit anderen Worten: Alle
südosteuropäischen Länder haben unterschiedli-
che Probleme, aber vergleichbare Ängste und
identische Hoffnungen. Wenn zu den gut zwei Mil-
lionen Einwohnern der Republik Makedonien
360 000 albanische Flüchtlinge kommen, dann hat
das Land eine Fülle von Problemen infrastruktu-
reller, logistischer, demographischer und politi-
scher Natur, von denen z. B. das etwa gleich große
Slowenien nichts ahnt. Aber beide haben, wie alle
anderen, dieselbe Angst, daß Spillover-Etfekte des
Konflikts die ganze Balkanregion entzünden und
deren „Europäisierung“ ungemein verzögern 

könnten - wie alle natürlich auch hoffen, daß der-
selbe Konflikt in „Europa“ Überlegungen auslöst,
wie man die ganze Region stabilisieren, unterstüt-
zen und integrieren kann, um ähnliche Konflikte
für alle Zukunft zu verhindern.

Eine Mitte April 1999 in Rumänien durchgeführte
Repräsentativumfrage ist geeignet, dieses Gemisch 
aus Problemen, Ängsten und Hoffnungen in einer
Weise zu illustrieren, die für das Land und weit
über dieses hinaus charakteristisch sein dürfte1: So
sprachen sich 52 Prozent der Rumänen für einen
NATO-Beitritt und 64 Prozent für einen EU-Bei-
tritt aus. Immerhin sahen 41 Prozent der Bevölke-
rung in Rußland die größte militärische Gefahr. 61
Prozent befürchteten sogar einen regionalen Kon-
flikt. Rumänien ist ein nichtslawisches Land, aber
ein direkter Nachbar Serbiens, so daß gewisse
Ängste verständlich sind.

1 Vgl. Bericht in: „22“ (Bukarest), Nr. 17 vom 27. 4. bis 3. 5.
1999.
2 Vetsina Cechu se boj svetove välky (Die Mehrheit der
Tschechen hat Angst vor einem Weltkrieg), in: Lidove noviny
(Prag) vom 20. 5. 1999.

Die Tschechische Republik liegt geographisch
weit vom Kosovo entfernt, jedoch verspürten die
Tschechen noch größere Ängste: Laut einer Tele-
fonumfrage vom Mai 1999 meinten 55,8 Prozent
aller Tschechen, „daß sich der Krieg in Jugosla-
wien in einen dritten Weltkrieg auswachsen kann“,
nämlich wenn sich „in den Konflikt irgendeine
weitere Großmacht einmischt und dadurch einen
weltweiten Konflikt auslöst“2. Real gab es keinen
Grund für solche Ängste, sie waren aber psychisch
nachvollziehbar, zumal sie in der ganzen Region 
bestanden. Slawen und andere reagierten auf den
Kosovo-Konflikt und die NATO-Mission mit den-
selben zweifelnden Fragen: Sind die Serben allein
schuldig an der Eskalation im Kosovo, oder waren
dort auch „Serben Opfer ethnischer Säuberun-
gen“? Wird Milosevic gestürzt, oder kann er neue
Konflikte auslösen, etwa in Montenegro? Ist die
NATO-Mission gerechtfertigt, oder ist sie eine
Einmischung in innere Angelegenheiten eines sou-
veränen Staates, steht sie gar für eine „Ideologi-
sierung der internationalen Politik“? Wer bezahlt
die Aktion und den Wiederaufbau, wer bringt 
Flüchtlinge und Vertriebene zurück? Müßte die
NATO das, was sie gegen Jugoslawien unter-
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nimmt, nicht auch anderswo exekutieren, z. B. in
Nord-Irland3?

3 Repräsentativ dazu rumänische und tschechische Stim-
men, vgl. Cristian Vasile, Kosovo - o alta perspectiva" (Ko-
sovo - die andere Perspektive), in: „22“, Nr. 21 vom 25.-
31. 5. 1999, S. 7; Martin Ehl, PffliS mnoho otaznlku (Zu viele
Fragezeichen), in: Tden (Prag), Nr. 25 vom 14.6. 1999,
S. 56-60; zu osteuropäischen Reaktionen generell vgl. Wolf
Oschlies, Slavische „Brüder“ und russische Balkan-Politik, in:
Osteuropa, (1999) 6, S. 555-565.
4 Vgl. Richard Caplan, International diplomacy and the
crisis in Kosovo, in: International Affairs, (1998) 4, S. 745 -
761.
5 Vgl. Peter Scherrer, Economic, Political and Social Deve-
lopment in Albania, in: South East Europe Review, (1998) 3,
S. 19-23.
6 Stephanie Schwandner-Sievers, Gruppensolidarität und
Gewaltlegitimation im aktuellen Albanien - Eine sozial-
anthropologische Analyse, in: Südosteuropa Mitteilungen,
(1998)4, S. 326-341.
7 Vgl. Progon kao sudbina (Vertreibung als Schicksal), in:
Svijet vom 23. 5. 1999, S. 24-26.

8 Vgl. Fabian Schmid, Im Griff der Großmächte - Das Ko-
sovo in der wechselvollen Geschichte des Balkans, in: Thomas
Schmid (Hrsg.), Krieg im Kosovo, Reinbek 1999, S. 82-100.
9 Vgl. Kevin Done, The „treacherous shifting ground“ of
Albanian politics, in: Financial Times vom 5. 5. 1999.
10 Vgl. Karte und Tabelle in: Financial Times vom 14.5.
1999.
11 Vgl. Alexander Smoltczyk, Albanien - Im Reich des gu-
ten Willens, in: Der Spiegel, Nr. 18/1999, S. 1662170.
12 Vgl. Gerold Büchner, Albanische Mafiosi - „gefähr-
licher als der Krieg“, in: Süddeutsche Zeitung vom 29. 4.
1999.
13 . Vgl. Kresimir Meier, Ko finansira Oslobodilacku vojsku
Kosovo - Narko naoruanje (Wer die UCK finanziert -
Narko-Bewaffnung), in: Svijet vom 19.7. 1998, S. 30f.

Diese Fragen mußte in Brüssel schon darum nie-
mand zur Kenntnis nehmen, weil sie sozusagen
Nebengeräusch einer durchgehend kooperativen
Einstellung zur NATO waren. „Angst hat große
Augen“, sagt man im Osten allgemein, aber Angst
überwindet man am besten dadurch, daß man eine
Beziehung zur stärksten Militärallianz der
Geschichte aufnimmt - mag man gegenüber deren
Überlegungen, Plänen und Aktionen auch ein
deutliches Unbehagen spüren4.

II. NATO-Kombattanten und -Opfer

1. Albanien

Albanien ist Europas Armenhaus, in dem selbst
bescheidenste Anfänge einer ökonomischen Wie-
derbelebung durch Korruption, Gewalt, strukturelle
Paralyse allenthalben behindert werden5. Schlim-
mer noch: Albanien erscheint auch als Europas
politisches Sorgenkind, das sich seit Anfang 1997
in völligem „ökonomischem Zusammenbruch“,
„Desintegration“, „partikularistischer Gruppensoli-
darität und Gewaltlegitimation im Vakuum von
Staatsgewalt“, vor allem „Gewaltlegitimation
gegenüber den Nichtzugehörigen“ des jeweiligen
Clans, befindet - ein Ensemble von „Regionen mit
wiederaufgelebter Blutrachepraxis“6.

Wenn bosnische Analytiker recht haben7, dann hat
es seit 1990 eine gefährliche Angleichung zwischen
Albanern aus Albanien und solchen aus dem
Kosovo gegeben, welche das zwischen beiden
bestehende Gefälle auf einer „großalbanischen“
Grundlage nivelliert hat: Die zu kommunistischen
Zeiten verarmten und von der Welt hermetisch

abgeriegelten albanischen Albaner erkannten den
relativ hohen Lebensstandard ihrer kosovarischen
Vettern, deren Möglichkeiten zu Reisen in alle
Welt - die Kosovaren hingegen revitalisierten den
aggressiven Nationalismus der albanischen Stalini-
sten der Hoxha-Ära, der in Albanien längst, obso-
let geworden war. Und beide trafen sich auf dem
„großalbanischen“ Fundament der Liga von Priz-
ren (1878), das ein Albanien um ostmontenegrini-
sche, südserbische, westmakedonische und nord-
griechische Regionen erweitern wollte8.

Diese Einheit ist fast vollständig zerfallen: In
Albanien befehden die „Demokraten“ des ehema-
ligen Staatspräsidenten Sali Berisha die Regierung
unter dem Sozialisten Pandeli Majko - sie boykot-
tieren das Parlament, haben nordalbanische
Gebiete zu UCK-Land erklärt und bemühen sich
mit Erfolg, inneralbanische Uneinigkeit ins
Kosovo zu prolongieren: Berisha unterstützt die
von „Präsident“ Rugova und „Premier“ Bukoshi
geführte „Regierung“ der „Republik Kosova“ -
Majkos Favorit ist die von UCK-Chef Hasim Thaci
gebildete Gegenregierung, und das Objekt aller
Begierden sind Hunderte Millionen Mark, die
Bukoshi per Zwangssteuer bei Albanern in West-
europa eingesammelt hat9.

In Albanien war auch die NATO präsent - vor
allem aber wurde das Land der Zielpunkt von
zuletzt schätzungsweise 500 000 Flüchtlingen aus
dem Kosovo10. Diese lösten wiederum einen
Zustrom internationaler humanitärer Organisatio-
nen aus, deren unkoordinierte Arbeit zudem von
albanischer Bürokratie weiter in ihrer Effizienz
gemindert wurde. Effizient sind allein bewaff11 -
nete, albanische Banden, die internationale Helfer
kidnappen, ihre Eager ausrauben und daran weder
von albanischen Behörden noch von albanischer
Polizei gehindert werden12. Größere Gefahren
drohen aber von anderer Seite: So liefert zwar die
UCK einige ihrer'Waffen ab, aber ihr internationa-
les Netzwerk für Drogen-, Waffen- und Menschen-
handel, mit dem sie sich zum größeren Teil finan-
zierte13, ist noch intakt. Zwar hat die NATO den
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denkbar größten Fehler vermieden, die UCK
anstelle eigener Bodentruppen einzusetzen, aber
eine „enge Zusammenarbeit“ hat sie mit ihr doch
gepflegt14. Entsprechend chaotisch sieht das
Kosovo nach Beendigung der NATO-Mission aus:
Vertreibung von Serben, Brandschatzung ihrer
Häuser und „Plünderungs-Tourismus“ aus Alba-
nien. Die radikalen Albaner aus Albanien und
dem Kosovo haben den Konflikt stets als „Krieg
gegen die serbische Nation“ aufgefaßt, als militan-
ten Beitrag zur „Idee der albanischen nationalen
Einigung“, die zuerst gegen Serbien durchgesetzt
werden müsse, dann gegen Griechenland, Make-
donien und Montenegro - wo es starke albanische
Minderheiten gibt -, schließlich gegen Rußland
(den angeblichen „Beschützer“ der Serben) und
Italien (in dessen Süden schätzungsweise 100 000
Albaner leben)15.

14 Vgl. Milan Bekin, Muke sa miljencima (Ärger mit den
Lieblingen), in: NIN (Belgrad) vom 20. 5. 1999, S. 34 f.
15 Vgl. Abdi Baleta, Kosovo - Albanian Nation in war with
the Serbian Nation, in: The Balkan Analyst (Tirana), (1998) 2,
S. 63-136; der Autor war von 1977 bis 1982 Albaniens UN-
Botschafter.
16 Vgl. Mitre Arsovski, Hronika na eden neminoven raspad
(Chronik eines unvermeidlichen Zerfalls), Skopje 1995; der
Autor war jugoslawischer General, später erster General-
stabschef der Makedonischen Armee.

17 An diese albanischen Störmanöver im damaligen Make-
donien erinnerte im Frühjahr 1999 ein sehr detaillierter pol-
nischer Report, vgl. Artur Görski/Witold Pawlowski, Ile Al-
banii? (Wie viele Albaniens?), in: Polityka, Nr. 16 vom 17. 4.
1999, S. 3-8.
18 Zahlreiche Quellenangaben bei Wolf Oschlies, Republik
Makedonien - Teil III: Land ethnischer Koexistenz, Berichte
des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und inter-
nationale Studien, (1994) 14, S. 14 ff.
19 Vgl. Slavko Milosavlevski/Mirce Tomovski, Albancite
vo Republika Makedonija 1945-1995 (Die Albaner in der
Republik Makedonien), Skopje 1997.
20 Vgl. Andreas Raab, Die Volksgruppen in Makedonien,
in: Elke Lorenz/ders., Makedonien - Reiches armes Land,
Ulm 1997, S. 169-176.

2. Makedonien

Mit Stolz nennt Makedonien sich eine „Oase des
Friedens“, weil es als einziger Nachfolgestaat Ex-
Jugoslawiens seine Eigenstaatlichkeit 1991/92
ohne einen einzigen Schuß erreichte. Welche
Risiken das kleine Land dabei aushielt, welchen
Gefahren es von Tag zu Tag ausgesetzt war, wurde
erst später bekannt16, im Ausland aber weiter nicht
zur Kenntnis genommen.

Vier existenzbedrohende Hauptgefahren hat
Makedonien seit 1990 erlebt, von denen drei nicht
mehr oder kaum noch bestehen, die vierte dafür
um so realer geworden ist: Der Druck Serbiens
vom Norden, die Embargos Griechenlands, um
Makedonien zum Verzicht auf seinen Staatsnamen
zu zwingen, Bulgariens provokante Negation der
makedonischen Nation und der makedonischen
Sprache. Diese Gefahren sind nur noch böse Erin-
nerung an Entwicklungen, die nicht mehr bestehen.

Dafür hat die vierte Gefahr mit jedem Jahr zuge-
nommen: die Bedrohung durch albanische Natio-
nalisten. Zu Beginn der neunziger Jahre versuchten
diese den direkten Angriff: Proklamierung einer
„Albanischen Republik Ilirida". Aufstellung einer
albanischen Untergrundarmee und Gründung
einer „albanischen Universität“ in Tetovo-Recica,
was die Makedonen in abgestufter Mischung aus
gerichtlicher Härte, balkanischer Ironie und

schlichtem Übersehen abwehrten17. Daraufhin
wechselte die albanische Seite die Taktik: Gestützt
auf eigene Zahlenangaben behauptete man, knapp
die Hälfte der Bevölkerung zu stellen, um daraus
Forderungen nach einer „Föderalisierung" Make-
doniens, Nennung der Albaner als „zweites Staats-
volk“, Albanisch als zweiter Staatssprache, einem
albanischen Vizepräsidenten etc. abzuleiten18. Aus
all dem erklärt sich die ablehnende Haltung der
mazedonischen Behörden gegenüber den albani-
schen Kosovo-Flüchtlingen.

Nach der international ausgerichteten und über-
wachten Volkszählung in Makedonien vom Som-
mer 1994 stellen die Albaner in Makedonien 22,9
Prozent (442 914 Menschen). Wann immer die
Makedonier konnten - also mit der gewissen Aus-
nahme der achtziger Jahre, als Belgrad ihnen enge
Grenzen setzte -, haben sie den Albanern Rechte
eingeräumt, von denen deren Vettern im Kosovo
nicht einmal zu träumen wagten19, übrigens auch
nicht die rund 130 000 Makedonier in Albanien,
von deren Paria-Dasein ich mich im August 1998
in Albanien in Gesprächen mit Vertretern der
Menschenrechtsgesellschaft „Prespa“ der albani-
schen Makedonier überzeugen konnte.

Zu den im Zensus von 1994 ausgewiesenen Alba-
nern kommen noch etwa 100 000 weitere hinzu,
die vom Kosovo ins benachbarte West-Makedo-
nien gewandert sind und dort illegal leben20. Mit
der Eskalation des Kosovo-Konflikts strömten
weitere Zehntausende Albaner nach Makedonien,
wo sie bei Verwandten Unterschlupf fanden und
von den Behörden als „Gäste“ (gosti) toleriert
wurden (zumal sie sich auch nie bei makedoni-
schen Ämtern meldeten).

Makedonien hat bei den Parlamentswahlen im
Herbst 1998 einen Machtwechsel erlebt, bei dem
zwei Orientierungen aber unverändert blieben: die
Koexistenz mit den Albanern im Lande - an der
Wahl nahmen albanische Parteien teil, nach der
Wahl waren Albaner wie vordem in der Regierung
- und das Bekenntnis zu EU und NATO. Makedo-
nien wurde Ende 1995 als 27. Mitglied in die
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„Partnerschaft für den Frieden“ aufgenommen,
beherbergte bis 1998 eine UN-Schutztruppe von
1 300 Mann, danach NATO-Einheiten von 12 000
Soldaten21. Dennoch wurde Makedonien vom
Kosovo-Konflikt in einer Weise in Mitleidenschaft
gezogen, daß Präsident Kiro Gligorov Ende April
1999 in Erwägung zog, vom Nationalen Sicher-
heitsrat die Erklärung eines „Zustandes unmittel-
barer Kriegsgefahr“ zu verlangen22: UCK-Aktivi-
täten im Lande, randalierende Serben in Skopje,
drohender wirtschaftlicher Kollaps und der Flücht-
lingsström bedrohten die Stabilität des Landes.
Schon vor zwei Jahren hatte Gligorov vorgeschla-
gen, für mögliche Flüchtlingsströme einen „Kor-
ridor“ nach Albanien einzurichten. Das geschah
nicht. Die makedonische Regierung mußte somit
von ihren ursprünglichen Plänen Abschied neh-
men, maximal 20 000 Flüchtlinge aufzunehmen.
Wie viele es am Ende waren, wußte wohl niemand
genau - Gligorov sprach auf einer Pressekonfe-
renz am 12. Juni 1999 in Bad Godesberg von „über
300 000“. Dazu gab es ständige Querelen mit dem
UNHCR (das in zehn Tagen keine Liste seiner
eigenen Mitarbeiter erstellen konnte, aber von
Makedonien verlangte, Hunderttausende Flücht-
linge binnen weniger Tage zu registrieren und zu
verteilen) und mit der EU, die Hilfsgelder zusagte,
aber nicht zur Verfügung stellte und am Ende
sogar die Skopje fest zugesagte „Agentur für Wie-
deraufbau“ nach Pristina legte23.

21 Vgl. Wolf Oschlies, Makedonien im Sommer 1998 - Po-
litisch-ökonomische Momentaufnahmen im Schatten des
Kosovo-Konflikts, in: Berichte des Bundesinstituts für ost-
wissenschaftliche und internationale Studien, (1998) 39.
22 Vgl. Vreme, Sonderausgabe 8 vom 1.5. 1999, S. 9.
23 Vgl. Frankfurter Rundschau vom 9.4. 1999; Neue Zür-
cher Zeitung vom 26.4. 1999; Frankfurter Allgemeine Zei-
tung (FAZ) vom 28.4. 1999; International Herald Tribune
vom 6. 5. 1999; Financial Times vorn 6. 5. 1999.
24 Vgl. Nova Makedonija (Skopje) vom 22. 6. 1999.
25 Vgl. Michael Schmidt-Neke, Makedoniens Albaner:
Konfliktpotential oder Stabilisierungsfaktor?, in: SÜD-
OSTEUROPA, (1999)3-4, S. 191-212.

26 Vgl. Vreme, Sonderausgabe 12 vom 28. 5. 1999, S. 8f.
27 Vgl. Financial Times vom 26. 6. 1999.
28 Vgl. Süddeutsche Zeitung und FAZ vom 27. 5. 1999.
29 Marinko Culic, Naprasna ljubav (Vergebliche Liebe), in:
Nova Bosna (Sarajevo/Hanau) vom 20. 5. 1999, S.7.
30 Vgl. Vreme, Sonderausgabe 8 vom 1. 5. 1999, S. 9f.

Mit dieser - an sich unwichtigen - Agentur hatte
Premier Ljupco Georgievski fest gerechnet: Nach
der Aufnahme von 360 000 Flüchtlingen, 1,5 Mil-
liarden US-Dollar direkten Wirtschaftsverlusten
und der Beherbergung von zuletzt 16 000 NATO-
Soldaten würde Makedonien „das Zentrum sein,
über das die Erneuerung der ganzen Region“ ver-
liefe24. Eine kleine Anerkennung seiner Bemühun-
gen hatte sich Makedonien erhofft, sie wurde dem
Land aber von Brüssel verweigert. Makedoniens
einziger Trost wird sein, daß das Verhältnis zu den
Albanern im Lande noch konstruktiver wird:
Gerade diese Albaner haben gemerkt,, daß Make-
donien friedlicher als Serbien, wohlhabender und
geordneter als Albanien ist, also auch für Albaner
so etwas wie eine Heimat bedeutet25.

III. Jugoslawiens Nachbarn

1. Kroatien

Die nationalistische Presse Kroatiens sah in der
NATO-Mission eine Bestätigung des Kurses, den
der rechtsautoritäre Staats-„Führer" (poglavar),
General Franjo Tudjman, seit Jahren verfolgt:
Kroatien „gehört nicht zum Balkan“, muß also
Serbien nicht bedauern - Kroatien unterhält eine
„strategische Partnerschaft“ mit den USA, wird
also von der Aktion profitieren26.

Der EU gilt Kroatien als ein Land, das wegen
seiner politischen Natur keine wirtschaftlichen
Präferenzen verdient27. Die OSZE betrachtet es
als undemokratischen Staat, der nationale Minder-
heiten drangsaliert und internationale Institutio-
nen wie das Haager Kriegsverbrecher-Tribunal
brüskiert. Alle diese Image-Verluste wollte Kroa28 -
tien im Umfeld der NATO-Mission nicht nur wett-
machen, sondern darüber hinaus auch noch politi-
schen und militärischen Nutzen ziehen. Mit
gezielten Presse-Indiskretionen suggerierte man
der Welt, die NATO wolle „südlich von Dubrov-
nik“ Raketen aufstellen, Kroatien eine wichtige
Rolle „bei der Vorbereitung von NATO-Bodenak-
tionen“ zuweisen, desgleichen bei der Betreuung
von Flüchtlingen; auch sei „kroatische Erfahrung
gefragt, wie mit Serben umzugehen sei“, ferner
würde der Westen Waffen liefern29.

Die NATO wollte jedoch außer Überflugrechten
über Kroatien nichts von dem Land, was General
Tudjman wohl ahnte. Während der ganzen NATO-
Mission äußerte er sich nicht zu dieser. Kroatien
wird weder Waffen erhalten, noch wird es Mitglied
der „Partnerschaft für den Frieden“. Der ohnehin
stark beeinträchtigte kroatische Adria-Tourismus
erlitt einen weiteren Rückschlag, als westliche
Agenturen Kroatien einer „Kriegszone“ zuteilten,
in die man keine Touristen lassen könne30.

2. Bosnien-Herzegovina

Bosnien-Herzegovina wurde nach dreieinhalb Jah-
ren Krieg vom Dayton-Friedensvertrag im Novem-
ber 1995 in zwei „Entitäten“ geteilt - in die Bos-
nisch-Kroatische Föderation und die Repuhlika
Srpska (RS). Der geopolitischen Teilung entsprach
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die Medienreaktion auf die NATO-Mission -
„patriotisch“ gegen die „verbrecherische NATO-
Allianz“ in der RS, freilich nicht lange31, schaden-
froh und bissig in der Föderation. Allerdings
waren hier die „Medien extremer als die Politik“32:
Ko-Premier Haris Silajdzic machte eine Aus-
nahme, als er die möglichste Verkleinerung Ser-
biens anstelle von Milosevics „Groß-Serbien“ for-
derte33, während das Gros der Politiker eher für
Friedensbemühungen für den gesamten Balkan
eintrat. Hinzu kamen hausgemachte Ängste34: In
der Föderation, in der noch fast eine Million Ver-
triebene des Bosnien-Krieges leben, mußten kurz-
fristig 21 300 Kosovo- und 21 000 Sandzak-Flücht-
linge untergebracht werden; außerdem wurden
rund 20 Millionen DM Wirtschaftsverluste wegen
des Krieges errechnet; nicht gezählt die Einbußen,
die die „überethnisch“ funktionierenden Schwar-
zen Märkte erlitten.

31 Tanja Topic, Patriotizam i navike (Patriotismus und Ge-
wohnheiten), in: Vreme, Sonderausgabe 12 vom 28. 5. 1999,
S. 9.
32 Radenko Udovicic, Mediji ekstremniji od zvanicne poli-
tike (Medien extremer als die offizielle Politik), in: Vreme,
Sonderausgabe 12 vom 28. 5. 1999, S. 9.
33 Vgl. das Interview in: Slobodna Bosna (Sarajevo) vom
27.3. 1999, S. 12.
34 Vgl. Jürgen Buxbaum, The War in Yugoslavia and its
Consequences for Bosnia and Herzegovina and the Balkan,
in: South East Europe Review, (1999) 2, S. 9-14.
35 Vgl. Verica Spasovska, Die Kosovo-Krise - Auswirkun-
gen auf die ungarische Minderheit in der Vojvodina und auf
die Muslime im Sandzak, in: Südosteuropa-Mitteilungen,
(1998) 4, S. 318-325.
36 Slobodna Bosna vom 22. 5. 1999, S. 20f.
37 Vgl. Mustafa Borovic u. a., Sandaki lobi u Sarajevu
(Die Sandzak-Lobby in Sarajevo), in: Ljiljan (Sarajevo) vom
31. 5.-7. 6. 1999, S. 17-20.

38 Vgl. Zeljko Cvijanovic, Molitva za Milosevica (Gebet für
M.), in: Dani (Sarajevo) vom 12. 4. 1999, S. 18f.
39 Vgl. Nenad Kecmanovic, Identifikacija sa okupatorom
(Identifikation mit dem Okkupator), in: NIN (Belgrad) vom
15.4. 1999.
40 Vgl. Vclizar Brajovic, Kako je ravnoteia straha spasla
vlast u Crnoj Gori (Wie das Gleichgewicht der Furcht die 
Macht in Montenegro rettete), in: Vreme vom 19.6. 1999,
S. 12
41 Detailliert Wolf Oschlies, Der Vierfrontenkrieg des Slo-
bodan MiloSevic - Bundesrepublik Jugoslawien vor dem
Zerfall, in: Berichte des Bundesinstituts für ostwissen-
schaftliche und internationale Studien. (1999) 18.
42 Vgl. MontenaFax vom 30. 6. 1999.

Ein tragisches Kapitel sind für Bosnien die Flücht-
linge, deren Zahl sich bis Ende Mai auf 63 500
erhöht hatte: 29 000 aus dem Sandzak, 14 000 aus
dem Kosovo und 20 500 Serben. In der bosnischen
Presse tauchten Berichte auf, daß speziell die
Kosovo-Albaner Probleme bereiteten: Sie äußer-
ten ihren „Haß“ auf bosnische Politiker, beschwer-
ten sich, daß „sie mit Serben, Zigeunern und Sand-
zak-Leuten, die schlimmer als Serben sind, ein
Lager teilen“ müßten. Die Sandzak-Flüchtlinge,
oft genug unter Lebensgefahr aus Milosevics Ser-
bien geflohen35, lieferten sich mit den Kosovaren
allnächtliche Schlägereien, um dann zu verkünden:
„Die aus dem Kosovo sind richtiges Vieh. Milose-
vic hat sie nicht umsonst vertrieben.“36 Aber auch
die Sandzaklije selber, die sich seit einigen Jahren
„Bosnier“ nennen, sind bei den Bosniern nur
solange gern gesehen, wie sie Geld haben, um die
exorbitant gestiegenen Preise und Mieten zu
bezahlen - weswegen viele von ihnen nach Serbien
zurückkehrten37.

Darüber hinaus war Bosnien insofern in die
NATO-Mission involviert, als die UN-„Blau-
helme" sich auf bosnischem Territorium entlang
der Grenze zu Serbien umgruppiert hatten, so daß 
eine potentielle NATO-Landflanke entstand, die
von (dem neuen NATO-Mitglied) Ungarn über
das kroatische Ost-Slavonien und Bosnien bis
nach Montenegro reichte (sofern letzteres aus
Milosevics „Umarmung“ freikäme)38. Zudem bot
Sarajevo der NATO freiwillig an, sie könne die
Flughäfen und den Luftraum der Föderation
nutzen .

3. Montenegro

Von allen Ländern des Balkans war Montenegro
durch den Kosovo-Konflikt und die NATO-Mis-
sion am schlimmsten betroffen. Es war Teil der
Bundesrepublik Jugoslawien, Aufmarschgebiet der
Jugoslawischen Armee und folglich ein Ziel von
NATO-Bomben40. Da half es der Führung in
Podgorica wenig, daß sie immer wieder auf den 
„illegalen“ Charakter dieser Bundesrepublik ver-
wies (die nie rechtsgültig entstanden ist), daß sie
die Bundesregierung und deren Gesetze nicht
anerkannte, daß sie keine Soldaten in der Armee
stellte und Milosevics Gesetze zum „Kriegs-
zustand“ ignorierte41.

Seit dem Ende der NATO-Mission kann die inter-
nationale Gemeinschaft „honorieren“, daß Monte-
negro unter Präsident Milo Dukanovic demo-
kratisch, marktwirtschaftlich, pluralistisch und
multiethnisch ist. Milosevic befahl am Abend des
30. Juni 1999 einigen Panzern in Herceg Novi, die
Adria-Magistrale zu sperren, was zur Blockade
aller montenegrinischen Grenzübergänge nach
Bosnien, Kroatien und Albanien führte; dies
betraf auch die humanitäre Hilfe42. An sich eine
sinnlose Aktion, die Dukanovic geradezu lustvoll
nutzte, mit dem Milosevic-Regime hart ins Gericht
zu gehen: Nichts als Torturen und Destruktionen
habe Montenegro von Serbien erfahren, das
„autistische und xenophobe Regime von Milosevic
ist im Dauerkrieg mit der ganzen Welt“, „wir
haben keinen Bundesstaat mehr“, und wenn die
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Bundesrepublik Jugoslawien nicht im Sinne mon-
tenegrinischer Gleichberechtigung und Souveräni-
tät „neu definiert“ werde, müsse Montenegro aus
ihr ausscheiden - was mittlerweile über 50 Prozent
aller Montenegriner wollen43.

43 Vgl. S. Rastoder, Stecaj administracije Jugoslavije (Pleite
der Administration Jugoslawiens), in: Blic (Belgrad) vom 2. 7.
1999.
44 Delo (Ljubljana) vom 24. 6. 1999.
45 Vgl. Slowenien/Kroatien - Länderanalysen der FAZ
GmbH Informationsdienste, Hauptbericht August 1998.
46 Vgl. Delo vom 25. 3. 1999.
47 Vgl. Mladina (Ljubljana), Nr. 23 vom 7. 6. 1999, S. 38.
48 Vgl. Marjeta Doupona Horvat, Sramotna odlocitev
(Schändlicher Entschluß), in: Mladina, Nr. 15 vom 12.4. 1999.

49 Vgl. Delo vom 22. 4. 1999.
50 Ebd. vom 7. 5. 1999.
51 Vgl. Vreme, Sonderausgabe 8 vom I. 5. 1999, S. 9.

4. Slowenien

Ende Juni 1999 feierte Slowenien den „Tag der
Staatlichkeit“, den achten Jahrestag der Erlangung
seiner Eigenstaatlichkeit. Aus diesem Anlaß lobte
Präsident Milan Kucan die Leistungen seiner Regie-
rung: guter Verlauf der Reformpolitik, positive
Wirtschaftsdaten, außenpolitische Annäherung an
EU und NATO weit fortgeschritten, baldiger EU-
Beitritt „unstrittig“44. Diese Selbsteinschätzung war
jedoch zu optimistisch: Slowenien hat einen sehr
großen Reformbedarf, kämpft mit einer hohen
Inflation, schleppt marode Staatsbetriebe mit durch
und hat ähnliche „Schwachpunkte“ mehr zu ver-
zeichnen, die einen EU-Beitritt bis zum Jahre 2002
illusorisch erscheinen lassen45.

Zutreffend aber war Kucans Einschätzung, daß
sein Land ein gutes Verhältnis zur NATO unter-
hält und deren neue Strategie, „Menschenrechte
über staatliche Souveränität“ zu stellen, ohne
Wenn und Aber mitträgt. Das wurde schon im
Oktober 1998 deutlich, als Slowenien einer Bitte
der NATO entsprach, ihr den slowenischen Luft-
raum zur Verfügung zu stellen. Als die eigentliche
NATO-Mission startete, mußte Slowenien nur
einige zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen im Lan-
desinneren und an den Grenzen treffen, um als
untadliger NATO-Verbündeter dazustehen46.

Damit befand sich die slowenische Führung im
Einklang mit der öffentlichen Meinung, auch und
gerade in der Frage der Flüchtlinge, die in Slowe-
nien kaum jemand wollte47. Slowenien vergab
„zeitweilig“ keine Visa mehr an jugoslawische
Staatsbürger, zu denen auch Kosovo-Albaner zäh-
len. Wer dennoch nach Slowenien gelangt, hat
praktisch keine Chance, als „Flüchtling“ aner-
kannt zu werden, und diese Verweigerung schließt
zahlreiche Nachteile bei der Versorgung und der
medizinischen Betreuung mit ein. Im Lande erin-
nert man sich daran, als 40 000 Bosnien-Flücht-
linge eintrafen, die man später nur schwer los-
wurde48. Insgesamt hat Slowenien 1 600 Kosovo-

Flüchtlinge aufgenommen, vorwiegend Sozialfälle
und solche, die Verwandte in Slowenien haben.
Diese Verwandten wurden dann auch von Amts
wegen zur Hilfe herangezogen, und man nahm die
Aktion zum Anlaß, in Slowenien illegal lebende
Albaner zur Regelung ihres Status zu veranlassen.
Diese etwas zweifelhaften Verfahren brachten Slo-
wenien noch den Dank des zuständigen UNHCR-
Direktors Cengiz Aktar ein, daß das Land an der
europäischen Gemeinschaftsleistung teilnahm, um
in den beteiligten ' Ländern insgesamt 85 000
Kosovo-Flüchtlinge unterzubringen49.

Hatte Slowenien also das Flüchtlings-Problem
„kostengünstig“ gelöst, so mußte es doch „wegen
des Kriegs in der Bundesrepublik Jugoslawien und
des Ausbleibens fremder Gäste einen Ausfall von
Einnahmen in Höhe von 15,6 Milliarden Tolar
erleiden“50 (1 US-Dollar = 189,4 SIT).

IV. Ferne nahe Nachbarn

1. Ungarn

„Seit zwölf Tagen in der NATO und schon sind wir
in einen Krieg verwickelt“, lautete ein geflügeltes
ungarisches Wort nach Beginn der NATO-Mis-
sion. Das Land fand sich in einer schwierigen
Situation wieder: Einerseits war es NATO-Mit-
glied und mit der NATO-Mission vollauf einver-
standen, andererseits explizit dagegen, daß
etwaige Bodenaktionen von Ungarn aus gestartet
oder sonst etwas unternommen würde, was den
Zorn Belgrads auf die über 300 000 Ungarn in der
benachbarten Vojvodina lenken könnte51.

In Budapest sah man die Lage absolut realistisch:
Der Konflikt in Serbien wäre „sowieso“ ausge-
brochen, womit Ungarn „sowieso“ Probleme
bekommen hätte - ergo: „Die NATO-Mitglied-
schaft ist gut.“ Und: „Wir müssen alles für den
Erfolg der NATO tun, damit diese nicht durch 
den Konflikt beschädigt wird.“ Flughäfen und
Luftraum samt dessen Kontrolle sowie weitere
Installationen wurden der NATO zur Verfügung
gestellt. Dagegen lehnte man es ab, ungarische
Soldaten auf jugoslawischem Boden, nicht einmal
im Rahmen von UN-Friedenstruppen, bereitzu-
stellen. Auch in der jugoslawischen Armee die-
nen ethnische Ungarn, und darum soll sogar der
hypothetische Fall ausgeschlossen werden, daß
irgendwo, irgendwann in Jugoslawien Ungarn
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gegen Ungarn kämpfen52. Aus diesen Erwägun-
gen resultierten zwei unverrückbare Stand-
punkte: Der NATO wurden keinerlei Beschrän-
kungen bei der Nutzung ungarischer Räume und
Anlagen auferlegt, und Ungarn würde sich an kei-
ner NATO-Aktion direkt beteiligen (gleichwohl
auf einen Erfolg der NATO-Bomben hoffen, weil
es dann nicht Aufmarschgebiet für etwaige
Bodeneinsätze wäre)53. Die Rigorosität, mit der
beide Optionen vertreten wurden, wurde im
benachbarten Rumänien, wo man ganz ähnliche
Probleme hatte, fast schon bewundernd regi-
striert54.

52 Vgl. Georg Paul Hefty, Kein Durchmarsch, kein Kampf
Mann gegen Mann, in: FAZ vom 23. 4. 1999, S. 12.
53 Vgl. Ungarns schwieriges Verhältnis zu Serbien, in: Neue
Zürcher Zeitung vom 28.4. 1999.
54 Vgl. Cristiana Terenche, Ungaria, in fata unui examen de
maturitate (Ungarn vor einer Reifeprüfung), in: Romania
libera vom 1.5. 1999, S. 5.
55 Vgl. Ungarns Sonderstellung in der Kosovo-Frage, in:
Neue Zürcher Zeitung vom 26./27. 9. 1998, S. 3.
56 FAZ vom 29. 4. 1999.
57 Vgl. Matthias Rüb, Traum von halber NATO-Mitglied-
schaft, in: FAZ vom 6. 5. 1999.
58 Miklos Haraszti, Das Kosovo ist eine Warnung, in: Die
Zeit, Nr. 18 vom 29. 4. 1999, S. 13.

59 Vgl. Madalina chiopu, Romania aläturi de NATO
(Rumänien bei der NATO), in: „22", Nr. 17 vom 27. 4. bis
3. 5. 1999, S. 4.
60 Ebd.
61 Zur neueren Geschichte Rumäniens vgl. Wolf Oschlies,
Ceau§escus Schatten schwindet - Politische Geschichte Ru-
mäniens 1989-1998, Köln 1998.

Der Beschluß, der NATO logistisch freie Hand zu
geben - bereits im Spätsommer 1998 gefaßt55 -,
war von der oppositionellen Ungarischen Soziali-
stischen Partei (MSZP) kritisiert worden, was wie-
derum Kritik an dieser auslöste, da ihre Einwände
im Ausland Zweifel an ungarischer NATO-Treue
provozieren könnten. NATO-Bomben fielen in
der Vojvodina auf ungarisch geprägte Städte wie
Subotica (Szabadka). Nach Ungarn strömten
„angeblich Tausende von Kriegsdienstverweige-
rern“56. Für die Zukunft war nicht auszuschließen,
daß die NATO in Ungarn wenigstens eine beein-
druckende „Drohkulisse“ aufbauen müßte, falls es
den Vojvodina-Ungarn eines Tages so schlecht wie
den Kosovo-Albanern gehen sollte57.

Davon konnte bislang aber noch keine Rede sein:
Die Grenze blieb offen, ungarische Serben und
serbische Ungarn wurden nicht behindert, und die
Vojvodina war eben nicht das Kosovo, obwohl
Milosevic 1989 beiden die politische Autonomie
genommen hatte: „Die Ungarn dort haben die
Wahlurnen, nicht Straßenproteste oder Guerilla-
kämpfe genutzt, um der Vojvodina wieder eine
gewisse Selbständigkeit zu verschaffen.“58

2. Rumänien

Auf den ersten Blick reagierte Rumänien auf die
NATO-Mission geschäftsmäßig routiniert: Die
NATO hatte Rumänien um „unbeschränkte Über-
flugsrechte über den Luftraum Rumäniens“
ersucht. Diesen Wunsch hatte Präsident Emil Con-
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statinescu mit einem eigenen, befürwortenden
Schreiben am 20. April 1999 an beide Parlaments-
kammern, die Deputierten-Kammer und den
Senat, weitergeleitet. Deren „Kommissionen für
Verteidigung, öffentliche Ordnung und nationale
Sicherheit“, unterstützt vom Generalstabschef
Constantin Degeratu, analysierten die Lage am
21. April und erarbeiteten ein „Beschlußprojekt“,
das am 22. April von den „vereinten Parlaments-
kammern“ in gemeinsamer Sitzung verabschiedet
wurde59.

Interessant an diesem Vorgang ist, daß der
genannte Beschluß einen alten rumänisch-jugosla-
wischen Vertrag außer Kraft setzte, in dessen Arti-
kel 7 geschrieben stand, daß keinem Drittstaat die
Nutzung des eigenen Territoriums zu Aggressions-
handlungen gegen das andere Land erlaubt würde.
Im vorliegenden Falle, so hieß es jetzt, gehe es um
die Umsetzung eines UN-Beschlusses, und da
könne von „Aggression“ keine Rede sein. Zudem
enthielt der Beschluß drei Artikel, nämlich erstens
die Überfluggenehmigung für die NATO färä
restrictii (ohne Einschränkungen), zweitens eine
Weisung an die Regierung, alle dafür nötigen per-
sonellen und technischen Vorkehrungen zu tref-
fen, und drittens „die Bestätigung des Wunsches,
daß Rumänien in das Nordatlantische Bündnis
integriert wird und daß man eine politische
Lösung des Konflikts findet“60.

Artikel zwei des Beschlusses wurde pragmatisch
so realisiert, daß Bukarest die südwestlichen Flug-
häfen, dazu die Straßen der Region kurzerhand
für den rumänischen Verkehr sperrte. Artikel drei
artikulierte zum wiederholten Male den außenpo-
litischen Wunsch Bukarests, in den auch innen-
und regionalpolitische Momente involviert sind:
Rumänien hat die NATO-Mission auch als
Chance verstanden und genutzt, Klarheit in seiner
Nordwest-Region Transsilvanien zu schaffen, sich
mit Ungarn zu verständigen und sein historisch 
gewachsenes Mißtrauen gegen Rußland in die
westliche Kosovo-Politik einzubringen - also sich
aus einer politischen und regionalen zona gri
(Grauzone) zu befreien.

Anfang 1990 schien der damalige rumänische
Ministerpräsident Ion Iliescu61 von Milosevic ,ler-
nen' zu wollen, um im rumänischen Transsilvanien,
in dem das Gros der 1,6 Millionen rumänischen
Ungarn, 120 000 Deutschen und 30 000 Serben
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lebt, unter Berufung auf angeblichen „Separatis-
mus“ dort Ordnung zu schaffen. Dazu kam es aber
nicht62. Umgekehrt teilt Rumänien das ungarische
Schicksal, Landsleute in Jugoslawien zu haben, auf
die politische Rücksicht zu nehmen ist: An dem
ostserbischen Grenzfluß Timok, der im rumänisch-
serbisch-bulgarischen Dreiländereck in die Donau
fließt, lebt eine rumänische Minderheit, von der die
nationalistische Opposition Rumäniens behauptet,
sie zähle anderthalb Millionen, während sie tat-
sächlich um 60 000 betragen dürfte63, nach serbi-
schen Zensus-Angaben von 1991 sogar nur 42 364.
Nördlich des Siedlungsgebiets dieser Rumänen
spielte sich seit Ende April 1999 ein bizarrer
Kampf an der Donau ab, wo die Serben ihre
Schleusen am Eisernen Tor für „NATO-Schiffe“
schlossen - wohl wissend, daß aus dieser Maß-
nahme allein Rumänien ein wirtschaftlicher Scha-
den entstehen würde64.

62 Vgl. Fey Lszl, Kosovo i Ardealul (Das Kosovo und 
Transsilvanien), in: „22“, Nr. 24 vom 15. bis 21.6. 1999, S. 11.
63 So die deutsche Expertin Anneli Ute Gabanyi in einem
Interview in: Romania liberä vom 1. 5. 1999, S. 5.
64 Vgl. Romania liberä vom 1.5. 1999, S. I. .
65 Vgl. ebd. vom 23. 6. 1999, S. 3.
66 Vgl. Roxana Iordache, Strategia de securitate nationala
(Nationale Sicherheitsstrategie), in: Romania liberä vom
26.6. 1999, S. 1.
67 Vgl. Romania liberä vom 28. 6. 1999.

68 Vgl. Vlad-Andrei Moga, Romanian Options for Recon-
structing Southeast Europe, in: Theofanis G. Stavrou/John R.
Lampe (Hrsg.), Redefining Soütheastern Europe: Political
Challenges and Economic Opportunities, Südosteuropa-Stu-
die 61, München 1998, S. 137-146.
69 Vgl. Iftene Pop. Interesul national a Romniei si inter-
ventia NATO in lugoslavia (Das nationale Interesse Rumä-
niens und die NATO-Intervention in Jugoslawien), in: Ro-
mania liberä vom 8. 5. 1999, S. 5.
70 Octavian Paler, Dubia msur (Doppelter Maßstab), in:
Romänia liberä vom 18. 6. 1999, S. I.
71 Vgl. Ivan Kostov, Bulgarien auf einem neuen Weg, in:
KAS-Auslandsinformationen, (1998) 2, S. 4- 11; detailliert zu
zahlreichen Einzelbereichen vgl. Gernot Erler/Johanna Dei-
mel (Hrsg.), Bulgarien - Ein Jahr nach dem Regierungs-
wechsel, Südosteuropa aktuell 27, München 1998.

Rumänien hat es vermocht, sich im Umfeld der
NATO-Mission positiv darzustellen, was ihm von
Besuchern wie Tony Blair und Madeleine Albright
auch gern bestätigt wurde - als loyaler NATO-
Alliierter, als Muster künftiger Demokratisierung
Jugoslawiens und als Stabilisierungsfaktor Süd-
osteuropas65. Dieser außenpolitische Effekt stellte
sich sozusagen zufällig ein, da die rumänische Füh-
rung ihr Engagement vorrangig unter innenpoliti-
schen Aspekten betrieb: Die jugoslawischen
Machthaber entstammen denselben kommunisti-
schen Securitate-Strukturen, die in Rumänien erst
1996 gestürzt wurden, aber immer noch präsent
und gefährlich sind - wie nicht zuletzt die Unter-
stützung bezeugt, die Iliescu und seine Neokom-
munisten Milosevic zukommen ließen66. Diese
Strukturen bilden auch das Machtgerüst in Ruß-
land. Wenn das unreformierte Rußland zuviel
Spielraum auf dem Balkan erhält, kann das für
Rumänien negative Folgen haben. Folglich rea-
gierte Bukarest aggressiv ablehnend, als Moskau
Ende Juni 1999 sehr bestimmt und kurzfristig
Überflugrechte für russische Kampfjets und Ver-
sorgungsflugzeuge vom Typ IL-76 ins Kosovo for-
derte - was nach Rücksprache mit der NATO ver-
weigert wurde67.

Rumäniens nationale Interessen liegen dort, wo
sie mit westlichen Werteinteressen - friedliche

Staaten auf einem befriedeten Balkan - zusam-
menfallen68. Das betrifft insbesondere das rumäni-
sche Mißtrauen gegenüber Rußland: Zwölfmal
wurde Rumänien in den letzten 300 Jahren von
Rußland überfallen. Wegen der Moskauer
Obstruktion ist „der zweite rumänische Staat“, die
„Moldova“, noch immer nicht mit Rumänien wie-
dervereinigt. Der Westen sollte Rußland diesbe-
züglich drängen und Rumänien helfen, die positi-
ven Ansätze, die sich gerade in der Gegenwart
zeigen, zu fördern. Das stets mehr oder minder
gespannte Verhältnis zu Ungarn könnte, unter
dem Eindruck gemeinsamer Angst vor weiteren
„Kosovos“, zu „exzellenten Beziehungen“ ausge-
baut werden, wie sie zwischen Frankreich und
Deutschland bestehen. Das von historischen Bela-
stungen freie Verhältnis zu Serbien könnte für
eine positive Veränderung Serbiens genutzt wer-
den. Eine verstärkte Integration Rumäniens in
europäische Strukturen könnte dem Land aus sei-
ner allseitigen „Lähmung“ heraushelfen, ein Weg,
den es aus eigener Kraft wohl nicht so schnell
schafft69.

Das Ausland sollte von den Rumänen auch dies
lernen: Balkan-Angelegenheiten sollten nie in
dubia masura gemessen werden - nie in doppeltem
Maßstabl Das heißt konkret, daß „Verbrechen, die
von der UCK begangen wurden, nicht weniger
grauenvoll sind als solche der Truppen Milose-
vics“. Wer das nicht beherzigt, macht die NATO
zur „Schutztruppe“ albanischer Sezessionisten,
überläßt das Kosovo „dem Terror der Rache“ und
„entblößt es von Serben“70.

3. Bulgarien

Bulgarien hat in erstaunlich kurzer Zeit positive
Entwicklungen hin zu wirtschaftlicher Stabilisie-
rung, regionaler Kooperation und europäischer
Integration absolviert71.

Unter allen diesen Leistungen ragen Bulgariens
„Bereinigungen“ einiger alter Konflikte hervor,
insbesondere das mittlerweile freundschaftlich 
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geklärte Verhältnis zu Makedonien, das Bulgarien
zwar als erster diplomatisch anerkannte, dem es
aber eine eigene Nation und eigene Sprache
absprach. Das wurde korrigiert und hat Bulgarien
auch der NATO empfohlen, was sich im Umfeld
des Kosovo-Konflikts positiv auf die Beziehungen
ausgewirkt hat72.

72 Vgl. Elizabeth Pond, Reinventing Bulgarin, in: The Wa-
shington Quarterly, (1999) 3, S. 39-53.
73 Vgl. Trud (Sofia) vom 16. 5. 1999, S. 3.
74 Vgl. das Interview mit der Statistikerin Velicka Range-
lova, in: Standart (Sofia) vorn 2. 4. 1999, S. 6.
75 Vgl. das Interview mit Vizepremier Evgenij Bakärditiev,
in: ebd. vom 14. 4. 1999, S. 7.
76 Zitiert nach einem Bericht in: ebd. vom 17. 4. 1999, S. I.
77 Kleine Dokumentation dazu in: Standart vom 17.4.
1999, S. 2.

78 Vgl. Nadeshda Michailova, Bulgarien und die Krise im
Kosovo, in: KASD-Auslandsinformationen, (1999) 6, S. 10-
21.
79 Standart vom 19.4. 1999, S. 1.
80 Vgl. ebd. vom 23. 4. 1999, S. 7.
81 Vgl. ebd. vom 26. 4. 1999, S. 5.
82 Interview in: ebd. vom 28. 4. 1999, S. 5.

Als dann die NATO-Mission startete, waren die
„Kollateralschäden“ im Westen des Landes doch
so erheblich, daß die Medien ganze Karten der
Unglücksfälle veröffentlichten73. Das Land mußte
weitere Nachteile in Kauf nehmen: einen Rück-
gang der Industrieproduktion um 18 Prozent,
Außenhandelseinbußen gegenüber 1998 in Höhe
von einer Milliarde US-Dollar, direkte Wirt-
schaftsverluste von über 200 Millionen US-Dollar
sowie schlechte Aussichten für das Wirtschafts-
wachstum74. Aber Bulgarien wußte immer, daß das
Milosevic-Regime von der „Entzündung konkre-
ter Konflikte“ lebt, die neben Jugoslawien auch
den ganzen Balkan in Mitleidenschaft ziehen75.
Angesichts solcher Perspektiven erklärte Präsi-
dent Petar Stojanov: „Falls von Bulgarien logisti-
sche Unterstützung und Luftkorridore benötigt
werden, rufe ich den Ministerrat und das Parla-
ment auf, positiv zu reagieren, so wie es Slowe-
nien, Kroatien und die Slowakei taten ... Unsere
Interessen decken sich mit den Interessen der
freien westlichen Welt, deren Werte der Nord-
atlantik-Pakt verteidigt. Verlangen Sie von mir
nicht, unsere Unterstützung für diese Welt jetzt
abzulehnen, da nicht deren Schicksal, wohl aber
unseres auf dem Spiel steht. Deshalb sage ich
nochmals ganz offen: Diese Welt braucht Bulga-
rien, aber Bulgarien braucht sie noch zweimal
mehr.“76’

Es bedurfte wohl derart dramatischer Appelle, um
das Parlament zu überzeugen, das solche Unter-
stützungen in Erklärungen vom Oktober 1998 bis
März 1999 mehrfach eingeschränkt hatte77. Bulga-
rien hatte sich schon zu Beginn des Jahres 1998
erfolgreich bemüht, gesamtbalkanische Initiativen
zur regionalen Konfliktminderung zustandezubrin-
gen. Als dann der Kosovo-Konflikt eskalierte, sah
die bulgarische Regierung, „das Kosovo ist kein
internes Problem Jugoslawiens“ und „eine Lösung
mit politischen Mitteln“ müsse gefunden werden.

So erklärte das Parlament am 25. März 1999, daß 
Bulgarien sich zwar nicht direkt an etwaigen Mili-
täraktionen beteiligen werde, wohl aber die volle
NATO-Mitgliedschaft anstrebe. Dieses Bestreben
untermauerte man mit der Beteiligung am
Embargo gegen Jugoslawien. Am 4. Mai 1999
beschloß das Parlament, der NATO den bulgari-
schen Luftraum zu öffnen. Später engagierte sich
das Land nachhaltig bei der Bewältigung der
„humanitären Katastrophe“, denn „Bulgarien ist
überzeugt, daß die vom Milosevic-Regime durch-
geführte ethnische Säuberung auch die Destabili-
sierung der Nachbarländer bezweckt“. Mit diesen
Maßnahmen verbesserte Bulgarien seinen Status 
hinsichtlich der Integration in NATO und EU
nachhaltig78.

Bulgarien hatte keine andere Wahl. Als das offi-
zielle NATO-Ersuchen am 17. April 1999 in Sofia
eintraf, waren die Würfel gefallen. Die Presse
kommentierte dies wie folgt: „Politiker und wir
alle müssen uns eine furchtbare Verantwortung
vergegenwärtigen. Wir müssen wählen, ob Bulga-
rien für immer im europäischen Ghetto bleibt oder
ob es ein Teil des zivilisierten Europas wird. Denn
vor zehn Jahren hat Slobodan Milosevic den Bal-
kan ins Ghetto Europas verwandelt. Bulgarien
kann nicht weiterhin den unbetroffenen Beobach-
ter des Konflikts spielen. Sonst würde es sich näm-
lich in einen abgeschiedenen Beobachter europäi-
scher Zivilisation verwandeln.“79

Was das konkret heißen sollte, erläuterte der
Historiker Metodi Petrov in einem Interview:
Bulgarien wird sich von seinem mentalen Ballast 
falscher Geschichtsmythen, von seinen falschen
Parteinahmen für russische und serbische Natio-
nalisten, von seinen ideologisierten Debatten
befreien, damit „erstmalig auf der Siegerseite“
sein und so seinen nationalen Interessen am
besten dienen80. Worauf Petrov anspielte, verdeut-
lichten Umfragen unter Bulgaren 81: 82 Prozent
sprachen sich für eine „europäische“ Orientierung
aus, und 46 Prozent wollten, daß das Land NATO-
Mitglied wird.

Die bulgarische Regierung war auch beschuldigt
worden, sie „verkaufe“ das Land und betreibe
„Geheimdiplomatie“, was Premier Ivan Kostov
zurückwies: „Wenn es Abkommen gibt, wenn die
Aktion Joint Guardian läuft, dann muß von Bulga-
rien jegliche Mitarbeit gegeben werden.“82 Wenn
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Bulgarien im Westen „Freunde“ hat, fügte der
Politologe Nansen Bechar hinzu, dann darf es
diese nicht „in einer schweren Situation alleinlas-
sen“83.

83 Interview in: ebd. vom 27. 4. 1999, S. 7.
84 Kommentar in: ebd. vom 4. 6. 1999, S. 1.
85 Vgl. Marc Weller, The Rambouillet Conference on Ko-
sovo, in: International Affairs, (1999) 2, S. 211-251: Jens
Reuter/Melpomeni Katsaropoulou, Die Konferenz von
Rambouillet und die Folgen, in: SÜDOSTEUROPA, (1999)
3-4, S. 147-155.
86 Vgl. dazu das Gespräch der beiden international aner-
kannten Experten Anton Bebler (Ljubljana, Slowenien) und
Dusko Topalovic (Zagreb, Kroatien), in: Svijet (Sarajevo)
vom 4. 4. 1999,8. 12-14.

87 Dosije: Jugoslovenska drama i susedi (Dossier: Das ju-
goslawische Drama und die Nachbarn), in: Vreme, Sonder-
ausgabe 8 vom 1. 5. 1999, S. 8.
88 Vgl. Alexander Duleba, Russia, Central Europe and 
NATO Enlargement, in: Medzinärodne otzky (Bratislava),
(1998) 4, S. 15-46.
89 Vgl. Aleksandr Sumilin, Atlanticeskij bumerang (Der
atlantische Bumerang), in: Ekspert (Moskau), Nr. 10 vom
15.5. 1999, S. 50 f.
90 Vgl. Adam Cerny, Kdo je neptelem NATO (Wer ein
Feind der NATO ist), in: Tyden, Nr. 11 vom 8. 3. 1999, S. 21.
91 Octavian Paler, O diversiune: „antioccidentalismus“
(Eine Diversion: „Antiwest-Haltung“), in: Romania liberä
vom 4. 5. 1999, S. I.
92 Detailliert zur Erweiterungsproblematik Manuel Fröh-
lich, NATO and EU Enlargement: The Structure of an Un-
precedented Process, in: Klaus Dicke/Karl Schmitt (Hrsg.),
Transformation und Integration in Europa, Berlin 1998,
S. 121-141.
93 Vgl. Jänos Deäk u.a. (Hrsg.), Economic Trends in Ea-
stern Europe, Budapest, May 1999; Arnold Suppan, Ost-
mitteleuropa und die Europäische Union: Nationale Identi-
täten und Perzeptionen in Polen, der Slowakei, Ungarn,
Rumänien und Slowenien, in: Revue d’Europe Centrale,
(1998) l.S. 63-73.
94 Vgl. Gernot Erler, Krisenregion Balkan: Heraus-
forderung an das neue Europa, in: Südosteuropa Mit-
teilungen, (1999) 1, S. 9—16.

So hat sich die gesamtbulgarische NATO-Loyali-
tät herausgebildet - erst bei der Regierung, dann
beim Parlament, danach bei der Mehrheit der
Bevölkerung. „Was kommt denn nun? Frieden
oder Waffenstillstand? Ein Stückchen Frieden
oder ein Frieden, der europäische Entwicklung
bringt? Werden Frieden und Entwicklung für alle
sein, oder werden wieder einige leer ausgehen? ...
Europa wird geprüft - es darf den Balkan nicht
von sich trennen.“84

V. Was wird aus dem Kosovo?

Die NATO-Mission mußte zwangsläufig eine
Fülle von Fragen aufwerfen. Für Konflikte dieser
Art benötigt man Luftschläge, ein Friedenspro-
gramm und Bodentruppen. Für ihre Mission
erfüllte die NATO den ersten Faktor völlig, den 
zweiten nur halb und den dritten gar nicht. Das
„halbe“ Friedensprogramm war von dem US-Bot-
schafter in Makedonien, Christopher Hill, im
Oktober 1998 vorgelegt worden und bildete im
Februar 1999 die Grundlage der Konferenz von
Rambouillet, die an ihrer Konzeptionslosigkeit für 
die Zukunft des Kosovo scheiterte85. Der unterlas-
sene Einsatz von Bodentruppen - die doch zu
Zehntausenden in Makedonien und Albanien
standen, von dort aber dem Morden serbischer
Truppen im Kosovo zusahen - traf auf das völlige
Unverständnis der Südslawen und nährte deren
Zweifel, daß dem Westen wirklich an einer dauer-
haften Lösung auf dem Balkan gelegen sei86.

Zudem waren die Südosteuropäer in diesen
schwer durchschaubaren Konflikt direkt invol-
viert, und „die Mehrheit der jugoslawischen
Nachbarn fand sich praktisch über Nacht in dem
Zwiespalt wider, zwischen einer vielversprechen-
den (wiewohl noch ziemlich verschwommenen)
Zukunftsvision und einer harten Realität, die
sich schwer auf die gesamte Region legte, zu ent-

scheiden“87. Dabei war es nur ein geringer Trost,
daß diese Bürde wenigstens in einem Punkt
gemildert worden war: Die von Rußland jahre-
lang vehement befehdete Osterweiterung der
NATO, die die Osteuropäer eben wegen Mosk-
aus Gegnerschaft um so nachdrücklicher wünsch-
ten88, schien plötzlich kein Problem mehr zu sein:
Die Russen akzeptierten, daß „je lauter Moskau
die NATO kritisiert, desto aktiver streben die
Osteuropäer dorthin“89; allerdings fragten sich
die im März 1999 in die NATO aufgenommenen
Mitglieder Tschechien, Polen und Ungarn, ob sie
ausgerechnet in diese NATO mit diesen Missio-
nen gewollt hatten90. „Wenn wir es ablehnen, den
NATO-Bombern den Überflug zu gestatten, wer-
den wir ganz sicher aus dem Buch’ gestrichen
und der Gnade einer verfluchten Geographie
überlassen. Allerdings ist es überhaupt nicht
sicher, daß wir nach Zahlung dieses Preises in
den Atlantischen Militärclub aufgenommen und
von sicherheitspolitischen Unbequemlichkeiten
befreit werden, aber wir haben eine Chance, eine
Illusion, eine Hoffnung.“91,

Ähnlich bange Fragen werden sich bei dem anvi-
sierten EU-Beitritt nicht stellen92. Daß das post-
kommunistische Osteuropa von der Ostsee bis zur
Adria für diesen Beitritt schlichtweg nicht vorbe-
reitet ist — toopoor, toopopulous, too agricultural-,
ist seit Jahren ein offenes Geheimnis, zumal sich
die ökonomischen Entwicklungen und Resultate
dort verlangsamen und verschlechtern93. Diese
Abwärtstrends haben sich durch die jüngsten Bal-
kan-Konflikte verstärkt94, wie andererseits Brüsse-
ler Bedenken im Umkreis des angestrebten „Sta-
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bilitätspakts für den Balkan“ lauter geworden
sind: Weil die NATO die südosteuropäischen Staa-
ten brauchte, muß die EU ein „klares und wieder-
holtes Bekenntnis“ zu deren Integration in die EU
abgeben - „selbst wenn diese aus heutiger Sicht in
unbestimmter Zukunft liegt“95.

95 Dietrich Schlegel, Wie kann Südosteuropä langfristig
stabilisiert werden? Eine deutsche Initiative, in: ebd., S. 17-
25.

Mit anderen Worten (und bewußt als Worst-case-
Scenario formuliert): Im Umkreis ihrer Kosovo-
Mission vermochte die NATO die Staaten Süd-

Osteuropas kurzfristig durch „europäische“ Ver-
heißungen zu faktischen Kombattanten zu
machen. Die Uneinlösbarkeit dieser Versprechun-
gen kann mittelfristig dazu führen, daß in der
Region Frustrationen aufkommen, die ihrerseits
neue und gefährliche Konflikte provozieren. Das
wiederum könnte langfristig heißen, daß die EU
vor die Entscheidung gestellt wird, die Stabilität
auf dem Balkan durch die Integration dieser Staa-
ten zu fördern, dabei aber angesichts von deren
ökonomischer Unterentwicklung und demokrati-
scher Unreife das Risiko einzugehen, die eigene
Schwerfälligkeit bis zur Lähmung voranzutreiben.
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Marie-Janine Calic

Die Jugoslawienpolitik des Westens seit Dayton

Der serbisch-albanische Konflikt im Kosovo
wurde vielfach vorhergesagt. Trotz seiner immen-
sen Sprengkraft blieb er bei den Friedens-
verhandlungen in Dayton ausgespart. Daß die
präventive Diplomatie, soweit sie überhaupt statt-
fand, auch in den Folgejahren scheiterte, ist nicht
zuletzt auf die diffuse Politik des Westens gegen-
über der Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ)
zurückzuführen. Denn zum einen galt der serbi-
sche (später jugoslawische) Präsident Slobodan
Milosevic als unerläßlicher Partner bei der Herbei-
führung und Implementierung des Friedensab-
kommens für Bosnien-Herzegowina, zum anderen
war klar, daß Belgrad den Daytonprozeß partiell
obstruierte und daß die innerjugoslawische Situa-
tion aufgrund der defizitären demokratischen Ent-
wicklung und der Zeitbombe Kosovo noch keine
vollständige Normalisierung der bilateralen Bezie-
hungen zuließ. Da das Verhältnis des Westens zur
BR Jugoslawien seit 1992 de facto ungeklärt war,
blieben auch die externen Einwirkungsmöglichkei-
ten extrem beschränkt. Als 1998 die Kosovokrise
auf den Eklat zusteuerte, zeigte sich die Staatenge-
meinschaft handlungsunfähig.

I. Westliche Isolationspolitik

Aus dem 1990/91 begonnenen Auflösungsprozeß
Jugoslawiens sind fünf Nachfolgestaaten hervor-
gangen: Slowenien, Kroatien, Bosnien-Herzego-
wina, Makedonien und die aus Serbien (10 Millio-
nen Einwohner) und Montenegro (600 000)
bestehende Bundesrepublik Jugoslawien. In die
jugoslawischen Nachfolgekriege in Slowenien,
Kroatien und Bosnien-Herzegowina ist Belgrad
nie offiziell eingetreten. Aber es ist unbestritten,
daß es die kroatischen und bosnischen Serben poli-
tisch, logistisch und materiell unterstützte. Aus
diesem Grund ist die häufig abfällig als „Rest-
jugoslawien" etikettierte Bundesrepublik bereits
1992 mit umfassenden Sanktionen bestraft wor-
den.

Am 30. Mai 1992, mit Verabschiedung der Resolu-
tion 757 durch den UNO Sicherheitsrat, wurde die
BR Jugoslawien aus den internationalen Organisa-
tionen ausgeschlossen und mit umfassenden Wirt-
schaftssanktionen belegt. Die Präambel des Doku-

ments konstatierte, daß die BRJ nicht automatisch
als Rechtsnachfolgerin der Sozialistischen Födera-
tiven Republik Jugoslawien (SFRJ) gelten könne,
da sich der kommunistische Bundesstaat de facto
aufgelöst habe. Am 22. September 1992 beschloß
die Generalversammlung auf Grundlage ihrer
Resolution 47/1, Jugoslawien von ihrer Arbeit aus-
zuschließen. Seither ist der Status ungeklärt,
weder wurde seine Beteiligung ausdrücklich
negiert, noch wurde es mit allen dazugehörigen
Rechten als Vollmitglied akzeptiert1. Auch die
OSZE hatte am 8. Juni 1992 die Mitgliedschaft
Jugoslawiens ruhen lassen, was später die Bearbei-
tung der Kosovo-Krise beeinträchtigen sollte. Im
September 1992 eröffnete die „KSZE-Langzeit-
mission nach Kosovo, Sandzak und Vojvodina“ ein
Büro in Pristina. Aufgabe war die Beobachtung
der Menschenrechtslage sowie die Vermittlung
eines Dialoges zwischen Serben und Albanern. Da
aber der Ausschuß Hoher Beamter die Aussetzung
der Mitgliedschaft Jugoslawiens in der KSZE nicht
wieder rückgängig machte, verwies Belgrad die
Mission im Juni 1993 des Landes1.

1 Vgl. Miodrag Mitic, International Law and the Status öl'
the FR of Yugoslavia in the United Nations, in: Review of
International Affairs, 15 September 1998, S. 27-44.
2 Vgl. Stefan Troebst, Chronologie einer gescheiterten Prä-
vention: Vom Konflikt zum Krieg im Kosovo, 1989- 1999, in:
Osteuropa, 49 (1999) 8 (i.E.).

Die politische Isolation und das Wirtschaftsem-
bargo wirkten sich verheerend auf die jugoslawische
Volkswirtschaft aus. Das Embargo verstärkte
bestehende strukturelle Schwächen und führte zu
erheblichen Produktionseinbußen und Einkom-
mensverlusten. Zwischen Juni und Dezember 1992
sank die Industrieproduktion um 32,3 Prozent
gegenüber der gleichen Periode im Vorjahr, rund
600 000 Beschäftigte wurden in Zwangsurlaub
geschickt. Da der Staat aufgrund der dramatischen 
Einnahmeausfälle die Geldmenge erhöhte,
schnellte die Inflationsrate steil nach oben. Im
Dezember 1993 erreichte sie eine Rekordsumme
von einer Million Prozent gegenüber dem Vormo-
nat. Im Frühjahr 1995 lagen die volkswirtschaftli-
chen Gesamtverluste bei 147 Milliarden US-Dollar.

Die rasante Talfahrt der jugoslawischen Wirtschaft
mag ein Grund dafür gewesen sein, daß die jugo-
slawische Führungsspitze Mitte 1994 zu der Auf-
fassung kam, den bosnischen Krieg zu beenden
und sich von den Embargomaßnahmen zu
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befreien. Der serbische Präsident Slobodan Milo-
sevic erklärte am 31. Juli 1994, der Frieden liege
im Interesse „der ganzen serbischen Nation“3, und
nahm den von der Kontaktgruppe entwickelten
Friedensplan für Bosnien-Herzegowina an, der
später die Grundlage der Verhandlungen in Day-
ton bildete. Die Behauptung, die Allianz habe im
Sommer 1995 den serbischen Präsidenten in zwölf
Tagen an den Verhandlungstisch gebombt, die die
NATO vier Jahre später zur Rechtfertigung der
Intervention im Kosovo anführte, ist also inkor-
rekt. Da sich aber die Führung der bosnischen Ser-
ben der Anweisung aus Belgrad verweigerte, kam
es im August 1994 zum spektakulären Bruch zwi-
schen Belgrad und Pale. Dies war einer der
Gründe, weshalb der serbische Präsident in westli-
cher Perzeption zum Friedensengel aufrückte4.

3 President of Serbia Teils Allies in Bosnia To Accept Peace
Pact, in: The Washington Post vom 1. 8. 1994.
4 Vgl. Richard Holbrooke. Meine Mission. Vom Krieg zum
Frieden in Bosnien, München 1998.
5 Vgl. Auswärtiges Amt (Hrsg.), Deutsche Außenpolitik
1995. Auf dem Weg zu einer Friedensregelung für Bosnien
und Herzegowina: 53 Telegramme aus Dayton. Eine Doku-
mentation. Bonn 1998.
6 Makedonien änderte seine Staatsflagge, indem die sech-
zehn- durch eine achtstrahlige Sonne ersetzt wurde. Grie-
chenland hob im Gegenzug die einseitige Wirtschaftsblok

Als nach vier Jahren Krieg am 21. November 1995
endlich das Friedensabkommen von Dayton
geschlossen wurde, atmete die Staatengemeinschaft
auf: Schließlich hatten die jugoslawischen Nachfol-
gekriege nicht nur Hunderttausende Tote gefordert
und mehr als zwei Millionen Menschen zu Flüchtlin-
gen gemacht. Auch das Ansehen und die Glaubwür-
digkeit der Staatengemeinschaft hatte aufgrund jah-
relanger Handlungsunfähigkeit ernsthaften Schaden
genommen. Endlich schienen die grausamen jugo-
slawischen Nachfolgkriege beigelegt5.

Seit längerem hatte sich zudem die Erkenntnis
durchgesetzt, daß es notwendig werden würde,
Jugoslawien in die internationalen Kooperations-
strukturen zurückzuholen. Die anhaltende politi-
sche Isolation deformierte das politische System
und die Gesellschaft Serbiens und Montenegros,
förderte kriminelle und mafiose Strukturen und
stieß weite Teile der Bevölkerung in soziale Not -
ein sicheres Rezept zur Schaffung eines neuen
Unruheherdes. Deshalb wurde an einer Gesamt-
lösung für die postjugoslawische Staatenwelt geba-
stelt, die auch die BRJ aus der Isolation sowie zu
einer allmählichen Normalisierung der bilateralen
Beziehungen führen sollte.

Das überaus konflikthafte Verhältnis zwischen
Makedonien und Griechenland normalisierte sich,
nachdem am 13. September 1995 ein Interimsab-
kommen zustande gekommen war6. Die BR Jugo-
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slawien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina und
Makedonien erkannten sich - sofern dies noch
nicht geschehen war - im Verlauf des Jahres 1996
gegenseitig an. Damit war eine wichtige Voraus-
setzung für die weitere politische Entspannung in
der Region gelegt. Daraufhin begannen schließlich
auch zahlreiche europäische und außereuropäi-
sche Staaten, ihre diplomatischen Beziehungen zur
BR Jugoslawien wiederaufzunehmen. Auf der
Grundlage einer Gemeinsamen Entscheidung vom
9. April 1996 erkannten die EU-Staaten die BR
Jugoslawien auf individueller Basis an, die EU als
solche hat dies allerdings bis heute nicht getan.

Offen blieben Fragen in Zusammenhang mit den 
Sukzessionsverhandlungen, darunter die Auftei-
lung von Schulden und Vermögen des kommunisti-
schen Jugoslawiens, der kroatisch-montenegrini-
sche Konflikt über die Halbinsel Prevlaka (den
wichtigsten jugoslawischen Militärhafen, der
jedoch auf kroatischem Territorium liegt) sowie
das Rückkehrrecht von rund 300 000 Serben, die
im Sommer 1995 aus Kroatien nach Bosnien-Her-
zegowina und in die BR Jugoslawien vertrieben
worden waren und deren Wiederaufnahme Zagreb
faktisch verweigerte. Da Belgrad im allgemeinen
Wohlverhalten demonstrierte, wurden die Sanktio-
nen im September 1996 bis auf einen „äußeren
Wall“ aufgehoben, der dem Staat weiterhin den 
Zugang zu den internationalen Finanzorganisatio-
nen - wie dem Internationalen Währungsfonds
(IMF), der Europäischen Bank für Wiederaufbau
(EBRD), der Weltbank usw. - und damit zu deren
Krediten versperrte. Damit wollte der Westen ein
Druckmittel in der Hand behalten, um Belgrad zur
Umsetzung des Dayton-Abkommens sowie zu
inneren demokratischen und marktwirtschaftli-
chen Reformen zu zwingen. Am 29. April 1997
gewährte die EU Belgrad erstmalig autonome
Handelspräferenzen, die aber schon 1998 wegen
der heraufziehenden Kosovokrise wieder ausge-
setzt wurden.

Die Lage in Jugoslawien blieb auch nach 1995 in
vieler Hinsicht prekär. Da das Land keine interna-
tionalen Kredite erhielt, liefen alle ökonomischen
Reformversuche ins Leere. Nach Einschätzung
internationaler Finanzexperten erreichte die Wirt-
schaftsleistung Jugoslawiens nach Ende des bosni-
schen Krieges weniger als die Hälfte von 1989, das
Außenhandelsdefizit überschritt 1998 die Rekord-
marke von 2 Milliarden US-Dollar. Die Auslands-
schulden beliefen sich auf mindestens 10 Milliarden

kade auf. Die Staaten einigten sich auf gegenseitige
Anerkennung ihrer Souveränität, territorialen Integrität und 
politischen Unabhängigkeit. Lediglich der Namensstreit
konnte nicht beigelegt werden.
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US-Dollar, rund 80 Prozent des jugoslawischen
Bruttosozialprodukts.

Die sozioökonomische Dauerkrise schürte den
Zwist mit der Partnerrepublik Montenegro, in der
Ende 1997 Milosevics Widersacher Milo Djukano-
vic die Präsidentschaftswahlen gewann. Das
Ergebnis war von dem Belgrad-treuen Momir
Bulatovic angefochten worden, und die Vereidi-
gung des neuen Präsidenten hatte Mitte Januar
1998 Unruhen ausgelöst. Djukanovic steht für
wirtschaftliche Reformen, die Öffnung des Landes
nach Westen und den konstitutionellen Umbau
der BR Jugoslawien, der dem kleinen Montenegro
mehr Einfluß auf die Bundespolitik bringen soll.
Diese bereits seit 1992 schwelende Verfassungs-
krise konnte bislang nicht gelöst werden. So sind
drei Parallelverfassungen in Kraft: die serbische,
die montenegrinische und die jugoslawische, die
sich in vielen Bereichen widersprechen, andere
Fragen ganz offenlassen7. Die in Podgorica regie-
rende Koalition „Damit wir besser leben“ betrach-
tet die jugoslawischen Bundesinstitutionen als ver-
fassungswidrig und verweigert die Umsetzung von
Bundesbeschlüssen. Seit Monaten behält Monte-
negro Zölle und Steuereinnahmen ein, die eigent-
lich in das Bundesbudget fließen müßten. Die
Teilrepublik besitzt eigene diplomatische Ver-
tretungen in westlichen Staaten, will ein separates
Strafgesetzbuch und womöglich eine eigene Wäh-
rung einführen. Es steht die Sezessionsdrohung,
mindestens aber die Forderung nach Umwandlung
der Bundesrepublik Jugoslawien in eine Konföde-
ration im Raum8. Der seit 1989/90 ungeklärte und
bis heute umstrittene politische Status Kosovos hat 
die Lage weiter kompliziert. Noch ist nicht ent-
schieden, ob und wie lange es die montenegrini-
sche Maus noch mit dem serbischen Elefanten
unter demselben politischen Dach aushalten wird.

7 Vgl. Nebojsa Cagorovic, Conflicting Constitutions in Ser-
bia and Montenegro, in: Transition, 7. März 1997, S. 28-31.
8 Vgl. Zoran Kusovac, Montenegro. The Crisis that could
scuttle Yugoslavia, in: Jane’s Intelligence Review, Juli 1998,
S. 9-14; vgl. auch Für ein neues Verhältnis Montenegros zu
Serbien. Interview mit dem montenegrinischen Präsidenten
Djukanovic, in: Neue Zürcher Zeitung vom 30. 6. 1999.

9 Vgl. Report by Mr. Felipe Gonzales on Serbia, in: Hel-
sinki Monitor, 8 (1997) 2.
10 Vgl. Helsinki Committee for Human Rights in Serbia.
Radicalisation of the Serbian Society. Collection of Docu-
ments, Belgrade 1997.
11 Zu den Ereignissen im Kosovo vgl. International Crisis
Group, Kosovo Spring, Pristina/Sarajevo, 20 March 1998;
Wolfgang Petritsch (Hrsg.), Kosovo. Mythen, Daten, Fakten,
Klagenfurt 1999; Marc Weller (Hrsg.), The Crisis in Kosovo,
1989-1999, London 1999; Noel Malcolm. Kosovo: A Short
History, London-New York 1998; Miranda Vickers, Be-
tween Serb and Albanian: A History of Kosovo. London u. a.
1998.

Aus westlicher Sicht besonders besorgniserregend
entwickelte sich auch die innenpolitische Situation
in Serbien. Mangelnde Demokratisierung, Be-
schränkungen der Gewaltenteilung und Unabhän-
gigkeit der Justiz sowie die Behinderung der Mei-
nungs- und Medienfreiheit charakterisierten auch
nach 1995 das Land. An der Jahreswende 1996/97
demonstrierte das Oppositionsbündnis „Zajedno“
wochenlang gegen angebliche Fälschungen bei den 
Lokalwahlen vom 17. November 1996. Als Sonder-
beauftragter der OSZE reiste daraufhin Felipe Gon-
zales am 20. und 21. Dezember nach Belgrad. In sei-

nem Bericht an den Ständigen Rat (bekamt als
Gonzales-Bericht) kam er zu dem Ergebnis, daß die
oppositionelle Zajedno-Koalition in 25 Gemeinden
(darunter Pirot, Kraljevo, Uzice, Nis und in Teilen
Belgrads) die Mehrheit errungen hatte9. Belgrad
erklärte sich zu Zugeständnissen bereit, jedoch zer-
brach das Oppositionsbündnis nach einigen Wochen
an internen Machtkämpfen. Seither hat sich die
innere Lage in bezug auf Demokratie und Men-
schenrechte weiter verschlechtert10.

Die größten Sorgen bereitete seit Mitte 1997
jedoch das Kosovo, in dem sich 1990 die Albaner
für unabhängig erklärt und einen Schattenstaat
ausgerufen hatten. Seit 1995 war es zu einer deutli-
chen Mobilisierung und Politisierung der kosovo-
albanischen Bevölkerung gekommen, erste gewalt-
bereite Gruppen traten in Erscheinung11. Wie aber 
sollte der Westen auf die heraufziehende serbisch-
albanische Krise reagieren?

II. Gescheiterte Konfliktprävention
im Kosovo

Während der Westen die Ereignisse in Bosnien nie
als ernsthafte Bedrohung vitaler Interessen wahr-
nahm, blickte er schließlich mit größter Sorge auf
die Zwei-Millionen-Provinz Kosovo. Die ungelöste 
albanische Frage wurde als typisches trigger-Pro-
blem erkannt, da neben dem 3,2 Millionen-Staat
Albanien auch Montenegro (mit 50 000 Alba-
nern), Makedonien (460 000) und Nord-Griechen-
land (150 000) durch die Ereignisse im Kosovo in
Mitleidenschaft gezogen zu werden! drohten. Anders
als der bosnische hätte sich der serbisch-albanische
Konflikt im Kosovo nur schwer auf das Territorium
Ex-Jugoslawiens begrenzen lassen. Eine regionale
Ausweitung des Konfliktes hätte jedoch weitere
Sicherheitsinteressen des Westens bedroht, die in
den geostrategisch zentralen Regionen (Ägäis, Tür-
kei, Mittlerer Osten) liegen. Der damalige amerika-
nische Präsident George Bush hatte schon im
Dezember 1992 erklärt, daß ein Krieg im Kosovo zu
einem westlichen Militäreinsatz führen würde - zu
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einem Zeitpunkt, als die USA im Jugoslawien-Kon-
flikt noch weitestgehende Abstinenz übten. Wer-
teinteressen wie die Entwicklung der Demokratie
und der Schutz der Menschenrechte haben im west-
lichen Kalkül zweifellos auch eine Rolle gespielt.
Aber entscheidend waren wohl die strategischen
Erwägungen.

Gleichwohl rückte Kosovo erst nach dem Herbst
1997, als sich die Krisen-Anzeichen in der Provinz
verdichteten, ganz oben auf die Agenda fast aller
wichtigen internationalen Organisationen und
zahlloser Nichtregierungsorganisationen. Dabei
hat es gerade in bezug auf Kosovo nicht an
warnenden Stimmen, politischen Analysen und
Vorschlägen zur Konfliktprävention gefehlt. Bei-
spielsweise waren zahlreiche Nichtregierungsorga-
nisationen und Institute, darunter die Comunitä di
Sant’Egidio (Rom), die International Crisis Group
(Brüssel), die Griechische Stiftung für Europa-
und Außenpolitik ELIAMEP (Athen), die Ber-
telsmann-Stiftung (Gütersloh) und das Conflict
Prevention Network der EU (Brüssel), rechtzeitig
zur Stelle. Auf internationaler Ebene beschränkte
sich die Kosovo-Diplomatie vor 1998 'weitestge-
hend auf die unermüdlichen Aktivitäten der beim
Hohen Repräsentanten für Bosnien-Herzegowina
angesiedelten Arbeitsgruppen für Sukzessionsfra-
gen und ethnische Minderheiten, die aber im
Grunde marginalisiert blieben12.

12 Vgl. Stefan Troebst, Conflict in Kosovo: Failure of Pre-
vention? An Analytical Documentation, 1992-1998, ECMI
Working Paper 1, Flensburg, Mai 1998, S. 39 f.
13 Vgl. David Chandler, Bosnia. Faking Democracy after
Dayton, London ü. a. 1999; Henriette Riegler, Einmal Day-
ton und zurück. Perspektiven einer Nachkriegsordnung im
ehemaligen Jugoslawien, Wien 1999; Annika S. Hansen, Im-
plementing’the Dayton Peace Agreement - The Role of Se-
curity Assistance, FFI/RAPPORT-98/00669, Kjeller 1998.

14 Vgl. Report of the High Representative for Im-
plementation of the Peace Agreement to the Secretary-Gen-
eral of the United Nations, Sarajevo, 12. Februar 1999.

Dies läßt sich mit mindestens zwei Faktoren erklä-
ren. Bis 1997/98 stand die westliche Politik gegen-
über dem ehemaligen Jugoslawien ganz im Schat-
ten des Friedensprozesses von Dayton. Zu viele
personelle und finanzielle Ressourcen waren
durch den unvollendeten Frieden in Bosnien-Her-
zegowina gebunden, als daß es zu einer präventi-
ven Krisendiplomatie in anderen Regionen
gereicht hätte. Denn die Implementierung des
Friedensvertrages blieb in nahezu jeder Hinsicht
weit hinter den ursprünglich hochtrabenden
Erwartungen zurück13. Weder funktionierten die
in der Verfassung vorgesehenen gesamtstaatlichen
Institutionen, noch kam es zu einer gesamtbosni-
schen Innen- oder Außenpolitik. Einen Teil des
Problems bildete die ständige Einmischung der
Nachbarstaaten Kroatien und der BR Jugoslawien
in die Innenpolitik, da ihnen in Dayton das Recht
zugestanden worden war, „parallele Sonderbezie-

hungen“ (special parallel relationships) mit den 
bosnischen Entitäten (Teilstaaten) zu unterhal-
ten14.

Ein zweiter Grund war, daß sich die Staatenge-
meinschaft aufgrund ihrer Isolationspolitik selbst
der wichtigsten Instrumente zur Krisenprävention
beraubt hatte. So konnte beispielsweise die
KSZE/OSZE, aus der die BRJ ausgeschlossen
war, nicht wirklich aktiv werden. Auch die in der
Diplomatie beliebte „Zuckerbrot und Peitsche"-
Strategie funktionierte nicht: Einem Staat, der
ohnehin schon politisch und wirtschaftlich isoliert 
ist, kann man nicht mehr mit Sanktionen drohen.
Wirtschaftliche Anreize in Form von Beziehungen
zur EU hielt die Staatengemeinschaft gegenüber
Belgrad dagegen durchaus parat. Aber ihre im
Gegenzug an Belgrad gestellten Forderungen blie-
ben lange Zeit zu vage, als daß die jugoslawische
Führung sie hätte ernst nehmen können. Es war
die Regierung in Belgrad, die immer wieder auf
Präzisierung der Konditionalitäten zur Normalisie-
rung des internationalen Status der BRJ gedrun-
gen hatte.

Im Herbst 1997 hat sich die Internationale Bos-
nien-Kontaktgruppe (bestehend aus Vertretern
der USA, Rußlands, Frankreichs, Großbritanniens,
Deutschlands und Italiens) schließlich auch dem 
Kosovo-Problem zugewandt und am 24. Septem-
ber 1997 in New York dazu ihre erste Erklärung
abgegeben. Sie rief beide Seiten zu Gewaltverzicht
und Dialog auf. Ein nachfolgendes Statement
(Moskauer Erklärung vom 25. Februar 1998) prä-
zisierte: Jede Lösung, auf die sich beide Seiten auf
friedlichem Wege einigen, ist für die Staatenge-
meinschaft akzeptabel. Weder die Fortsetzung des
(gewaltträchtigen) Status quo noch die staatliche
Unabhängigkeit Kosovos würden unterstützt. Ser-
ben und Albaner sollten „ohne Vorbedingungen“
in den Dialog über einen territorialen Sondersta-
tus der Provinz eintreten. Die Kontaktgruppe
orientierte sich mithin an den Empfehlungen
der 1991 gebildeten EU-Expertenkommission
(Badinter-Kommission), die besagten, daß nur die
Teilrepubliken, nicht die autonomen Provinzen
Jugoslawiens, das Recht auf einen selbständigen
Staat geltend machen dürften.

Als Ende Februar/Anfang März 1998 die bewaff-
neten Auseinandersetzungen im Kosovo eskalier-
ten, wurde der Ton schärfer, die Forderungen prä-
ziser. In der Londoner Erklärung vom 9. März 
1998 verurteilte die Kontaktgruppe die Gewaltan-
wendung der serbischen Polizei im Kosovo ebenso
wie die Terrorakte der Kosovo-Befreiungsarmee
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(UCK). Gleichzeitig wurde der UNO-Sicherheits-
rat aufgefordert, ein Waffenembargo über Jugosla-
wien, einschließlich Kosovos, zu verhängen. Ende
Juni beschloß der Rat der EU zudem ein Flugver-
bot für jugoslawische Fluggesellschaften sowie ein
Investitionsembargo. Regierungskredite für Han-
del, Investitionen und Privatisierung in Serbien
wurden eingefroren, Vertreter Serbiens und Jugo-
slawiens, die für die Repression verantwortlich
waren, durften nicht mehr in Kontaktgruppenstaa-
ten einreisen. Hätte Belgrad aber einen „wirkli-
chen Dialog“ mit den Albanern gestartet, hätte die
BRJ mit Aktivierung ihrer Mitgliedschaft in der
OSZE und Aufhebung wirtschaftlicher und ande-
rer Sanktionen rechnen können. Da dies nicht der
Fall war, die bewaffneten Auseinandersetzungen
vielmehr weiter an Umfang und Schärfe zunah-
men, wurden sukzessive immer weitere Sanktio-
nen verhängt: eine Liefersperre für Ausrüstungs-
güter, die durch die Sicherheitskräfte eingesetzt
werden könnten, ein Moratorium für Exportkre-
dite, die Einfrierung von Geldern .Serbiens und
der jugoslawischen Regierung im Ausland, ein
Landeverbot für jugoslawische Fluggesellschaften
sowie zuletzt am 24. April 1999 - nach vierwöchi-
gem Bombardement der NATO - auch ein Ölem-
bargo. Gleichzeitig wurden Schlupflöcher in der
Sanktionsmauer geschlossen15.

15 Vgl. Handelsblatt vom 27. 4. 1999, S. 11.
16 Zu den Kriegsereignissen im Kosovo vgl. Stefan Troebst,
The Kosovo War, Round One: 1998, in: SÜDOSTEUROPA,
48 (1999) 3-4, S. 156-190.
17 Vgl. Thomas W. Lippman, US Miscalculations Traced to
Albright, in: The Washington Post vom 7. 4. 1999.

18 Vgl. Hans Georg Ehrhart/Matthias Z. Karädi, Krieg auf
dem Balkan. Lage, Interessen, Optionen, Lehren und Per-
spektiven, Hamburg 1999.
19 Vgl. Statement from the Session of the Government of
the Republic of Serbia, in: Review of International Affairs
vom 15. 10. 1998, S. 1 f.

Angesichts der ausufernden Gewalt im Kosovo
betonten westliche Politiker seit 1998, daß ein
„zweites Bosnien“ verhindert werden müsse,
womit gemeint war, daß der Westen den gravieren-
den Menschenrechtsverletzungen auf dem Balkan
nicht schon wieder tatenlos zuschauen dürfe16. Als
Ultima ratio solle die NATO die Angriffe der ser-
bischen Sonderpolizei auf albanische Wohngebiete
militärisch stoppen. Der Krieg im Kosovo sollte
nach dem „Modell Dayton“ beendet werden, was
US-Außenministerin Madeleine Albright immer
wieder betonte17. Aus diesem Grund begann die
NATO im Juni 1998 mit dem Aufbau ihrer militä-
rischen Drohkulisse. Luftmanöver über Albanien
und Makedonien sollten die Entschlossenheit der
Allianz zum Eingreifen demonstrieren. Tatsächlich
ließ Belgrad Anfang Juli 1998 eine internationale
Beobachtermission (Kosovo Diplomatie Observer
Mission, KDOM) im Kosovo zu. Anhaltende ser-
bische Angriffe im Zentralkosovo veranlaßten die
Staatengemeinschaft zu weiteren Schritten. Am 
23. September verabschiedete der UNO-Sicher-
heitsrat unter Kapitel VII die Resolution 1199, mit

der ein sofortiger Waffenstillstand, der Rückzug
von Armee und Sonderpolizei, Zugang für huma-
nitäre Organisationen und Zusammenarbeit mit
dem UNO-Tribunal in Den Haag gefordert wurde.
Einen Tag später sprach die NATO eine Aktivie-
rungswarnung für mögliche Luftangriffe auf die
BR Jugoslawien aus (ACT WARN)18.

Anwachsende Flüchtlingsströme, Berichte über
immer neue Menschenrechtsverletzungen und die
Einschätzung des UNO-Generalsekretärs Kofi
Annan, daß Belgrad seinen Verpflichtungen nicht
vollständig nachkomme, animierten die NATO
zu weiteren Drohungen. Am 13. Oktober 1998
gab der NATO-Rat den Einsatzbefehl für Luft-
schläge (ACT ORD) auf das Territorium der
Bundesrepublik Jugoslawien. Sie führte in buch-
stäblich allerletzter Sekunde zu einer Überein-
kunft zwischen US-Vermittler Richard Hol-
brooke und dem jugoslawischen Präsidenten
Slobodan Milosevic. Am 16. Oktober einigten
sich die Kontrahenten auf ein Abkommen, nach-
dem die OSZE bis zu 2 000 Verifikateure (Kon-
trolleure) in die Krisenprovinz entsenden durfte.
Ihre Aufgabe war die Überwachung des gleich-
zeitig geschlossenen Waffenstillstands und der
Umsetzung der Sicherheitsratsresolutionen sowie
die Mitwirkung an der Flüchtlingsrückführung19.
Gleichzeitig wurde in Makedonien eine 1700
Mann starke NATO-Eingreiftruppe, die „Ex-
traction Force“, stationiert. Sie sollte die OSZE-
Mission im Konfliktfall mit Panzerfahrzeugen und
Hubschraubern evakuieren. Unbemannte Über-
wachungsflugzeuge der NATO durften fortan
Kosovo überfliegen (Operation Eagle Eye).

Schon damals war klar, daß die Vereinbarung
bestenfalls eine Zwischenlösung sein würde.
Zwar hatte die Übereinkunft zu einer Beruhi-
gung der Kriegshandlungen geführt, die serbi-
schen bewaffneten Kräfte wurden auf das Niveau
vom März 1998 reduziert, und die Flüchtlinge
konnten in größerer Zahl in ihre Heimatorte
zurückkehren. Die Kosovaren erklärten jedoch, 
der Kampf gehe weiter, und die Untergrund-
kämpfer der .UCK kehrten zu ihrer ursprüngli-
chen subkonventionellen, offensiven Guerilla-
Taktik mit Anschlägen und Geiselnahmen
zurück. Sie nutzten die Winterpause, um ihre
Truppen zu trainieren und zu bewaffnen. Nach
Angaben der OSZE unterhielt die UCK Militär-
basen im Norden Albaniens (Bajram Surri, Tro-
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poje, Krum, Kukes und Peskopeja), von wo aus
permanent Waffen und Kämpfer über die jugosla-
wische Grenze einsickerten. Spätestens im Früh-
jahr 1999 wäre mit einer neuerlichen Offensive
der Kosovaren oder aber einem großen militäri-
schen Präventivschlag der jugoslawischen Armee
zu rechnen gewesen. Denn die jugoslawische
Armee und die serbische Sonderpolizei standen
mit mindestens 18 500 Mann (so viele waren es
im März 1998) weiter in der Provinz.

Schon seit Dezember 1998 gingen die Serben wie-
der massiver gegen die albanischen Widerstands-
nester vor. Am 16. Januar 1999 kam es in Racak
zur Tötung von etwa 45 Albanern, die später durch 
EU-Experten forensisch untersucht wurden. Der
Abschlußbericht erbrachte jedoch keine Erkennt-
nisse über die Todesumstände, insbesondere in der
Frage, ob es sich um ein „Massaker“ gehandelt
habe oder nicht20. Spätestens seither war dennoch
klar, daß die internationalen Beobachter der eska-
lierenden Gewalt keinen Einhalt gebieten konn-
ten; statt dessen befand sich die unbewaffnete
OSZE-Mission in einer potentiellen Geiselrolle21.
Was wesentlich schwerer wog: Es war weit und
breit keine politische Lösung in Sicht.

20 Vgl. Bericht der Leiterin des forensischen Ex-
pertenteams der EU, Dr. Helena Ranta, zu den Vorfällen von
Racak, Auswärtiges Amt. Pressereferat, Bonn, 17. 3. 1999.
21 Vgl. The OSCE’s Kosovo Verification Mission: A Preli-
minary Assessment, in: International Peacekeeping, Mai 199S
-August 1998, S. 115 ff.
22 Vgl. Joint Proposal of the Agreement on the Political
Framework of Self-Governance in Kosovo and Metohija,

in: Review of International Affairs, 15.11.-15.12. 1998,
S. 2-6.
23 Vgl. Contact Group Yugoslavia, Interim Agreement for
Peace and Self-Government. in Kosovo, 23. Februar 1999
(http://wwW.alb-net.com/kcc/interim.htm). Aus deutscher
Sicht: Gunter Hofmann, Wie Deutschland in den Krieg ge-
riet, in: Die Zeit vom 12. 5. 1999, S. 17. Zur Kritik des Ram-
bouillet-Prozesses vgl. Andreas Zumach, „80 Prozent unserer
Vorstellungen werden durchgepeitscht“. Die letzte Chance
von Rambouillet und die Geheimdiplomatie um den „Annex
B“, in: Krieg im Kosovo, hrsg. V. Thomas Schmid, Reinbek bei
Hamburg 1999, S. 63-81.

III. Das Scheitern
der Verhandlungen von Rambouillet

Die serbische Regierung hatte noch im Oktober
1998 eine einseitige Verpflichtungserklärung abge-
geben, nach der sie Kosovo weitgehende Selbstver-
waltung einräumen wollte. Am 20. November prä-
sentierte sie einen „Gemeinsamen Vorschlag“
über die Selbstverwaltung Kosovos, den sie mit
Vertretern der belgradtreuen Albanerparteien und
anderer Minderheitengruppen abgestimmt hatte.
Demnach sollte Kosovo weitgehende Selbstver-
waltung erlaubt sein, jedoch sollten alle nationalen
Gemeinschaften in gleicher Stärke im Parlament
vertreten sein. Serben, Roma, Türken und andere
Minderheiten hätten also jeweils ebenso viele
Sitze wie die Albaner in der gesetzgebenden Ver-
sammlung Kosovos bekommen. Das höchste Amt
der Provinz, die Präsidentschaft, sollte unter den
Minderheiten jährlich rotieren22. Nach dem Willen

Belgrads sollten die Albaner, die die Mehrheit der
Bevölkerung Kosovos stellen, die Macht in der
Provinz also mit allen anderen ethnischen Grup-
pen teilen; dies erschien den Kosovaren als voll-
kommen indiskutabel.

Da Serben und Albaner die Vermittlungsvor-
schläge der internationalen Gemeinschaft, vertre-
ten durch den US-Amerikaner Christopher Hill,
stets ablehnten, schlug die Kontaktgruppe Ende
Januar 1999 eine neue Politik ein, mit der sie
die Konfliktparteien zur Aufnähme von Verhand-
lungen zwang. Die Kontaktgruppe entwarf einen
Prinzipienkatalog, den sie zur Grundlage eines
künftigen Friedensabkommens erklärte. Keine der
Konfliktparteien konnte sich der ultimativen Auf-
forderung der internationalen Gemeinschaft ent-
ziehen, am 6. Februar im französischen Schloß
Rambouillet zu erscheinen, um unter Schirmherr-
schaft eines amerikanischen, eines russischen und
eines europäischen Vermittlers binnen zwei
Wochen ein Interimsabkommen für die Krisenpro-
vinz auszuhandeln. Den Serben wurde mit NATO-
Luftschlägen, den Albanern mit Entzug der inter-
nationalen Unterstützung gedroht. Nach den Lon-
doner Beschlüssen der Kontaktgruppe vom
29. Januar 1999 sollten folgende Prinzipien im
Kosovo gelten: sofortiger Waffenstillstand und
friedliche Konfliktlösung; dreijährige Interimslö-
sung (einseitige Änderungen dieses Status wurden
ausgeschlossen); Wahrung der territorialen Integri-
tät der BR Jugoslawien; Minderheitenschutz; all-
gemeine und freie Wahlen unter Aufsicht der
OSZE; Amnestie für Vergehen im Zusammen-
hang mit dem Konflikt (ausgenommen Verbrechen
an der Menschheit, Kriegsverbrechen und andere
völkerrechtliche Vergehen); internationale Beteili-
gung an und volle Unterstützung der Konflikt-
parteien bei der Implementierung der Vereinba-
rungen.

Kosovo sollte sich dementsprechend selbst regie-
ren dürfen, also eigene demokratische Institutio-
nen (Legislative, Exekutive und Judikative) erhal-
ten23. Zur Umsetzung wurde im militärischen
Anhang des Abkommens die Entsendung einer
militärisch robusten Friedenstruppe unter Führung
der NATO gefordert. Die serbische Sonderpolizei
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sollte die Region bis auf 2 500 Mann verlassen, die
jugoslawische Armee sollte die Außengrenzen
Jugoslawiens weiter mit bis zu 1 500 Soldaten
schützen dürfen. Alle anderen Einheiten sollten
zurückgezogen, die Verteidigungs- und Luftab-
wehrsysteme abgebaut werden. Die Albaner soll-
ten ihre paramilitärischen Formationen auflösen
und die Waffen abgeben. Die Wahrung der inne-
ren Sicherheit sollte dagegen der neuen (ethnisch
gemischten) Polizei Kosovos übertragen werden.
Die Allianz bereitete sich dementsprechend auf
einen Friedenseinsatz mit rund 30 000 Soldaten
vor.

Während die albanische Delegation nach einer
Unterbrechung und unter massivem Druck der
Staatengemeinschaft am 18. März 1999 dazu
bewegt werden konnte, das Abkommen zu unter-
zeichnen, verweigerten die Serben strikt ihre
Zustimmung. Aus historischen und politischen
Gründen wollte Belgrad die Einschränkung seiner
Souveränität durch eine ausländische Interven-
tionsmacht nicht akzeptieren. Es fürchtete eine
herbe politische Niederlage, nämlich den fakti-
schen Verlust Kosovos, dessen Besitz seit einem
Jahrhundert als oberste Priorität aller serbischen
Regierungen galt. Zusätzlich sollte Serbien auch
noch durch den „Einmarsch der NATO“ gedemü- 
tigt werden - eine Zumutung für ein Volk, das den 
Mythos pflegt, es habe in den letzten 200 Jahren
aus eigener Kraft unterschiedlichste Fremdherren
- von den Osmanen bis zur deutschen Wehrmacht
- vom Balkan vertrieben. Rambouillet war für 
Belgrad also gleichbedeutend mit der Aufgabe sei-
ner politischen Souveränität und territorialen Inte-
grität.

Dieser Tatbestand ist im Westen völlig falsch ein-
geschätzt worden. Politiker und Diplomaten
behaupteten, die serbische Führung werde schon
nach wenigen symbolischen Luftschlägen der
NATO ähnlich wie 1995 in Bosnien-Herzegowina
nachgeben und das Rambouillet-Abkommen
unterzeichnen. Aber der spektakuläre Friedens-
schluß von Dayton ließ sich im Kosovo nicht wie-
derholen.

Denn Kosovo besitzt im nationalen Denken der
Serben einen immens hohen Stellenwert, da es als
Wiege der serbischen Kultur gilt. Bosnien-Herze-
gowina war dagegen nie von vergleichbarem Inter-
esse24. Schon deshalb war es wesentlich leichter,

24 Aus historischen, sozialökonomischen und sprachlichen
Gründen unterscheiden sich die Serben in Serbien von denen
Kroatiens und Bosniens. Die „Precäni“ (von preko’ = auf der
anderen Seite, jenseits), also die Serben, die von Serbien aus
gesehen auf der anderen Seite der Flüsse Sawe, Drina und
Donau leben, besitzen ganz andere historische Erfahrungen
als die Serben im engeren Serbien. Wie Kroaten und Muslime
sprechen sie die westliche (ijekavische) Variante der serbo

kroatischen Sprache, während im engeren Serbien die öst-
liche (ekavische) Variante geläufig ist. Außerdem galten die 
bosnischen Serben in ihrer Mehrheit als bäuerlich, arm und
rückständig.
25 Vgl. Daniel Vernet, Bonn confirme l’existence du plan
„Fer ä cheval" de nettoyage ethnique, in: Le Monde vom 9. 4.
1999. S. 3.

Belgrad für einen Unabhängigen Staat Bosnien-
Herzegowina zu gewinnen, in dem die Serben
immerhin ihre eigene Republik erhalten durften,
als für eine Selbstregierung des Kosovo, die de
facto die politische Übergabe der Provinz an die
nach Unabhängigkeit strebenden Albaner bedeu-
tet hätte. Die politischen Forderungen des
Westens in bezug auf Kosovo erschienen mithin
unvergleichlich höher.

Die NATO sah sich wegen der serbischen
Obstruktion der Friedensverhandlungen dagegen
zu militärischen Strafaktionen legitimiert. Sie
wollte Belgrad zur Annahme des Vertrages von
Rambouillet mit militärischen Mitteln zwingen.
Am 24. März 1999 begannen die Luftangriffe.
NATO-Sprecher Jamie Shea erklärte am 26. März
auf einer Pressekonferenz, Ziel der Allianz sei es,
die Gewalt zu stoppen und eine „humanitäre Kata-
strophe zu verhindern“. Westliche Politiker wur-
den nicht müde zu betonen, daß die NATO nicht
gegen das serbische Volk, sondern gegen das
Regime Slobodan Milosevics kämpfe. In Serbien
konnte dies allerdings niemand verstehen.

Beide Ziele, das politische und das humanitäre,
wurden klar verfehlt. Trotz (oder gerade wegen)
massiver Zerstörungen der NATO in der Bundes-
republik Jugoslawien setzten serbische bewaffnete
Kräfte, in erster Linie Paramilitär, gröbste Men-
schenrechtsverletzungen ins Werk. Ziel war es
offenbar, Kosovo in kürzester Zeit zu entvölkern,
albanische Wohngebiete zu zerstören und dadurch
Fakten zu schaffen, die nur schwer wieder rück-
gängig zu machen gewesen wären. Innerhalb weni-
ger Wochen befand sich die Mehrheit der Kosova-
ren auf der Flucht. Beim derzeitigen Stand der
Ermittlungen ist nicht eindeutig zu entscheiden,
ob die vollständige Vertreibung der Kosovaren
schon von langer Hand geplant gewesen ist, wie
die Regierungen der NATO-Mitgliedsstaaten
unter Hinweis auf den Plan „Hufeisen“ behaupte-
ten, oder, ob sie eher eine durch Rachegelüste
angeheizte Reaktion auf den Angriff der Allianz
darstellte25. Denn der Großteil der erschütternden
Kriegsgreuel fand offenbar nach dem 24. März
statt. Nach britischen Schätzungen wurden 10 000
Kosovaren getötet oder planmäßig ermordet, rund
800 000 Menschen mußten ihre Heimat verlassen.

Wegen der eskalierenden Gewalt und anwachsen-
der Flüchtlingsströme mußte die Staatengemein-
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schäft ihre politischen Ziele umformulieren. Am
8. April einigte sich der Rat der EU auf einen For-
derungskatalog, den später die NATO und der
Generalsekretär der UNO übernähmen. Verlangt
wurde nun eine sofortige Beendigung der Gewalt,
Rückzug aller militärischen Kräfte, Stationierung
internationaler Truppen zur Friedenserhaltung,
Flüchtlingsrückkehr und politische Verhandlungen
auf der Grundlage des Friedensplanes von Ram-
bouillet. Dabei war zu diesem Zeitpunkt längst
klar, daß eine Selbstregierung Kosovos innerhalb
Jugoslawiens keine Aussicht auf Verwirklichung
mehr hatte.

Das deutsche Auswärtige Amt präsentierte am
14. April einen Friedensplan des Außenministers
Joschka Fischer, der die Umsetzung dieser Forde-
rungen erleichtern sollte. Grundlage war die ange-
strebte Übereinkunft der sieben führenden Indu-
striestaaten und Rußlands (der sogenannten G 8),
eine Sicherheitsratsresolution der Vereinten
Nationen zu verabschieden. Darin sollten der Zeit-
punkt des militärischen Abzugs und die Einrich-
tung einer internationalen Friedenstruppe unter
Kapitel VII der UNO-Charta vereinbart werden.
Bis zu einer endgültigen politischen Regelung
sollte Kosovo einer Übergangsverwaltung der Ver-
einten Nationen unterstellt werden. Insgesamt
dauerte es mehr als elf Wochen, vom 24. März bis
zum 9. Juni 1999, bis sich zuerst die G-8-Staaten
untereinander und dann auch der jugoslawische
Präsident und die NATO auf Grundlage dieses
Fischer-Planes auf die Modalitäten des jugoslawi-
schen Truppenrückzuges und die Einstellung der
Luftangriffe einigen konnten. Entscheidend für
den späten Sinneswandel der Führung in Belgrad
waren wahrscheinlich die immensen Zerstörungen
der jugoslawischen Infrastruktur und Industrie, die
unmittelbar bevorstehende Entscheidung zum
Einsatz von Bodentruppen und die Anklage Milo-
sevics als Kriegsverbrecher beim Internationalen
Jugoslawien-Tribunal in Den Haag. Der jugoslawi-
sche Präsident konnte sich nun keinerlei Chancen
mehr ausrechnen, noch als Verhandlungspartner
akzeptiert zu werden.

Das am 9. Juni 1999 im makedonischen Kumanovo
unterzeichnete „militärisch-technische Abkom-
men“ kam einer bedingungslosen Kapitulation
Belgrads gleich. Aber auch der Westen ging
beschädigt aus dem Waffengang hervor. Dieser
hatte nicht nur Belgrad völlig falsch eingeschätzt,
sondern auch keinerlei Vorbereitungen für den
Fall getroffen, daß die serbische Führung nicht
nach wenigen Tagen nachgeben würde. Wesentlich
erschütternder war, daß auch die Flüchtlingswel-
len, die unmittelbar mit Beginn der Luftangriffe
über die Nachbarstaaten Makedonien und Alba-
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nien hereinbrachen, die Staatengemeinschaft un-
vorbereitet trafen.

Hinzu kam der völkerrechtlich umstrittene Tatbe-
stand, daß die NATO ohne Mandat der UNO die
BR Jugoslawien bombardierte. Experten befürch-
teten, daß dadurch ein gefährlicher Präzedenzfall
geschaffen worden sei, der andere Staaten zu einer
Interventionspolitik ohne völkerrechtliche Legiti-
mierung animieren könnte26. Negativ zu Buche
schlugen ferner die nicht unerheblichen Kosten
der Militärintervention und die immensen Kriegs-
folgen in der Region, die von Wissenschaftlern auf
bis zu 100 Milliarden DM beziffert werden27.

26 Vgl. August Pradetto, NATO-Intervention in Kosovo?
Kein Eingreifen ohne UN-Mandat, in: Internationale Politik,
53 (September 1998) 9, S. 41-46; Christian Tomuschat, Völ-
kerrechtliche Aspekte des Kosovo-Konflikts, in: Die Frie-
dens-Warte, 74 (1999) I -2, S. 33-37,
27 Vgl. The economic consequences of the Kosovo crisis. A
preliminary assessment of external financing needs and the
role of the Fund and the World Bank in the international re-
sponse. Prepared jointly by the staffs of the International
Monetary Fund and the World Bank, Washington/D.C. 1999;
Sabine Riedel/Michael Kalman, Die Destabilisierung Süd-
osteuropas durch den Jugoslawienkrieg, in: SÜDOST-
EUROPA, 48 (1999) 5-6, S. 258-315; Jürgen Schnell/Ga-
briel A. Straub, Die Hauptkostenarten der Kosten des
Kosovo-Krieges im Überblick, Universität der Bundeswehr,
Neubiberg 22. 6. 1999.
28 Vgl. Winrich Kühne, Problematischer Start - der Frie-
denseinsatz im Kosovo, SWP-aktuell 41, Ebenhausen Juli
1999.

Auf Grundlage der UNO-Resolution 1244 vom
10. Juni sowie des Berichts des Generalsekretärs
vom 12. Juni 1999 (S/1999/672) marschierte
schließlich die NATO-geführte Kosovo Force
(KFOR) in die Krisenprovinz ein, die Vereinten
Nationen begannen mit dem Aufbau ihrer zivilen
Interimsverwaltung. Aber die Friedensmission 
hatte keinen glücklichen Start. Beim Aufbau des
Protektorats wurde das bosnische Durcheinander
konkurrierender internationaler Regierungs- und
Nichtregierungsorganisationen noch einmal über-
troffen, hinzu kamen unklare Kompetenzen und
das Fehlen einer integrierten militärisch-zivilen
Führungs- und Kommandostruktur. Wichtige Lek-
tionen früherer internationaler Friedenseinsätze
wurden beim Aufbau der Kosovo-Mission nicht
beherzigt28. Dies mag erklären, warum die bis
Ende Juli auf 40 000 Mann angewachsene KFOR
den schweren Menschenrechtsverletzungen an
Nicht-Albanern keinen Einhalt gebieten kann.
Seit Kriegsende wurden nach Angaben des
UNHCR mehr als 170 000 Serben, Roma und
andere nichtalbanische Volksgruppen vertrieben.
Viele Kosovaren wollen, daß in ihrer Heimat nur
noch Albaner leben. Nicht zuletzt bleibt der pro-
blematische Tatbestand, daß im Kosovo zwar eine
Übergangsverwaltung errichtet wurde, der politi-
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sehe Status Kosovos jedoch offen und damit der
Wunsch nach staatlicher Vereinigung der Albaner
unbefriedigt blieb. Wie die bosnische wurde auch
die albanische Frage lediglich eingefroren.

IV. Vom „regionalen Ansatz“
zum Stabilitätspakt

Immerhin hat der Krieg im Kosovo aber auch
bewirkt, daß Südosteuropa als Feld internationaler
Politik endlich anerkannt wurde. Er war wahr-
scheinlich sogar die notwendige Voraussetzung
dafür, die bisherige Kriseninterventionspolitik des
Westens durch eine langfristig angelegte, regional
übergreifende Stabilitätspolitik zu ersetzen. Zwar
hatte zumindest die Europäische Union mit ihrem
„regionalen Ansatz“ bereits einen ersten Versuch
gemacht, ihrer Politik in Südosteuropa mehr Kohä-
renz zu verleihen. Am . April 1997 entschied der
Rat der

29

EU, die Vergabe von Handelspräferenzen
und PHARE-Mitteln sowie die Aufnahme vertrag-
licher Beziehungen grundsätzlich allen Staaten in
der Region zu ermöglichen, jedoch an jeweils län-
derspezifische Konditionen zu knüpfen.

Die Forderungen an die BR Jugoslawien blieben
allerdings vergleichsweise vage. Die Vergabe von
autonomen Handelspräferenzen wurde von der
Verwirklichung fundamentaler Prinzipien der
Demokratie und Menschenrechte abhängig
gemacht. PHARE-Mittel sollte die BRJ erst
erhalten, wenn sie das Dayton-Abkommmen
implementiere, wirtschaftliche Strukturreformen
in Gang bringe und mit den Nachbarstaaten
zusammenarbeite. Dies implizierte Druck auf die
bosnischen Serben sowie Zusammenarbeit mit
dem Internationalen Strafgerichtshof in Den
Haag. Hinzu kam ein „glaubwürdiges Angebot zu
einem wirklichen Dialog über den Status von
Kosovo“. Vertragliche Beziehungen sollte es erst
geben, wenn Kosovo ein „hohes Maß an Autono-
mie“ erhalten hätte29. Dabei blieb ungeklärt, wie
sich dieses „hohe Maß“ inhaltlich definierte, und
dies nicht zuletzt deshalb, weil sich die EU-Mit-
gliedsstaaten schon untereinander darüber nicht
einigen konnten. Weitere Bedingungen waren die
Regulierung der Beziehungen mit der Welthan-
delsorganisation (WHO) sowie die Annahme der
Europäischen Konvention über den Schutz von

29 Vgl. General Secretariat of the Council. Council Con-
clusions on the Application öf Conditionality with a View to
Developing a Coherent EU-Strategy for the Relations with
the Countries in the Region, Brussels, 14 April 1997.

30 Vgl. Branislava Alendar, Conditions for the Normaliza-
tion of Relations between FR Yugoslavia and the European
Union, in: Review of International Affairs, 15. 7.-15. 8. 1998,
S. 7-14.
31 Vgl. Hans-Georg Ehrhart/Albrechl Schnabel, EU Con-
flict Prevention in the Balkans: The Royaumont Process and
Beyond, in: Peter Cross/Guenola Rasamoelina (Hrsg.), Con-
flict Prevention Policyof the European Union. Recent Enga-
gements, Future Instruments, Baden-Baden 1999, S. 55-69.
32 Vgl. Stability Pact for South Eastern Europe, Cologne,
10. Juni 1999 (http://www. auswaertiges-amt.de).

Menschenrechten und fundamentalen Freihei-
ten30.

Eine weitere Bedingung betraf die Förderung der
Regionalkooperation. Am 13. Dezember 1995
hatte die EU den „Prozeß für Stabilität und gute
Nachbarschaft in Europa“ (nach seinem Grün-
dungsort Royaumont-Prozeß benannt) gestartet,
an dem neben Slowenien, Kroatien, Bosnien-Her-
zegowina und Makedonien auch die BR Jugosla-
wien beteiligt war. Ferner kamen ihre vier Nach-
barstaaten (Albanien, Bulgarien, Ungarn,
Rumänien) sowie die USA, Rußland und Vertre-
ter von OSZE und Europarat hinzu. Ziel der Initi-
ative war die Umsetzung des Dayton-Abkom-
mens, der Abbau ethnischer Konflikte und die
Vertrauensbildung31.

Vor dem Hintergrund der Kosovo-Krise ergriff der
deutsche Außenminister Joschka Fischer als Rats-
präsident der EU nun die Initiative für das bislang
anspruchsvollste Projekt zur regionalen Krisenvor-
sorge: den „Stabilitätspakt für Südosteuropa“, der
am 10. Juni 1999 in Köln verabschiedet wurde32.
38 Staaten und 15 internationale Organisationen
nahmen an der Ministerkonferenz teil, die den
Balkan auf lange Sicht demokratischer, wohlha-
bender und friedlicher machen wollte. Albanien,
Makedonien, Bosnien-Herzegowina, Kroatien,
Bulgarien, Rumänien, Slowenien sowie - wenn sie
die Voraussetzungen erfüllt - die BR Jugoslawien
sollen schrittweise an die europäischen Strukturen
herangeführt werden mit der Aussicht auf spätere
EU-Mitgliedschaft. Zuvor sollen die Staaten der
Region nach dem Vorbild der KSZE-Schlußakte
von Helsinki einen Stabilitätspakt aushandeln und
an drei regionalen Runden Tischen bi- und multi-
laterale Abkommen zur Förderung von Demokra-
tie, Marktwirtschaft und Sicherheit schließen.

Zuvor beschlossen die Außenminister der EU am
17. Mai 1999, allen südosteuropäischen Staaten
grundsätzlich „die Perspektive einer Annäherung
an die EU“ zu öffnen und bei der Umsetzung des
Stabilitätspaktes eine Schlüsselrolle zu überneh-
men. Brüssel beabsichtigt, ihnen neue Formen ver-
traglicher Beziehungen anzubieten, das heißt eine
neue Generation maßgeschneiderter „Stabilitäts-
und Assoziierungsabkommen“. Eine Abkürzung
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oder Erleichterung des regulären Aufnahmever-
fahrens kommt allerdings ausdrücklich nicht in
Frage. Vor einer Vollmitgliedschaft müssen die
Balkanstaaten die „Kopenhagener Kriterien“ für
Demokratie und Marktwirtschaft erfüllen, also
jene Bedingungen, an denen sich seit 1993 schon
die mittel- und osteuropäischen Beitrittskandida-
ten messen lassen müssen. Gespräche über Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommen sollen
zunächst aber nur mit Makedonien und Albanien
aufgenommen werden.

Auch die BR Jugoslawien soll prinzipiell in den 
Genuß des Stabilitätspaktes kommen. Allen Betei-
ligten ist klar, daß es ohne Einbindung dieses relativ
bedeutenden und strategisch zentral gelegenen Staa-
tes weder zu einer funktionierenden Regionalko-
operation noch zu einer Wiederbelebung der wirt-
schaftlichen Beziehungen in der Region kommen
wird. Solange der Kosovo-Krieg anhielt, schlossen
sich jegliche Überlegungen aus, Belgrad autonome
Handelspräferenzen, PHARE-Hilfe oder gar Ver-
handlungen über ein Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommen anzubieten. Jetzt aber drängt die
Frage, wie und unter welchen Bedingungen Jugosla-
wien in den Stabilitätspakt eingebunden werden
kann. Wie kann dem krisengeschüttelten Land und
seiner notleidenden Bevölkerung geholfen werden,
ohne dadurch das international nur noch als
„Regime“ betitelte System Slobodan Milosevics zu
stabilisieren? Vorerst soll es lediglich humanitäre
Hilfe und Mittel zur Förderung der Demokratie, ins-
besondere im Medienbereich, erhalten. Die gleich-
zeitig bereitgestellte Wiederaufbauhilfe (nach dem
OBNOVA-Programm) bleibt dem kriegszerstörten

Kosovo und der abtrünnigen Republik Montenegro
vorbehalten3 . Dabei haben die Bombardements der
NATO auch Serbien immense volkswirtschaftliche
Schäden zugefügt.

33

V. Bedingungen für eine neue
Jugoslawien-Politik

Der Machtwechsel in Belgrad wird allgemein als
zentrale Voraussetzung für Wirtschaftshilfe in Jugo-
slawien gesehen. Wie groß ist aber das Potential für
die demokratische Umgestaltung in Serbien, wer
sind die entscheidenden Akteure? Seit Ende des
Kosovo-Krieges wird gegen Milosevic demonstriert,
aber verglichen mit den Protesten der Jahreswende
1996/97 bleiben die Aufmärsche eher übersichtlich.

Noch gibt es keine geschlossene, schlagkräftige und
landesweite Oppositionsbewegung34. Das Bündnis
„Allianz für den Wandel“ zählte Mitte Juni über 50
Mitglieder, also Parteien und Organisationen, wie
die Sozialdemokratische Partei, die Neue Demokra-
tie, die Demokratische Partei und die Bürgerallianz.
Ferner partizipieren eine Reihe von Nichtregie-
rungsorganisationen wie der Belgrader Kreis, die
Europäische Bewegung in Serbien, das Helsinki-
Komitee für Menschenrechte und die Frauen in
Schwarz. Die stärkste Oppositionspartei, die Serbi-
sche Erneuerungsbewegung, will sich dem Bündnis
jedoch nicht anschließen.

33 Vgl. Europäische Kommission, Mitteilung der Kommis-
sion an den Rat und’das Europäische Parlament über den
Stabilisierungs- und Assoziierungsprozeß für die Länder
Südosteuropas, Brüssel, 26. 5. 1999, KOM (.99) 235.

34 Vgl. Matthias Rüb, Unmut, Armut und ein scheinbar
unerschütterlicher Präsident, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung vom 10. 7. 1999, S. 6.
35 Vgl. Claire Wallace/Christian Haerpfer, Who is against
Milosevic?, unv. Manuskript, Institute for Advanced Studies,
Wien 1999.

Noch konzentriert sich der Protest auf bestimmte
Städte, in denen ohnehin schon die Opposition
regiert, wie in Cacak, Krusevac, Nis und Subotica.
Bislang ist keine neue, unbelastete Führungsper-
sönlichkeit in Sicht, die die disparaten Kräfte bün-
deln und gleichzeitig als glaubwürdiger Herausfor-
derer Slobodan Milosevics auftreten könnte. Auch
fehlt eine mobilisierungsfähige, verbindende poli-
tische Programmatik. Zwar kann man davon aus-
gehen, daß auch die Serben grundsätzlich europä-
isch eingestellt sind, zumindest waren sie es vor
dem 24. März 1999. In Serbien und Montenegro
sprachen sich bei einer Umfrage der serbischen
Forschungsorganisation „Argument“ im Frühjahr
1998 immerhin 86 Prozent der Befragten für den
EU-Beitritt aus . Jetzt aber hat der NATO-
Angriff auf die BR Jugoslawien die westlich orien

35

-
tierten Kräfte und ihr politisches Fernziel - Inte-
gration in die euroatlantischen Strukturen - in vie-
len Augen diskreditiert.

Im Sommer 1999 sind verschiedene Zukunftsszena-
rien denkbar. Im günstigsten Fall kommt es tatsäch-
lich zum Machtwechsel in Serbien. Dies würde Jugo-
slawien die Rückkehr nach Europa eröffnen und
die latente Verfassungskrise mit Montenegro
abschwächen. Im ungünstigeren Fall könnte der
jugoslawische Präsident jedoch versuchen, die Pro-
teste auszusitzen und auf den Zerfall des Oppositi-
onsbündnisses zu warten. Institutionell ist er ohne-
hin nur durch Rücktritt aus dem Amt zu entfernen,
denn für ein parlamentarisches Enthebungsverfah-
ren reichen die Machtverhältnisse im Zweikammer-
Parlament nicht aus. Letzteres würde Jugoslawien
noch tiefer in die politische und sozialökonomische
Dauerkrise treiben und kriminelle Strukturen weiter
verfestigen. Mittelfristig würde die weitere staatli-
che Desintegration (Abspaltung Montenegros) oder
aber eine Implosion des politischen Systems durch
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ausufernde Kriminalität, Bandenunwesen und
soziale Unruhen drohen. Auf beide Szenarien ist der
Westen kaum vorbereitet.

VI. Fazit

Die ungeklärten Beziehungen des Westens
gegenüber der BR Jugoslawien haben nicht
unwesentlich zu einer generellen Handlungsun-
fähigkeit bei der Bewältigung der Kosovokrise
beigetragen. Wichtige politisch-diplomatische
Instrumente konnten wegen der anhaltenden
Isolation des Landes nicht zum Einsatz kommen,
wie zum Beispiel die Mechanismen der OSZE,
aus der die BRJ ausgeschlossen ist. Auch nach
dem Ende des Kosovo-Krieges bleiben dem
Westen im Sommer 1999 die Hände gebunden.
Eine klar definierte Politik gegenüber Belgrad
gibt es nicht. Als Ersatz dient die gebetsmühlen-
artig wiederholte Forderung, daß Slobodan Milo-

sevic von den Schalthebeln der Macht entfernt
werden müsse. Die jugoslawischen Probleme las-
sen sich jedoch nicht allein auf die Person des
Präsidenten reduzieren. Zu viele Persönlichkei-
ten, Politiker und Funktionäre verdanken ihre
Karriere seinem System und haben es entspre-
chend tatkräftig unterstützt oder zumindest loyal
mitgetragen. Der Wechsel an der Staatsspitze
würde daher wohl kaum automatisch eine demo-
kratische Entwicklung bewirken. Auch die Nach-
Milosevic-Ära dürfte von tiefen strukturellen
Problemen im ökonomischen, politischen und
verfassungsrechtlichen Bereich geprägt bleiben.
Jetzt kommt es darauf an, die demokratische
Opposition zu unterstützen, rivalisierende Frak-
tionen zur Zusammenarbeit zu ermuntern und
zumindest diejenigen Gemeinden wirtschaftlich
zu unterstützen, die schon jetzt von der „Allianz
für den Wandel“ regiert werden. Aber schon
wieder ist sich der Westen nicht einig, welche
Strategie er gegenüber der BRJ einschlagen will.
Er bildet so selbst ein Hindernis für den Stabili-
sierungsprozeß.
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Klaus Lange

Die UCK - Anmerkungen zu Geschichte, Struktur
und Zielen

I. Vorbemerkung

Unter den Akteuren des Kosovo-Konflikts ist die
UCK, die „Befreiungsarmee von Kosovo“ (alba-
nisch: Ushtria Clirimtare e Kosoves) zweifellos
derjenige, der in der öffentlichen Diskussion mit
den meisten Fragezeichen versehen wird. Der
Hauptgrund der Spekulationen und kontroversen
Einschätzungen, die sich um die UCK ranken,
liegt einerseits in der extremen Verschlossenheit 
nach außen, deren sich die UCK um des eigenen
Überlebens willen befleißigen mußte, andererseits
aber auch in der erfolgreichen Desinformationspo-
litik der serbischen Seite, der es weitestgehend
gelungen ist, der UCK nacheinander das Etikett
„terroristisch“, „drogen-kriminell“, „islamistisch-
fundamentalistisch“ anzuhängen. Hinzu kommt
ein technisches Problem: Die Quellenlage ist sehr
dürftig, und die Möglichkeit, durch Gespräche mit
Insidern weiterführende Eindrücke zu gewinnen,
kann ohne albanische Sprachkenntnisse, über die
nur wenige Fachleute verfügen, oft nicht wirklich
voll ausgenutzt werden. Darüber hinaus kam es
wiederholt zu irreführenden Spekulationen.

Die politischen Entscheidungsträger können aber
eine teilweise fehlinformierte Öffentlichkeit nicht
völlig ignorieren. Deshalb werden ihre Versuche,
das Kosovo zu stabilisieren, nur in dem Maß
erfolgreich sein können, in dem sie ein objektives
Bild von den wichtigsten Akteuren haben. Selbst
wenn sie über ein solches im wesentlichen verfü-
gen, kann es schwierig werden, dieses zu bewahren
bzw. politische Entscheidungen danach auszurich-
ten, weil der Druck einer einseitig informierten
Öffentlichkeit so stark werden kann, daß der Ent-
scheidungsträger aus Gründen des politischen
Überlebenswillens zu sachlich unbegründeten
Modifizierungen von Entscheidungen genötigt
werden könnte.

Die nachfolgenden Ausführungen gehen von der
Annahme aus, daß das Kosovo noch auf lange Zeit
eine Herausforderung für die europäische Politik
darstellen wird, daß die UCK auch nach ihrer Ent-
militarisierung und Transformation, der sie mit
ihrer Unterschrift unter das Abkommen vom
20. Juni 1999 zugestimmt hat, einer der wichtigsten

Faktoren der Politik im Kosovo bleiben wird und
daß es deshalb zweckdienlich ist, die UCK mög-
lichst so zu sehen, wie sie ist: Sie ist eine Armee im
Entstehen, aber keine Armee von „Narkoterrori-
sten“, die sich darüber hinaus noch vom interna-
tionalen terroristischen Fundamentalismus aushal-
ten läßt.

II. Die Entstehungsgeschichte
der UCK

Chris Hedges, Leiter des Balkan-Büros der New
York Times von 1995 bis 1998, sieht in der UCK,
der „Befreiungsarmee von Kosovo“, einen proble-
matischen, aber nichtsdestoweniger den entschei-
denden Faktor für die zukünftige Entwicklung des
Kosovo und der Nachbarregionen: „Die UCK ist
bei ihrer Forderung nach einem unabhängigen
Kosovo jetzt und einem Großalbanien später kom-
promißlos. Und sie hat, zur Konsternierung von
Washingtons Möchtegern-Friedensstiftern, die
ineffektive Führung von Kosovos gemäßigter
ethnischer Mehrheit, Ibrahim Rugova, ausge-
stochen. Die UCK ist, im Gegensatz zu ihrer
Größe, überproportional wichtig - nicht nur, weil
sie wahrscheinlich die Sezession des Kosovo von
Serbien erreichen wird, sondern auch, weil sie
mittlerweile die Aspirationen der meisten Koso-
voalbaner repräsentiert.“1

1 Chris Hedges, Kosovo's Next Masters?, in: Foreign Af-
fairs, (Mai/Juni 1999), S 24.

Wenn man in Betracht zieht, daß noch vor zirka
zwei Jahren Ibrahim Rugova bei mehreren Gele-
genheiten Zweifel an der Existenz der UCK for-
mulierte und sogar den Verdacht äußerte, die 
UCK sei ein Produkt serbischer Geheimdienste,
dann ist der inzwischen eingetretene Bedeutungs-
wandel der UCK sehr beeindruckend.

Tatsache ist, daß die UCK in einer Situation ent-
stand, die der frühere Präsident des Präsidiums
der Jugoslawischen Föderation, Janez Drnovsek,
wie folgt skizzierte: „Das serbische Regime war
nicht für Kompromisse. Im Kosovo gab es keine
Möglichkeit mehr für den Dialog. Die großserbi-
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sehe Politik und Konzeption trat immer klarer an
den Tag. Mit harter Hand konsolidierte Serbien
die eigene Republik und verhielt sich drohend
gegen die anderen.“2 In einer solchen Situation
war es naheliegend, zu erwarten, daß neben dem
gewaltlosen Widerstand, der mit dem Namen Ibra-
him Rugova verbunden war, sich auch wesentlich
radikalere Strömungen konstituieren würden:
„What is most striking, then, about the KLA insur-
rection is not that it occurred but that it took so
long to occur.“3

2 Janez Drnovsek, Meine Wahrheit. Zürich 1998, S. 227f.
3 C. Hedges (Anm. 1), S. 26. KLA = Kosovo Liberation
Army.
4 Stephan Lipsius, Untergrundorganisationen im Kosovo -
Ein Überblick, in: SÜDOSTEUROPA, 47 (1998) 1-2, S.79. 5 C. Hedges (Anm. 1), S. 28.

Bei der Entstehung der UCK sind im wesentlichen
drei Faktoren zu berücksichtigen: Die wichtigste
Komponente war die Organisation des bewaffne-
ten Widerstandes, der vor allem von Angehörigen
der-Familie Jashari getragen wurde, die in der
Region Drenica beheimatet ist. Zweitens bestand
mit kosovoalbanischen Polizei- und Militärangehö-
rigen ein Potential, das von der serbischen Repres-
sionspolitik ins berufliche Abseits gedrängt wor-
den war und das sich für den Aufbau militärischer
Strukturen des bewaffneten Widerstandes zur Ver-
fügung stellte. Stephan Lipsius sieht in dieser
Komponente den „harten Kern der Untergrundar-
mee. was4 aber meines Erachtens nur in quasi
professionell-technischer Hinsicht behauptet wer-
den kann angesichts des dominierenden Charis-
mas, das von den führenden Persönlichkeiten der
Familie Jashari, vor allem den Brüdern Adem und
Hamze Jashari, eingebracht wurde. Der Vater,
Shaban Jashari, war seit langem eine bekannte
Persönlichkeit in kosovarischen Widerstandskrei-
sen. Bereits in den sechziger Jahren hatte er zur
Zeit des berüchtigten Innenministers und Sicher-
heitschefs Rankovic, der auf dem ZK-Plenum von
Brioni 1966 entmachtet worden war, Berufsverbot
als Lehrer erhalten, weil er öffentlich den Repu-
blikstatus für das Kosovo gefordert hatte. Festzu-
halten ist an dieser Stelle nur soviel: Die UCK ist
in ihren Kernelementen aus der Bevölkerung des
Kosovo erwachsen, wobei im Widerstand profi-
lierte Persönlichkeiten und Familien wichtige
organisatorische Kristallisationskerne bildeten.

Als dritte und relativ unwichtigste Komponente,
über deren Rolle noch spekuliert werden muß, gab
es eine Gruppe pro-albanischer, d.h. Pro-Enver-
Hoxha-Stalinismus-Sympathisanten, die aber nach
den Eindrücken, die der Autor in Gesprächen mit
führenden UCK-Vertretern gewonnen hat, schon
in Anbetracht der völlig geänderten Umstände so
gut wie keine Rolle mehr spielen. Chris Hedges
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meint zu dieser Komponente, die für ihn „die
zweite“ ist, neben einer ersten „rechten", die für
ihn aus „Söhnen und Enkeln pro-faschistischer
Milizionäre“ besteht, die in der Tradition der „SS-
Division Skanderbeg“ stehen: „Die zweite UCK-
Faktion, die vor allem von Führern im Exil gebil-
det wurde, besteht aus alten Stalinisten, die der-
einst von dem xenophobischen Enver Hoxha, dem
albanischen Diktator, der 1985 starb, gefördert
wurden. Diese Gruppe führte eine militant-separa-
tistische Bewegung, die in der Tat auf Integration
in Hoxhas Albanien aus war. Die meisten dieser
Führer waren Studenten an der Universität Pri-
stina nach 1974, als Belgrad der Provinz Autono-
mie gewährte. Befreit von der Aufsicht durch
Jugoslawien, importierte die Universität tausende
von Textbüchern, herausgegeben vom stalinisti-
schen Regime Hoxhas, zusammen mit mindestens 
einem Dutzend militanter albanischer Professo-
ren. Im Rahmen ihres Studienganges begann die
Universität heimlich, die jungen kosovarischen
Führer in der Kunst der Revolution zu schulen.
Nicht nur kam eine große Anzahl der UCK-Füh-
rung aus der Universität, sondern auch, bezeich-
nenderweise, die Führung der ethnischen Albaner
in Makedonien.“5

Die Vorstellung von der UCK als einer in einen
rechtsradikalen und einen linksradikal bzw. stalini-
stischen Flügel gespaltenen Organisation, wie sie
Chris Hedges zu vermitteln versucht, geht, zumin-
dest in der heutigen Situation, völlig an der Reali-
tät vorbei. Wenn diese Vorstellung irgendwann
einmal Bezug zur Realität gehabt haben sollte,
dann hat sich das Bild unter dem mit der militäri-
schen Auseinandersetzung gegebenen Problem-
druck inzwischen völlig verändert: Die Stärke der
UCK besteht heute darin, daß sie in ihrer wesent-
lichen Komponente aus „ihrer“, der unmittelbar
betroffenen Bevölkerung erwachsen ist und in der
engen Verbindung zur kosovoalbanischen Bevöl-
kerung ihr Lebenselement hat.

Die UCK bewegt sich seit langem im Kosovo wie
der sprichwörtliche „Fisch im Wasser“, und sie
hätte letztendlich nur zerschlagen werden können,
wenn es gelungen wäre, quasi das Wasser zu ent-
fernen, sprich: das Kosovo albanerfrei zu machen.
Daran ist Milosevic gescheitert, und deshalb hat
die UCK die kriegerischen Auseinandersetzungen
nicht nur überlebt, sondern sie wird auch einen der
wichtigsten Faktoren, wenn nicht den wichtigsten
Faktor in der kosovarischen Nachkriegspolitik bil-
den. Aus diesem Grund haben sich auch die Bezie-
hungen westlicher Staaten, vor allem der USA, zur
UCK seit Beginn dieses Jahres intensiviert und
verbessert. Inzwischen hat die UCK das von serbi-
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sehen Stellen aufgebaute Image einer durch krimi-
nelle Aktivitäten finanzierten terroristischen
Organisation weitgehend korrigieren können. Nie-
mand, der mit Führungspersönlichkeiten der UCK
in engeren Kontakt getreten ist - etwa Vertreter
westlicher Regierungen bei den Verhandlungen in
Rambouillet zweifelt ernsthaft daran, daß die
UCK eine demokratische Ordnung westlichen
Zuschnitts im Kosovo anstrebt. Unterstützt wird
dieser Eindruck des Wunsches nach grundsätzli-
cher Affinität zum westlichen Demokratietyp auch
durch den Umstand, däß die UCK auf Angebote
islamischer Staaten, Waffen zu liefern, nicht einge-
gangen ist. Das ist um so überzeugender, als das
größte Defizit der UCK - neben der aufgrund der
Umstände unzureichenden Ausbildung - im Man-
gel an qualitativ anspruchsvollen Waffen bestand,
etwa hochwertigen Scharfschützengewehren, pan-
zerbrechenden Waffen und tragbaren Luftabwehr-
systemen: Daß die UCK entsprechende Angebote
nicht angenommen hat, hat auch der serbischen
Propaganda, die die UCK wiederholt in die Nähe
des islamischen Fundamentalismus zu rücken ver-
suchte, den Wind aus den Segeln genommen6.

______ \
6 Persönliche Gespräche des Autors mit UCK-Vertretern. 7 C. Hedges (Anm. 1),S. 42.

Wenn heute gegenüber der UCK Vorbehalte
bestehen, dann sollten diese nicht auf Terrorismus-
oder Fundamentalismusverdacht beruhen. Wozu
die UCK bzw. die von ihr dominierte, nach Ram-
bouillet gebildete „Kriegsregierung“ aber jetzt
nach dem Abzug der serbischen Armee und para-
militärischen Einheiten aus dem Kosovo Stellung
beziehen muß, ist erstens die Frage nach der Auf-
hebung ihrer Präsenz in Nordalbanien und zwei-
tens ihre Position gegenüber der albanischen Min-
derheit in Mazedonien.

Die Präsenz der UCK in Nordalbanien hat sich im
Gefolge der Flüchtlingswelle deutlich verstärkt:
Die UCK trat nicht nur in den Flüchtlingslagern
zunehmend als Ordnungsmacht auf, sondern es
war ihr auch gelungen, mit den wichtigsten Clan-
führern quasi Friedensabkommen zu schließen,
nachdem es wiederholt zu Überfällen auf UCK-
Angehörige gekommen war, denen meist die Waf-
fen abgenommen wurden. Ohne hierbei tiefer in
Details eindringen zu wollen, kann festgestellt
werden, daß die UCK dabei ist, sich in Nordalba-
nien stärker zu etablieren, was zu einer weiteren
Erosion der ohnehin kaum existenten Kontrolle
führen dürfte, die die Regierung in Tirana über die
nördlichen Landesteile ausübt. Es kann, mit ande-
ren Worten, nicht ausgeschlossen werden, daß ein
von der UCK politisch dominiertes Nachkriegsko-
sovo in eine so enge Verbindung mit einem eben-
falls UCK-durchsetzten Nordalbanien eintritt, daß 
die staatliche Integrität der Republik Albanien

ernsthaft in Frage gestellt würde. Diese Möglich-
keit müßte meines Erachtens auch deshalb ernst
genommen werden, da das Kosovo und Nordalba-
nien eine ethnisch bedingte, soziokulturelle wech-
selseitige Affinität besitzen, deren politische
Bedeutung nicht unterschätzt werden dürfte.
Damit soll nicht gesagt sein, daß die UCK die
Destabilisierung Albaniens zum Ziel hat, sondern
auf gewisse mögliche Entwicklungen hingewiesen
werden, denen sich die UCK möglicherweise gar
nicht entziehen könnte, würde sie nicht rechtzeitig
durch Unterstreichung des provisorischen Charak-
ters ihrer Präsenz in Nordalbanien entsprechende
Vorkehrungen treffen.

Ein womöglich noch größeres Problem stellt die
Frage nach der Zukunft der albanischen Minder-
heit in Mazedonien dar, für die eine Annäherung
an ein von der serbischen Herrschaft befreites
Kosovo das Vehikel eigener Autonomiebestrebun-
gen sein könnte. Die dann zu erwartende Destabi-
lisierung Mazedoniens würde so viele gefährliche
Imponderabilien enthalten, daß gar nicht früh
genug - vor allem seitens der UCK - die Voraus-
setzungen definiert werden können, unter denen
die staatliche Integrität Mazedoniens garantiert
werden könnte.
Unabhängig von den Einwänden, die der eine
oder andere gegenüber der UCK hat, ist von einer
Entwicklung auszugehen, die Chris Hedges wie
folgt beschreibt: „Im Kosovo kann die Stationie-
rung internationaler Truppen den Ausbruch
umfassender Kämpfe verhindern und so die Atem-
pause ermöglichen, die nötig ist, um eine gangbare
Lösung auszuhandeln. Aber in Anbetracht der tie-
fen Kluft zwischen den Konfliktparteien ist letzte-
res kaum wahrscheinlich. Die internationale
Gemeinschaft wäre dann mit der schwerwiegen-
den Wahl konfrontiert, entweder für lange Zeit im
Kosovo zu bleiben oder nach der vorgeschlagenen
Periode von drei Jahren abzuziehen, wobei es
wahrscheinlich wäre, daß man auf beiden Seiten
der Demarkationslinie wieder zu den Waffen grei-
fen würde. Letztendlich wird es zu folgendem
Ergebnis kommen: Unter Führung der UCK wird
sich das Kosovo entweder mittels Verhandlungen
oder durch Gewalt von Serbien trennen.“7

III. Besonderheiten
des bewaffneten Kampfes

Was die Entwicklung der kosovarischen politi-
schen Organisationen bzw. Untergrundorganisa-

»
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tionen betrifft, gebührt Stephan Lipsius das Ver-
dienst. einen auf seriöser Recherche basierenden
Bericht verfaßt zu haben8. Was den organisierten
bewaffneten Widerstand anbelangt, so entstanden
die ersten Keimzellen der UCK etwa zu Beginn 
der neunziger Jahre, also quasi zeitgleich mit den
Bemühungen der LDK (Demokratische Liga von
Kosovo) unter ihrem Führer Ibrahim Rugova nach
der Liquidierung des Autonomiestatus des Kosovo
durch Belgrad, die Legitimität der serbischen
Herrschaft durch Aufbau eines ..Parallelstaates“ in
Frage zu stellen und gleichzeitig mit friedlichen
Mitteln, einem Mix aus Wahlboykotts, Dokumen-
tation von Menschenrechtsverletzungen und dem 
Bemühen um eine Internationalisierung des Kon-
flikts, die Rechte der Kosovoalbaner zu verteidi-
gen bzw. wiederherzustellen9.

8 Vgl. St. Lipsius (Anm. 4).
9 Vgl. Noel Malcolm. Kosovo - A Short History, London
1998, S. 348 ff.

10 Grundlage für diese Aussage sind zahlreiche Gespräche
Aganis mit dem Autor im Zeitraum 1969-1974.

Die ersten Operationen der UCK .bzw. von militä-
rischen Zellen, aus denen sie sich entwickelt hat,
gehen auf das Jahr 1993 zurück, waren aber in
ihrem Umfang so bescheiden, daß sie keine
Medienresonanz fanden. Trotzdem ist der verhält-
nismäßig frühe Zeitpunkt, zu dem der organisierte
bewaffnete Widerstand einsetzte, in mehrfacher
Hinsicht interessant: Er stellt nämlich die These in
Frage, daß der bewaffnete Widerstand erst ein-
setzte, nachdem sich der mit dem Namen von Ibra-
him Rugova verbundene gewaltlose Widerstand
als unwirksam erwiesen hatte. Wenn es aber rich-
tig ist, daß sich gewaltloser und bewaffneter
Widerstand quasi zeitgleich entwickelten, dann
muß man auch davon ausgehen, daß es ganz ver-
schiedene Kreise waren, die die einander wider-
sprechenden Konzepte von Widerstand zu realisie-
ren versuchten. Somit liegt die Vermutung nahe,
daß diese Kreise so gut wie keine Kommunikation
miteinander unterhielten. Es wäre sonst auch nicht
erklärbar, daß Rugova noch Jahre nach den ersten
Operationen der UCK wiederholt Zweifel an der
Existenz einer solchen Organisation äußerte bzw.
sogar auf die Möglichkeit hinwies, die UCK
könnte eine Schöpfung des serbischen Geheim-
dienstes zum Zweck der Provokation sein.

In der Tat handelte es sich bei den Trägem des
gewaltlosen und denen des bewaffneten Wider-
standes um gänzlich verschiedene Personenkreise:
Erstere sind zum Teil hochgebildete Intellektuelle
wie Rugova, ein Literaturhistoriker mit großer
Ausländserfahrung, und der tatsächliche „Kopf"
der LDK. Rugovas Stellvertreter, der Soziologe
Fehmi Agani. Agani wurde nach Beginn der Nato-
Operation auf der Flucht von serbischen Sicher-
heitskräften ermordet. Aganis Hauptanliegen war

die Sicherung der kosovoalbanischen kulturellen
Identität - ein Ziel, das er bereits in der zweiten
Hälfte der sechziger Jahre in seiner Funktion als
Prodekan der Philosophischen Fakultät der Uni-
versität Pristina und zeitweiliger Direktor des dor-
tigen Albanologischen Instituts mit Zähigkeit und
größtem diplomatischen Geschick verfocht. Aga-
nis politisches Ziel war die Erlangung des Repu-
blikstatus innerhalb der Jugoslawischen Födera-
tion10. Als weiterer Spiritus rector jener Strömung,
die letztlich in die Programmatik der LDK ein-
mündete, darf der seit längerem verstorbene
Historiker an der Universität Pristina, Ah Hadri,
gelten. Agani und Hadri oblag im wesentlichen die
diffizile Aufgabe der Realisierung diverser Kultur-
protokolle, wie sie seit der zweiten Hälfte der
sechziger Jahre wiederholt aufgelegt wurden.
Diese Protokolle regelten die kulturellen und wis-
senschaftlichen Kontakte zwischen Pristina und
Tirana. In diesem Umstand, abgesehen von serbi-
scher Desinformation, könnten Gerüchte ihre
Grundlage haben, die UCK sei eine Gründung des
albanischen Geheimdienstes. Dabei würden aller-
dings Kulturprogramme, die auch vor dem Hinter-
grund der gemeinsamen albanisch-jugoslawischen
Perzeption einer sowjetischen Bedrohung gesehen 
werden müssen (1968 Okkupation der Tschecho-
slowakei), mit Geheimdienstoperationen verwech-
selt werden und die sich viel später erst formie-
rende UCK mit den geistigen Vätern des
politischen Widerstandes in einen unzulässigen
Zusammenhang gebracht werden.

Auch ein Verweis auf maoistische Organisationen
von Kosovoalbanern, wie er meist von serbischer
Seite ins Feld geführt wird, um die Urheberschaft
des albanischen Geheimdienstes „Sigurimi" für 
die UCK zu suggerieren, zielt aus mehreren Grün-
den ins Leere: Als sich die Vorläuferstrukturen der
UCK Anfang der neunziger Jahre im Zentralko-
sovo herauszubilden begannen, hatten sich besagte
„maoistische“ Organisationen - die „Organisation
der Marxisten-Lcninisten des Kosovo“ und die
..Kommunistische Marxistisch-Leninistische Partei
der Albaner Jugoslawiens“ - schon längst aufge-
löst. Zum anderen können „maoistische“ Organi-
sationen in den achtziger Jahren nicht mehr im
Auftrag des „Sigurimi“ tätig geworden sein, da der
albanische Diktator Enver Hoxha, er starb 1985.
bereits 1976 die seit zirka 1964 sehr engen Bezie-
hungen zur Volksrepublik China aufgrund von
Differenzen in der Europapolitik eingefroren
hatte. Seit 1976 spielte „Maoismus“ deshalb keine
Rolle mehr in Albanien, und dies war auch für den
„Sigurimi“ absolut verbindlich. Spätestens seit
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dem Tod Enver Hoxhas stand das von ihm entwik-
kelte Regime in einem so schwierigen Überlebens-
kampf. daß es ganz andere Sorgen hatte als die
Anzettelung militärischer Aktionen im Kosovo.

Der Kem der eigentlichen UCK. wie er sich
Anfang der neunziger Jahre vor allem im Zentral-
kosovo herausbildete, hatte mit der Welt der Intel-
lektuellen in Pristina so gut wie nichts gemeinsam.
Um verstehen zu können, warum sich unter der
einfachen Landbevölkerung überhaupt ein organi-
sierter Widerstand herausbilden konnte, sollte
man sich die ungebrochene Tradition des regiona-
len Autonomismus vor Augen führen, wie er vor
allem für die gegischen Albaner typisch ist. Mit
diesem zähen Autonomismus war schon die Zen-
tralisierungspolitik der Osmanen in der Tanzimat-
Ära (1839-1869) nicht fertig geworden. Auch das
Hoxha-Regime scheiterte bei seinem Versuch, die
nördlichen Landesteile zu kollektivieren

11

12. Ein
weiterer wichtiger Faktor war das uralte Gewohn-
heitsrecht, das vor allem in den ländlichen Gebie-
ten auch heute noch eine gewisse Bedeutung hat
und in dem beispielsweise die Pflicht zur Blutra-
che unter bestimmten Voraussetzungen eine zen-
trale Stelle einnimmt. Vor diesem Hintergrund
war es verständlich, daß es nur eine Frage der Zeit
sein konnte, bis die serbische Unterdrückungspoli-
tik eine so große „kritische Masse“ von Animosi-
tät bei den mehr traditionalistisch strukturierten
Teilen der kosovarischen Gesellschaft angehäuft
hatte, daß diese „kritische Masse“ schließlich in
Form des bewaffneten Kampfes explodierte.

11 Vgl. Historia e Shqiperise, Bd. II. Tirana 1965, S. 39-92.
12 Vgl. Klaus Lange. Die Agrarfrage in der Politik der Par-
tei der Arbeit Albaniens. München 1981.

In ihren frühen Entwicklungsphasen, d.h. von
zirka 1992 bis zur Veröffentlichung erster „Kom-
muniques“ im Frühjahr 1996, war die UCK eher
eine Widerstandsorganisation als eine Befreiungs-
bewegung. Es standen also die Verteidigung gegen
Übergriffe bzw. das militärische Abstecken von
Gebieten, die für die serbischen Sicherheitskräfte
„no go-areas“ wurden, im Zentrum der Aktivitä-
ten. Diese strategische Begrenzung auf Verteidi-
gung und Sicherung war im regionalen Autono-
mismus begründet, der vorerst keine weiteren
Ambitionen als den Selbstschutz hatte, aber auch
in der Begrenztheit der militärischen Mittel.
Sowohl aufgrund der Ausbildung als auch von der
Bewaffnung her war die frühe UCK für die hoch-
gerüsteten serbischen Sicherheitskräfte überhaupt
kein Gegner. Es fehlte an erfahrenen Ausbildern
und Truppenführern und vor allem an wirkungs-
vollen Waffen wie hochwertigen Scharfschützenge-
wehren und panzerbrechenden Mitteln. Diese

Situation begann sich ab Frühjahr 1997 etwas zu
bessern, nachdem im Gefolge der albanischen
Unruhen im Frühjahr 1997 die dortigen Waffenla-
ger der Armee geplündert und ein Großteil dieser
Waffen über die albanische Nordgrenze in das
Kosovo verschoben worden war. Trotzdem blieb
die grundsätzliche Unterlegenheit der UCK
bestehen, da auch die Qualität dieser Waffen oft in
keiner Weise den militärtechnischen Erfordernis-
sen entsprach. Auch der Mangel an erfahrenen
Soldaten ging zurück, da nach dem Ende der Kon-
flikte in Bosnien und Kroatien kosovoalbanische
Offiziere, die, wie z. B. der Generalstabschef der
UCK, Agim Ceku, auf Seiten der Kroaten oder
Bosniaken gegen die Serben gekämpft hatten, nun
bei der UCK einen neuen Aufgabenbereich sahen.

Der Verlauf der Kampfhandlungen seit 1997 war
dadurch gekennzeichnet, daß die UCK immer wie-
der versuchte, „befreite Gebiete“ auszuweisen und
abzusichern, die aber dann früher oder später von
den überlegenen serbischen Kräften wieder
besetzt werden konnten. Genaugenommen war
die Kriegsführung der UCK eine Serie von Nieder-
lagen, mit einer Einschränkung: Die UCK konnte
zwar viele Male vertrieben, aber nie vernichtet
werden. Eine alte militärische Erfahrung aber
besagt, daß eine Guerrillatruppe, die nicht ver-
nichtet werden kann, sich letztendlich auf der Sie-
gerstraße befindet. Das war wohl auch die Mei-
nung der Serben, die nach dem militärischen
Beinahe-Desaster der UCK im Sommer 1998 erle-
ben mußten, wie sich die Organisation schnell wie-
der erholte und auch, vor allem aufgrund der
mittlerweile kräftig fließenden Spenden der koso-
voalbanischen Diaspora, deutlich verbessern
konnte. Zu diesem Zeitpunkt dürfte die serbische
Führung die Operation „Hufeisen“ zu planen
begonnen haben, nicht nur als Lösung des Kosovo-
Problems, sondern auch aus militärischen Grün-
den: Der UCK sollte die Bevölkerung als ihr
Lebens- und Überlebenselement entzogen wer-
den.

Diese Rechnung wurde durch das Eingreifen der
Nato zunichte gemacht, und die UCK ist heute,
nach dem serbischen Abzug, wohl der wichtigste
Faktor in der kosovoalbanischen Politik. Das wird
sie aber auf die Dauer nur bleiben können, wenn
sie ihre Transformation von einer Guerrillatruppe
zu einer vorwiegend politischen Organisation
erfolgreich zu bewerkstelligen in der Lage sein
wird. „Erfolgreich“ heißt: Zusammenarbeit mit
allen relevanten politischen Gruppierungen, vor
allem auch mit der LDK Rugovas, deren vorwie-
gend von ihr getragene, von Bujar Bukoshi
geführte Regierung auf einer nicht zu unterschät-
zenden Legitimationsbasis steht.
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Am 20. Juni 1999 hat der Ministerpräsident der
„anderen“ kosovarischen, „provisorischen“ Regie-
rung und politischer Sprecher der UCK, Hashim
Thaqi, das Abkommen mit der KFOR unterschrie-
ben, das in genau festgelegten zeitlichen Schritten
die Entmilitarisierung der UCK innerhalb von
insgesamt 90 Tagen regelt und Perspektiven ihrer
Transformation definiert. Unter Punkt 25 des
Abkommens, das für die KFOR von ihrem Ober-
kommandierenden General Mike Jackson unter-
schrieben wurde, wird die Zukunftsperspektive für
die UCK wie folgt definiert: „Die UCK beabsich-
tigt den Bestimmungen der Resolution 1244 des
UN-Sicherheitsrates zu folgen, und in diesem
Zusammenhang soll die Internationale Gemein-
schaft den Beitrag der UCK während der Kosovo-
Krise angemessen und voll berücksichtigen und
entsprechend angemessen erwägen, daß

a) vor dem Hintergrund der Transformation der
UCK und ihrer Strukturen die UCK individuelle
Mitglieder zur Teilnahme in Verwaltung und bei
den Polizeikräften vorzuschlagen verpflichtet ist,
wobei in Anbetracht der Expertise, die sie entwik-
kelt haben, sie sich besonderer Erwägung erfreuen
sollen,

b) eine Armee im Kosovo nach dem Muster der
US-Nationalgarde in angemessenem Zeitraum
gebildet werden soll, als Teil eines politischen Pro-
zesses, der die Zukunft des Kosovo determinieren
soll, wobei das Abkommen von Rambouillet
Berücksichtigung finden soll.“

IV. Die UCK - ein seriöser Partner?

im Drogengeschäft tätig war oder ist. Was mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit dagegen
angenommen werden kann, ist, daß ein Teil der an
die UCK geflossenen Gelder aus kriminellen Akti-
vitäten stammt und die UCK nicht jeden Eingang
auf ihre Konten dahingehend überprüfen konnte,
ob es sich um illegal oder legal erworbene Gelder
handelte. Das wäre technisch einfach unmöglich
gewesen.

Einige Beispiele für Informationen, aus denen
man kriminelle Tätigkeiten der UCK ableitete,
waren: In der Belgrader (!) Zeitung „Politika“
vom 2. Oktober 1998 berichtete ein „jugoslawi-
scher Drogenexperte“, daß die UCK in Albanien
am Tauschhandel Drogen gegen Waffen „direkt“
teilhabe. Und merkwürdigerweise reiht der
„Experte“ im selben Atemzug die UCK in eine so
heterogene Gesellschaft wie die „Grauen Wölfe“
(Türkei), die „Pasdaran“ (Iran) und die „Taliban“
(Afghanistan) ein. Unter Berücksichtigung des
jeweils völlig verschiedenen Charakters der
genannten Organisationen fällt es schwer, dieser
Analyse Glauben zu schenken. Geschickter ist
aber der Versuch des „Experten“, die (nicht zu
bezweifelnde!) große Bedeutung der albanischen 
Mafia im Heroinhandel - unbelegt - als Aktivität
der UCK zu suggerieren, nach der Logik: Viele
Albaner handeln mit Drogen, die UCK besteht
aus Albanern, also handelt die UCK mit Drogen.

Am 24. März 1999 meldete die französische Nach-
richtenagentur AFP, daß die Londoner „Times“
darüber berichtete, daß die UCK ihren Kampf
„... zum Teil mit Drogengeldern ..finanziere.
Kosovoalbaner seien am Drogenhandel beteiligt
und lieferten die Profite nach Hause. Außerdem
bereite Europol einen Bericht vor, aus dem nach
Ermittlungen des BKA hervorgehe, daß „... der
Heroinhandel in Westeuropa inzwischen größten-
teils in die Hände von Kosovo-Albanern überge-
gangen sei“. Ein Nachweis - wie Namen, Ort und
Zeit - der von der UCK durchgeführten Transak-
tionen unterbleibt auch hier.

Auch die russische Agentur „Novosti“ berichtete
am 24. März 1999 vom „Verdacht“, daß „. .. the
world drug mafia is financing the Kosovo Libera-
tion Army ..Und schwedische „intelligence
informations“ stützen die Annahme einer „Ver-
bindung zwischen UCK und Drogengeld“. Außer-
dem behaupteten laut „Novosti“ (ungenannte)
deutsche Polizeiexperten, daß die UCK seit
Beginn ihres Kampfes 900 Millionen D-Mark
erhalten habe, wovon die Hälfte aus Drogengel-
dern stamme. Beweise für diese Behauptungen
konnten aber bisher nicht erbracht werden.
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Mit der Unterzeichnung des Abkommens vom
20. Juni 1999 hat sich die UCK nicht nur zu Entmi-
litarisierung und Transformation verpflichtet, son-
dern auch gleichzeitig implizit den „Ritterschlag“
als wichtiger Träger zukünftiger Sicherheits- und
anderer Strukturen im zukünftigen Kosovo erhal-
ten. Seit einiger Zeit häufen sich jedoch die
Bedenken gegenüber einer Partnerschaft mit der
UCK, da diese in einem Ausmaß in den internatio-
nalen Drogenhandel verwickelt sei, das sie als
Partner disqualifizieren muß.

Was ist wahr an solchen Beschuldigungen, die,
wenn sie zuträfen, selbstverständlich zur Liquidie-
rung der UCK als Faktor beim Aufbau neuer
Strukturen im Kosovo führen müßten? Eine etwas
genauere Prüfung der Grundlagen solcher
Anschuldigungen zeigt, daß bisher keinerlei
Beweise dafür vorliegen, daß die UCK selbst aktiv



V. Zur Zielsetzung der UCK

Die UCK war bis zur Unterzeichnung des Abkom-
mens vom 20. Juni 1999 ausschließlich eine militäri-
sche Organisation mit dem vorrangigen Ziel der
Befreiung des Kosovo von der Unterdrückung
durch die serbischen Sicherheitskräfte. Zwar ver-
fügte der Generalstab der UCK über eine Art
„politisches Direktorat“, an dessen Spitze Hashim
Thaqi stand, aber dieses politische Element hatte
erst verhältnismäßig spät an Bedeutung gewonnen,
und das auch nur als Koordinationsstelle für die
sich seit Sommer 1998 verdichtenden diplomati-
schen Kontakte. Die Entwicklung eines politischen
Programmes wurde von der UCK vor dem Hinter-
grund der erbitterten militärischen Auseinander-
setzung nicht als prioritär empfunden. Anders stellt 
sich die Frage bei den politischen Parteien, die sich
im Laufe der Zeit der UCK angenähert haben und
mit ihr, wie etwa im Fall der LPK (Volksbewegung
von Kosovo), eine partielle Symbiose eingegangen
sind. Welche programmatischen Impulse sind von
daher möglicherweise an die UCK herangetragen
worden?

In diesem Zusammenhang sei grundsätzlich darauf
hingewiesen, daß politische Parteien auf dem Bal-
kan traditionsgemäß in geringerem Umfang Pro-
grammparteien sind, als das in Westeuropa der
Fall ist. Von daher ist es in einigen Fällen schwie-
rig, Programmpunkte zu identifizieren, die mit
Sicherheit als langfristige Zielsetzung in Frage
kommen könnten. Für den dargelegten Zusam-
menhang sind zwei Zielsetzungen wichtig, die auf
ihre Relevanz für die UCK hin überprüft werden
sollten: Schaffung einer selbständigen „Republik
Kosovo“ und Verwirklichung von „Großalbanien".

Was die erstere Zielsetzung angeht, so besteht
quer durch alle wichtigen Parteien die einmütige
Auffassung, daß am Ziel der staatlichen Souverä-
nität für das Kosovo festgehalten werden muß.
Dabei fühlt man sich an das Referendum vom Sep-
tember 1991 gebunden, in dem nach Angaben der
Organisatoren 87 Prozent der Wahlberechtigten
teilnahmen, von denen wiederum 99 Prozent für 
eine unabhängige Republik stimmten13. Diesem
Ziel fühlt sich auch die UCK verpflichtet.

13 Vgl. N. Malcolm (Anm. 9), S. 347.

Was die Schaffung eines „Großalbanien“ betrifft,
d. h. die Vereinigung der wesentlichen albanischen
Siedlungsgebiete in einem Staat, so wurde diese
Zielsetzung gelegentlich von Teilen der LPK,
LPCK (Volksbewegung für die Befreiung Koso-
vos) und LBDK (Bewegung für die demokratische

Vereinigung Kosovos) - nicht aber so sehr von der
LDK - vertreten. Entsprechend wurden auch
innerhalb der UCK von einigen Repräsentanten,
allerdings in wesentlich geringerem Maß als in den
Parteien, entsprechende Planspiele konstruiert.

Im Augenblick steht „Großalbanien“ für die UCK
nicht auf der politischen Agenda. Primär wird man
mit dem Aufbau des Kosovo auf lange Zeit
beschäftigt sein, und die politischen Eliten in
Tirana und Pristina sehen keinerlei Vorteile in
einer Vereinigung. Die Regierung in Tirana ist bei
aller Sympathie für das Kosovo nicht daran inter-
essiert, den gegischen Bevölkerungsanteil im Ver-
gleich zu dem toskischen im Süden des Landes
übermächtig werden zu lassen, was infolge einer
Vereinigung der Fall wäre. In Pristina geht man
davon aus, daß man bald den wirtschaftlichen Vor-
kriegsstandard wieder erreichen und sogar über-
schreiten wird, während man in Albanien, wie das
früher auch schon war, eher den „armen Verwand-
ten“ sieht, zu dem man sich zwar bekennt, mit
dem man aber auf Dauer nicht unter einem Dach
leben will.

Unklar ist allenfalls der zukünftige Status der Alba-
ner in Mazedonien. An dessen territorialer Integri-
tät darf auf keinen Fall gerüttelt werden, will man
nicht einen weiteren Konflikt auf dem Balkan ris-
kieren. Auf dieses Thema angesprochen, weisen
UCK-Vertreter darauf hin, daß die UCK eine rein
kosovarische Organisation und nicht die politische
Vertretung der Albaner in Mazedonien sei. In
Anbetracht des Status der Albaner in Mazedonien,
der wesentlich besser ist, als es der der Kosovo-
Albaner war, ist allerdings auch nicht damit zu
rechnen, daß sich in Mazedonien in überschauba-
ren Zeiträumen eine ähnlich explosive Situation
ergeben wird, wie das im Kosovo der Fall war.

Das Thema „Aufbau und Entwicklung“ steht
heute im Mittelpunkt. Das gilt auch für die UCK, 
die im Zuge ihrer eingeleiteten Transformation
einen mehr politisch-zivilen Charakter anzuneh-
men beginnt: Der ehemalige Kämpfer, der damit
beginnt, erste Verwaltungsstrukturen aufzubauen
oder die Müllabfuhr zu organisieren, ist heute
schon keine Seltenheit mehr. Optimistisch stimmt
auch die Tatsache, daß die UCK mit den übrigen
politischen Parteien immer intensiver kommuni-
ziert und darüber hinaus auch versucht, politisch
ungebundene Fachleute in den Aufbauprozeß ein-
zubinden. Dem langjährigen Beobachter der
gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse im
Kosovo erscheint es als sehr plausibel, daß die
UCK in Kooperation mit Persönlichkeiten wie
Rugova, Bukoshi, Qosja u. a. einen konstruktiven
Beitrag zum Wiederaufbau des Landes leisten
wird.

39 Aus Politik und Zeitgeschichte B 26/99



Jens Reuter: Die Entstehung des Kosovo-Problems

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/99, S. 3-10
Das Kosovo-Problem ist ein klassisches Beispiel für einen Territorialkonflikt, in dem historisch
begründete mit ethnisch fundierten Ansprüchen zusammenprallen. Die Serben behaupten, daß das
Kosovo im Mittelalter die Wiege ihrer Kultur und Kirche sowie das politische Zentrum ihres Rei-
ches war. Für sie ist es das „serbische Jerusalem“. Die Kosovo-Albaner dagegen meinen, sie seien
die Abkömmlinge der alten Illyrer und damit die Ureinwohner dieser Region. Als das älteste Volk
auf dem Balkan hätten sie schon lange Zeit im Kosovo gelebt, bevor die Slawen am Ende des
6. Jahrhunderts auf den Balkan kamen. Der Beitrag beschreibt die Verwobenheit von politischer
Mythologie und Realgeschichte und zeigt die Brisanz auf, die sie bis heute besitzt.

Wolf Oschlies: Zur Haltung der südosteuropäischen Staaten im Kosovo-Konflikt

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/99, S. 11-21
Die militärische Auseinandersetzung zwischen der NATO und der Republik Jugoslawien ist zu Ende.
Dieser ungleiche Konflikt zwischen dem Militärbündnis des demokratischen Westens und einem post-
kommunistischen Diktator in Serbien ließ allen Anrainerstaaten keine Wahl: Zur NATO stehen hieß,
Glaubwürdigkeit zu demonstrieren und die'eigenen Chancen zur euroatlantischen Integration zu ver-
bessern. Es bedeutete aber auch, „Kollateralschäden“ durch Wirtschaftsverluste und Flüchtlings-
ströme hinzunehmen - ohne mehr als vage Hoffnungen auf „Kollateralnutzen“ dafür zu bekommen.

In der nächsten Zukunft werden die westlichen Länder und vor allem die EU gefragt sein: Milliarden
werden für den Wiederaufbau benötigt, ein „Stabilitätspakt“ soll den Balkan vor weiterer „Balkani-
sierung“ bewahren, und den Integrationswünschen der Balkanländer ist entgegenzukommen. Die
Notwendigkeit dazu ist unstrittig, die Risiken sind es aber auch: Die Schutz- und Hilfsbedürftigkeit
der Länder stellt sich für die EU als Belastung ihrer Strukturen, Ziele und Möglichkeiten dar.

Marie-Janine Calic: Die Jugoslawienpolitik des Westens seit Dayton

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/99, S. 22-32
Der serbisch-albanische Konflikt im Kosovo wurde vielfach vorhergesagt. Trotz seiner immensen
Sprengkraft blieb er aber bei den Friedensverhandlungen in Dayton ausgespart. Daß die präventive
Diplomatie, soweit sie überhaupt stattfand, auch in den Folgejahren scheiterte, ist nicht zuletzt auf
die diffuse Politik des Westens gegenüber der Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ) zurückzuführen.
Wichtige politisch-diplomatische Instrumente konnten wegen der anhaltenden Isolation des Landes
nicht zum Einsatz kommen, wie zum Beispiel die Mechanismen der OSZE, aus der die BRJ ausge-
schlossen ist. Auch nach dem Ende des Kosovo-Krieges bleiben dem Westen im Sommer 1999 die
Hände gebunden. Eine klar definierte Politik gegenüber Belgrad gibt es nicht. Als Ersatz dient die
gebetsmühlenartig wiederholte Forderung, daß Slobodan Milosevic von den Schalthebeln der Macht
entfernt werden müsse. Auch die Nach-Milosevic-Ära dürfte jedoch von tiefgreifenden strukturellen
Problemen im ökonomischen, politischen und verfassungsrechtlichen Bereich geprägt bleiben. Die
BRJ bildet derzeit den gefährlichsten Krisenherd Südosteuropas.

Klaus Lange: Die UCK - Anmerkungen zu Geschichte, Struktur und Zielen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34/99, S. 33-39
Mit der Unterzeichnung des Abkommens vom 20. Juni 1999, das zwischen der UCK und der KFOR
geschlossen wurde und die Entmilitarisierung und die Transformation der UCK thematisiert, leitete
die Organisation den Beginn des Wandels von einer militärischen Befreiungsbewegung zu einem
zivilen Ordnungsfaktor ein. Die UCK hat seit ihren Anfängen zu Beginn der neunziger Jahre eine
Entwicklung von einer vorrangig regionalen, autonomistischen Widerstandsorganisation, deren
Kerngebiete in vorwiegend ländlichen Regionen zu finden waren, hin zu einer das gesamte Kosovo
umfassenden Befreiungsbewegung durchlaufen. Für die UCK steht das Thema des Wiederaufbaues
und der Schaffung einer Zivilverwaltung im Vordergrund. Es besteht gerade angesichts des heutigen
Problemdruckes Anlaß zur Hoffnung, daß sie sich trotz des hohen Prestiges, das sie bei der Bevölke-
rung genießt, mit den anderen wichtigen Parteien letztendlich in einer pragmatischen Kooperation
finden wird.
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